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Art  und  Bedeutung  der  Fragestellung. 

I. 

Das  Reich  der  Verfassung  Bismarcks  ist  bis  nahe  an  sein  Ende 
den  Grundzügen  seines  bundesstaatlichen  Programmes  treu  geblieben. 
Damit  steht  nicht  im  Widerspruch  die  Entwicklungsrichtung,  die 
man  gewöhnlich  als  unitarische  zu  bezeichnen  pflegt.  Denn  dieser 
unitarische  Prozeß  war  im  Grunde  nichts  anderes  als  der  Ausbau 
des  Bundes,  über  welchem  die  Verfassung  ein  bundesstaatliches  Dach 
errichtet  hatte,  zum  wirklichen  Bundesstaat.  Ein  Bund  deutscher 
Einzelstaaten  war  da,  die  in  vielen  Punkten  zunächst  auf  dem  Papier 
stehende  bundesstaatliche  Gestaltung  war  insoweit  nur  ein  Plan,  nach 
welchem  es,  durch  Inkraftsetzung  der  unitarischen  Verfassungs- 
elemente, erst  zu  bauen  galt^).  Staatsrechtliche  Bausteine  und  Binde- 
mittel hierbei  waren  der  Gebrauch  von  Gesetzgebungskompetenzen, 
welche  die  ursprüngliche  Verfassung  dem  Reiche  verliehen  hatte,  je 
nach  Bedarf  auch  die  Ausdehnung  dieser  Kompetenzen  mittels  Aen- 
derungen  der  Verfassung,  ferner  der  Ausbau  der  Verwaltung  und  der 
Organe  des  Reiches.  Parallel  mit  dem  Fortschreiten 
jenes  Aus b aus  mußte  das  Anwendungsgebiet  einzel- 
staatlicher Einflußausübung  auf  die  Reichswillens- 
bildung an  Umfang  wachsen  und  in  dieser  Richtung 
mußte  sich  das  Betätigungsfeld  einzelstaatlicher 
Geltung  verschieben.  Eine  Einteilung  dieser  Entwicklung, 
die  nicht  in  ungebrochener  Linie  verlief,  nach  bestimmten  Stufen 
läßt  sich  für  die  Fi-iedenszeit  kaum  geben;  es  mag  etwa  erinnert 
werden  an  die  Beispiele  der  Reichszivilgesetzgebung,  der  Einbeziehung 
der  süddeutschen  Staaten  —  unter  teilweiser  Aufhebung  ihrer  ent- 
sprechenden Sonderrechte  —  in  die  Branntweinsteuergemeinschaft 
des  Reiches  und  endlich  an  den  Zugriff  des  Reiches  auf  die  direkten 
Steuerquellen   der  Einzelstaaten:    da,   wo  bisher  der  Einzelstaat  frei 


^)  Laband,  Geschichtliche  Entwicklung  der  Reichsverfassung,  Jahrb. 
d.  öff.  Rechts  I  S.  8 :  „Die  durch  die  Reichsverfassung  geschaffene  virtuelle 
Einheit  ist  zu  einer  aktuellen  geworden." 

Bilfinger,  Einfluß.  \ 
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vom  Reiche  bestimmt  hatte,    sah  er  sich  nun  auf  die  Einflußnahme 
beim  Reiche  angewiesen. 

Freilich  gestattete  die  geschriebene  A'^erfassung  dieses  Mitsprechen 
beim  Reiche  wesentlich,  wenn  auch  nicht  ausschließlich,  nur  als  ein 
mittelbares  durch  die  Zusammenfassung  der  individualistischen  Ein- 
flußbetätigung der  Einzelstaaten  in  den  Funktionen  ihres  Gesamt- 
vertretungsorgans,  des  Bundesrats.  Als  Reichsorgan  ^)  hatte  der 
Bundesrat  seinen  Einfluß  seinerseits  in  die  Wagschale  zu  werfen 
zugleich  mit  den  Einflüssen  anderer  Reichsorgane.  Die  staats- 
rechtliche Sondergeltung  der  Einzelstaaten  erlitt  daher  bei  jener 
Verschiebung  ihres  Betätigungsfeldes  jeweils  Verluste,  zunächst  durch 
den  Ausgleich  mit  den  übrigen  Einzelstaaten  im  „  bündisch -unitari- 
schen "^j  Faktor  des  Bundesrats,  weiter  mit  den  übrigen  Organen 
der  Reichswillensbildung. 

Der  einzelstaatliche  Geltungsgedanke,  in  diesem  Zusammenhang 
bündischer  Geltung  gleichzusetzen,  erlebte  eine  Metamorphose,  einen 
Umwandlungsprozeß  innerhalb  seiner  beiden  Hauptmomente.  Das 
negative  und  neutrale  Moment  bündischer  Geltung,  die  freie  Sphäre, 
verlor  an  Umfang  und  wurde  beschränkt  zugunsten  des  positiven  und 
aktiven  bündischen  Momentes,  das  zugleich  als  ein  einheitspolitisches 
wirkte,  nämlich  der  Beteiligung  am  Reichswillen. 

Hält  man  sich  diese  allgemeine  Entwicklungsrichtung  vor  Augen, 
so  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  mit  ihrem  Fortschreiten  die  Frage 
des  Einflusses  der  Einzelstaaten  auf  die  Reichswillensbildung  schon' 
unter  der  früheren  Verfassung  ein  Brennpunkt  des  deutschen 
bundesstaatlichen  Verfassungslebens  werden  mußte.  Der  Schwer- 
punkt des  föderalistischen  Problems  verschob 
sich  immer  mehr  weg  von  der  Seite  der  einzel- 
staatlichen Freiheit  vom  Reich  nach  der  Seite 
des  aktiven  Einflusses  auf  die  Reichswillens- 
bildung. Mußte  doch  und  muß  noch  heute  auf  diesem  letzteren 
Plan  und  nicht  aus  dem  Winkel  negierender  partikularistischer  Ab- 
sonderung heraus  auch  um  jene  andere  Frage  selbst,  nämlich,  ob 
den  Einzelstaaten  noch  genug  Freiheit  vom  Reiche  verbleibe,  ge- 
stritten werden. 

Die  organisatorische  und  praktisch-technische  Seite  dieses  Ent- 
wicklungsvorganges   ist    zumeist    von    der    Zentrale    her    betrachtet 


*)  Vgl.  die  zutreffende  Auffassung  von  Laband  (Staatsrecht  des  Deut- 
schen Reichs,  1911,  I  S.  236),  daß  der  Bundesrat  zugleich  Organ  für  die  Aus- 
übung der  Mitgliedschaftsrechte  der  einzelnen  Staaten  und  Reichsorgan  ist. 

*)  S.  diesen  Ausdruck  bei  E.  Kaufmann,  Bismarcks  Erbe  in  der  Reichs- 
verfassung S.  36. 
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worden;  wir  hören  vom  Ausbau  der  obersten  Reicbsbeliörden,  von 
der  gesteigerten  Arbeit,  die  dort  geleistet  wurde.  Wie  war  das  Bild 
beim  Einzelstaat?  Die  Ressorts  der  Einzelstaaten  hatten  in  steigen- 
dem Umfang  ihren  Gesamtministerien  nicht  mehr  Entwürfe  zu 
Landesgesetzen  und  -Verordnungen,  sondern  zu  Bundesratsinstruk- 
tionen vorzulegen  und  dabei  sachlich  neben  den  besonderen  Landes- 
interessen das  Wohl  des  Reiches  zu  wahren,  taktisch  neben  den 
Strömungen  im  Lande  und  im  Landtag  auf  die  Verhältnisse  im 
Bundesrat,  bei  der  Reichsleitung  und  im  Reichstag  zu  achten.  Bis- 
herige Regierungsarbeit  im  Lande  verwandelte  sich  in  die  Betätigung 
von  Einfluß  außerhalb  des  Landes,  auf  den  Reichswillen. 

Einen  gewaltigen  Schritt  vorwärts  machte  diese  Entwicklung  in 
der  Kriegszeit,  besonders  infolge  des  Gesetzes  über  die  Ermächtigung 
des  Bundesrats  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen.  Die  Kriegswirtschaft 
in  engerem  Sinn,  aber  auch  die  Reichsfinanzgesetzgebung  im  Kriege, 
mit  ihrer  weitgehenden  Konzentration  der  einzelstaatlichea  Arbeit 
nach  der  Seite  des  Reiches  hin,  zu  deren  Bewältigung  eine  ent- 
sprechende Anspannung  und  schließlich  da  und  dort  auch  Verstärkung 
der  einzelstaatlichen  Vertretungen  in  der  Reichshauptstadt  nötig 
wurde,  bildete  so  einen  Uebergang  zu  den  Verhältnissen,  welche 
durch  die  Umwälzung  und  durch  die  Folgen  des  Versailler  Ver- 
trags geschaffen  wurden. 

Ein  Blick  auf  die  verschieden  abgestuften  Kompetenzlisten  des 
Reiches  neuer  Verfassung  und  auf  die  demgemäß  bisher  erlassenen 
Reichsgesetze  zeigt,  daß  es  nur  noch  wenige  lebenswichtige  Fragen 
gibt,  über  welche  die  Einzelstaaten,  von  Rechts  wegen  wenigstens, 
noch  aus  eigener  Herrschaftsgewalt  zu  entscheiden  befugt  sind. 
Während  so  das  Arbeitsgebiet  für  die  Beteiligung  der  Einzelstaaten 
am  Reichswillen  fast  ins  Ungemessene  stieg,  so  daß  ihre  Einwirkung 
noch  mehr  als  schon  bisher  durch  die  Kürze  der  Vorbereitungszeit 
und  die  Masse  des  Stoffes  gefährdet  wurde,  erfuhren  gleichzeitig  die 
verfassungsrechtlichen  Garantien  für  jene  Einwirkung,  wesentlich 
durch  die  Regelung  der  Befugnisse  des  neuen  Vertretungsorgans, 
des  Reichsrats,  eine  einschneidende  Kürzung. 

n. 

Dem  doppelten  Verlust  einzelstaatlicher  Geltung  im  Reich,  der 
durch  solche  Minderung  der  formalen  Einfluß bürgschaften  zugleich 
mit  der  Kompetenzausdehnung  des  Reiches  entstand,  hat  die  geltende 
Reichsverfassung  und  die  auf  ihr  fußende  Gesetzgebung  des  Reiches 
da  und  dort  eine  ausdrückliche  Pflicht  des  Reiches  zur 
Berücksichtigung    einzelstaatlicher    Interessen 

1* 
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gegenübergestellt.  Dies  lenkt  den  Blick  nach  der  Unterscheidung 
zwischen  der  formalen  Seite  des  einzelstaatlichen  Einflußrechts 
auf  die  Reichs  Willensbildung,  die  wesentlich  in  den  organisatorischen 
Einflußgarantien  und  -schranken  zu  finden  ist,  und  der  mate- 
riellen Seite  des  Einflußrechts,  der  Frage,  ob  und  in  welchem 
Maße,  jener  Pflicht  des  Reiches  entsprechend,  den  Einzelstaaten  als 
solchen  ein  Anspruch  auf  Beachtung  ihrer  Interessen  gegenüber  dem 
Reich,  der  Gesamtheit,  zusteht.  Hat  der  Reichsrat  nur  noch  ein 
suspensives  Veto  anstatt  des  vollen  Mitbeschließungsrechtes  des 
früheren  Bundesrats,  haben  die  Einzelstaaten  ihre  Sonderrechte  auf- 
geben, ihre  Kompetenzen  fast  ganz  dem  Reiche  überlassen  müssen, 
so  fragt  sich,  ob  in  einem  materiellen  Recht  der  Einzelstaaten  auf 
Berücksichtigung  ihrer  Interessen  durch  das  Reich  hier  ein  gewisser 
Ersatz  geschaffen  ist  und  ob  damit  nun  etwa  ein  völlig  neuer  Ge- 
danke  in   das   Verfassungsreeht   des  Reiches  hineingetragen   wurde. 

Es  sind  das  keineswegs  nur  theoretische  Fragen.  Sie  sind  auch 
von  praktischer  Bedeutung  für  die  Einzelstaaten  und  nicht  minder 
für  das  Reich,  dessen  Leitung  heute  so  häufig  Anlaß  hat,  sich  darüber 
schlüssig  zu  werden,  inwieweit  sie  verpflichtet  ist,  einzelstaatliehe 
Interessen  zu  schonen.  Denn  der  angedeuteten  Umgestaltung  des 
formalen  Verfassungsrechts  steht  eine  voll  entsprechende  Verschiebung 
zugunsten  des  Reiches  in  den  tatsächlichen  Machtverhältnissen  und 
in  deren  Kräftespiel  noch  nicht  gegenüber. 

Tatsächliche  Gründe  mögen  zu  dieser  Lage  beitragen  wie  z.  B. 
der  Umstand,  daß  die  Vertreter  der  einzelstaatlichen  Regierungen 
ihre  in  der  ruhigeren  Atmosphäre  des  Reichsrats  erlangte  sachliche 
Orientierung  auf  Grund  des  parlamentarischen  Sj^stems  nunmehr  zur 
Beeinflussung  der  Parteifreunde  im  Reichstag  zu  verwenden  ver- 
mögen, dem  sie  selbst  als  Abgeordnete  angehören  können  und  zum 
Teil  auch  angehören.  Doch  reichen  derartige  tatsächliche  Gründe 
nicht  aus,  das  so  oft  und  manchmal  typisch  auftretende  äußere  Bild 
einer  Ungleichheit  der  rechtlichen  und  der  tatsächlichen  Gewichts- 
verteilung im  Verhältnis  von  Reich  und  Einzelstaaten  sowie  der  letz- 
teren untereinander  zu  erklären.  Vielmehr  muß  auch  hier  der  Ge- 
sichtspunkt eines  materiellen  einzelstaatlichen  Einflußrechts  auf  den 
Reichswillen  herangezogen  werden,  um  jene  Ungleichheit  in  vielen 
Fällen  nur  als  eine  scheinbare  zu  erweisen. 

III. 

Es  hat  sich  gezeigt,  daß  die  Problemstellung  zur  Verbindung 
von  staatsrechtlicher  und  staatspolitischer  Be- 
trachtung führt. 
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Die  Frage,  wie  sicli  die  Einflußnahme  der  Einzelstaaten  auf  die 
Willensbildung  des  Reiches  tatsächlich  gestaltet,  was  ferner 
ihr  Ziel  und  ihr  Erfolg  ist,  und  die  Frage  nach  dem  Einfluß- 
recht  können  nicht  getrennt  gestellt  werden. 

Wer  dazu  einen  Beitrag  auch  nur  in  wenigen  Strichen  versuchen 
will  —  weiter  kann  die  Aufgabe  bei  der  Schwierigkeit  abschließender 
Erkenntnis  des  früheren  Verfassungslebens  und  vollends  bei  der  Un- 
möglichkeit zuverlässiger  Beobachtung  der  heutigen,  bewegten  Ueber- 
gangszeit  nicht  gehen  — ,  der  muß  auch  den  politischen  Gesichts- 
punkten nachgehen.  Es  gilt  also  sich  der  Gefahr  bewußt  zu  sein, 
die  der  Altmeister  Laband  mit  seiner  scharfen  Verdammung  „banaler 
Erörterungen  der  Tagespolitik"  und  „oberflächlicher  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen "  abschreckend  charakterisiert  hat.  Durch  sachliche  Unter- 
suchungen besserer  Tage  über  die  Grundfrage  vom  „Unitarismus  und 
Föderalismus",  in  deren  Kreis  das  Problem  als  politisches  gehört, 
haben  jene  zwei  Worte  einst  einen  guten  Klang  erhalten.  Heute 
hat  man  mehr  und  mehr  politische  Schlagworte  daraus  gemacht, 
deren  Gebrauch  manchmal  an  das  Urteil  Labands  denken  läßt.  Dies 
erklärt  sich  daraus,  daß  die  Fragen,  die  sich  an  jene  Schlagworte 
knüpfen,  seit  den  letzten  Jahren  des  bismarckischen  Reiches  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  als  politische  Tagesfragen  neu  auf- 
gelebt sind.  Darüber  ist  aber  nicht  zu  vergessen,  daß  es  sich  hier 
zugleich  um  Fragen  der  Technik  der  Verfassung  und  der  Ver- 
fassungspraxis handelt.  Zur  Prüfung  gerade  auch  nach  dieser  Seite 
hin  soll  die  Problemstellung  führen. 

Den  Gefahren  des  unsicheren  Moments  politischer  Erwägungen 
sucht  die  deutsche  Staatsrechtslehre  vornehmlich  dadurch  zu  begegnen, 
daß  formaljuristische  und  staatspolitische  Betrachtungen  tunlichst 
getrennt  werden  ^). 

Allein  die  Abhängigkeit  gerade  des  Staatsrechts  von  der  Welt 
der  Tatsachen  und  der  Politik  ^j  ist  so  groß,  daß  seine  Darstellung 
durch  allzu  strenge  Durchführung  jenes  Grundsatzes  an  Wahrheit 
und  innerer  Geschlossenheit  vielleicht  ebensoviel  verlieren  als  an 
Uebersichtlichkeit  gewinnen  kann.     Da  es  einen  voll  befriedigenden 

')  Vgl.  z.  B.  Laband  im  Vorwort  der  2.  Aufl.  des  Staatsrechts  des 
Deutschen  Reichs,  Nawiasky,  Der  Bundesstaat  als  Rechtsbegriff,  Tübingen 
1920,  S.  2flf.  und  etwa  Meyer,  Einl.  in  d.  D.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  S.  29. 

*)  Das  Wort  selbst  ist  auch  den  geschriebenen  Verfassungen  des  Reichs 
nicht  unbekannt.  Siehe  Verfassungsgesetz  1918  vom  28.  Okt.  1918,  wo  es 
heißt :  Der  Reichskanzler  trägt  die  Verantwortung  für  alle  Handlungen  von 
politischer  Bedeutung,  die  der  Kaiser  vornimmt.  Ferner  Art.  56  der  Weim. 
Verfassung:  Der  Reichskanzler  bestimmt  die  Richtlinien  der  Politik.  „Po- 
litische Interessen  des  Landes"  s.  das  S,  51  f.  zitierte  Reichsgesetz. 
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Ausweg  niclit  gibt,  so  fragt  sich,  ob  nicht  der  staatsrechtlichen  Be- 
trachtung durch  eine  Verbindung  mit  der  Darstellung  wenigstens 
der  typischen^),  in  ihrem  Wesen,  wenn  auch  nicht  immer  in  der 
Form  sich  wiederholenden  tatsächlichen  Erscheinungen  genützt  werden 
kann.  Dieses  Bedürfnis  besteht  am  meisten  dort,  wo  das  Staats- 
recht noch  mehr  als  schon  an  sich  von  den  politischen  Verhältnissen 
abhängt 2).  Dahin  gehört  nicht  zuletzt  das  Problem  des  Aus- 
gleichs zwischen  Reich  und  Einzelstaaten,  die 
Frage,  wie  der  Organismus  des  Reichs  als  ein  nach  außen  und  innen 
einheitlich  handlungsfähiger  erhalten  werden  kann,  obwohl  sich  die 
Leitung  des  Bundesstaats  mit  der  im  Bundesstaat  gegebenen  Vielheit 
der  einzelstaatlichen  Regierungen  auseinanderzusetzen  hat:  will  die 
Leitung  des  Bundesstaats  wirklich  leiten,  so  muß  sie  als  solche  alles 
tun,  damit  auch  jene  unvermeidliche  Auseinandersetzung  sich  mög- 
lichst ohne  Hemmungen  und  ohne  Gefährdung  der  Einheit  vollziehe. 
Dasselbe  Verhalten  erwartet  und  verlangt  sie  von  den  Einzelstaaten. 

Das  Bedürfnis,  die  typischen  tatsächlichen  Vorgänge  und  Ver- 
hältnisse bei  der  Betrachtung  jenes  Ausgleichs  heranzuziehen,  ist 
allezeit  empfunden  worden.  Aber  man  kam  ihm  —  mit  Rücksicht 
auf  den  Grundsatz  möglichster  Scheidung  von  Politik  und  Staats- 
recht —  vorwiegend  durch  geschichtliche  und  politische  Sonder- 
darstellungen nach.  Dennoch  ließ  es  sich  nicht  immer  vermeiden, 
auch  in  die  Lehre  des  formalen  Staatsrechts  selbst  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen, Werturteile  und  beobachtete  tatsächliche  Vorgänge  auf- 
zunehmen. Kommt  nun  bei  diesem  Verfahren  die  Feststellung  des 
Tatsächlichen  und  seiner  Bedeutung  zu  kurz,  so  wird  dadurch  auch 
die  Objektivität  der  Darstellung  des  Staatsrechts  selbst  als  geltenden 
Rechts  beeinträchtigt. 

Zwei  Beispiele  aus  dem  führenden  Werk  Labands  mögen  dies 
deutlich  machen. 

Hinsichtlich  des  innerdeutschen  Gesandtschafts- 
wesens beschränkt  sich  Laband  im  Text  des  Lehrbuchs^)  auf 
zwei    Sätze.      Dort   ist    verwiesen    auf   eine    Aeußerung    Bisraarcks, 


1)  Vgl.  R.  Schmidt,  Wege  und  Ziele  der  Politik,  Zeitschrift  für  Politik, 
Band  1,  November  1907,  S.  8. 

2j  Siehe  z.  B.  G.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S.  16:  „Wenn  .... 
das  prinzipielle  Verhältnis  der  höchsten  Staatsorgaue  zueinander,  der  Ein- 
fluß der  geschichtlichen  Mächte  auf  Fortbestand  oder  Wandel  der  Staats- 
verfassung in  Frage  steht,  so  sind  diese  Probleme  nur  unter  eingehender 
Würdigung  der  konkreten  politischen  Kräfte  zu  lösen,  welche  jene  grund- 
legenden Institutionen  ausgestaltet  haben." 

3)  Laband,  Staatsrecht  1.  S.  252.  Vgl.  dazu  Laband,  Geschichtliche 
Entwicklung  S.  20  f. 
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in  welcher  dieser,  gezwungen,  die  Etatposition  für  die  preußischen 
Gesandten  bei  den  Einzelstaaten  vor  dem  Abgeordnetenhaus  zu  ver- 
teidigen, die  Wichtigkeit  jener  preußischen  Einrichtung  unterstrich  ^). 
Die  kritisch  gehaltenen  Bemerkungen  Labands  gipfeln  darin,  es  sei 
diese,  aus  den  Zeiten  des  Staatenbundes  übernommene,  dem  Begriff 
„und  Wesen"  des  einheitlichen  Bundesstaats  nicht  recht  ent- 
sprechende Einrichtung  von  Bismarck  für  unentbehrlich  gehalten 
worden,  um  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  Bundesregierungen 
auszugleichen.  Nicht  erwähnt  ist  die  in  diesen  Zusammenhang  ge- 
hörende Einrichtung,  daß  viele  Einzelstaaten  ihre  ständigen  Bundes- 
ratsbevollmächtigten in  der  Reichshauptstadt  zugleich  als  Gesandte 
beim  König  von  Preußen  beglaubigt  hatten.  Da  nun  gerade  durch 
dieses  Institut  die  einheitsp  olitisch  notwendige  Fühlung 
vom  nichtpreußischen  Einzelstaat  zur  Vormacht  Preußen  und  zu- 
gleich zur  Reichsleitung  hin  wesentlich  erleichtert  war,  so  blieb  in- 
folge jener  Lücke  bei  Laband  auch  die  einheitspolitische  Funktion 
des  Gesaudteninstituts  unerörtert.  Dadurch  wurde  das  etwas  ein- 
seitige Bild  der  „  dem  Wesen  des  einheitlichen  Bundesstaats  nicht 
recht  entsprechenden  Einrichtung"  begünstigt. 

In  einem  wesentlich  praktisch  gehaltenen  Aufsatz  über  den  Bundes- 
rat*) hat  Laband  indessen  auch  die  einheitspolitische  Funktion  der 
preußischen  Gesandten  infolge  der  Verbindung  des  preußischen  König- 
tums mit  dem  deutschen  Kaisertum  gestreift.  Dagegen  wird  nun 
hier  die  „vollständige  politische  Bedeutungslosigkeit  des  Bundesrats 
bei  allen  Fragen  der  Gesetzgebung  und  Politik  des  Reiches"  be- 
hauptet und  demgegenüber  auf  die  Bedeutung  der  zwischenstaatlichen 
Verhandlungen  unter  den  Reichsgliedern  hingewiesen.  Damit  stimmt 
nun  wieder  das  Lehrbuch  da  nicht  überein,  wo  es^)  über  die  Funktion 
des  Bundesrats  folgendes  Urteil  fällt:  „Der  Bundesrat  vermag  den 
Gliedern  des  Reiches  sehr  wesentliche  Dienste  als  Kommunikations- 
mittel zu  leisten"  und  „nur  dadurch  —  nämlich  durch  den  Meinungs- 
austausch der  Regierungen  mittels  des  Bundesrats  —  kann  es  ver- 
hütet werden,  daß  einzelne  Staaten  oder  Staatengruppen  eine  Sonder- 
politik treiben"  usw. 

Die  Verbindung  der  Charakteristik  in  der  Sonderdarstellung 
und  im  Lehrbuch  hätte  wohl  solche  Widersprüche  verhindert. 


')  Dies  scheint  Treitschke  zu  dem  Satz  verführt  zu  haben:  „Jeder 
Bundesratsbeschluß  wird  vorbereitet  durch  Verhandlungen  des  (preußischen) 
Gesandten  mit  den  kleinen  deutschen  Fürsten"  („Politik",  II.  Bd.,  1918, 
S.  349). 

*)  D.J.Z.  vom  1.  Jan.  1911,  S.  1  ff. 

=•)  Staatsrecht,  Band  I,  S.  252. 
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IV. 

Die  in  diesen  Beispielen  berührten  Fragen  gehören  zum  Kreise 
unseres  Einflußproblems,  das  hier  als  die  Frage  nach  dem  W  i  e 
des  bundesstaatlichen  Ausgleichs  bei  der  Reichswillensbildung  er- 
scheint. Dadurch  unterscheidet  sich  der  anzustellende  Versuch  von 
der  Betrachtungsweise  der  „Reichsaufsicht"  TßlEPELs  —  wenn  ein 
Vergleich  zwischen  Skizze  und  Werk  gestattet  ist,  —  deren  praktisches 
Material  nebst  Zweckmäßigkeitserwägungen  vom  alles  beherrschenden 
Ausgangspunkt  einer  einzelnen  Einrichtung  des  geschriebenen  Rechts 
geordnet  wird  ^).  Der  Einfluß  begriff  dagegen,  von  welchem 
unsere  Fragestellung  ausgeht,  ist  kein  Rechtsinstitut;  er  muß  vielmehr 
in  Beziehung  gesetzt  werden  zum  Einflußrecht  und  zu  dessen  Ein- 
richtungen. 

An  dem  Gegensatz  zur  Reichsaufsicht  läßt  sich  noch  ein  weiteres 
Merkmal  unserer  Fragestellung  andeuten.  Wer  einen  Querschnitt 
durch  das  Verfassungswesen  des  Reiches  vom  Gesichtspunkt  der 
Reichsaufsicht  aus  zieht,  betrachtet  Reich-  und  Einzelstaaten  von 
der  Zentrale  her,  er  stellt  die  Zentrale  über  die  Glieder,  Die 
natürliche  Tendenz  solcher  Betrachtung,  muß  —  unbeschadet  der 
positivrechtlichen  Regelung  —  unitarisch  sein^).  Wird  dagegen 
der  Blick  vom  Einzelstaat  aus,  von  seinem  Einfluß  auf  den  Reichs- 
willen her  genommen,  so  geht  die  Richtung  dahin,  den  einheits- 
politischen Reichsgedanken  mehr  unter  dem  spezifisch  födera- 
listischen Gesichtspunkt  der  Geltung  und  des  Geltungsrechts 
des  Einzelstaats  gegenüber  dem  Reich  zu  verfolgen.  Beide  Ge- 
sichtspunkte müssen  sich,  solange  das  Reich  Bundesstaat  ist,  er- 
gänzen. Der  „große  Regulator  in  der  Arbeitsmaschine  des  Reiches", 
wie  Triepel  die  Aufsicht  nennt,  kann  ohne  die  Sicherung  im  Aus- 
gleich des  Reichswillens  zwischen  Zentrale  und  Gliedern  seine  Auf- 
gabe nicht  erfüllen. 

Dagegen  nähert  sich  unsere  Fragestellung  in  der  Methode  und 
zum  Teil  auch  in  der  Tendenz  der  kleinen  Schrift  von  R.  Smend 
„Ungeschriebenes  Verfassungsrecht  im  monarchischen  Bundesstaat"^). 
Aus  der  Schrift  sei  hier  zunächst  nur  folgendes  hervorgehoben:  SEIEND 
stellt  ungeschriebene  Verfassungssätze,  „  den  Grundsatz  der  Vertrags- 
treue und  der  bundesfreundlichen  Gesinnung",  als  Rechtssätze  fest 
und  zwar  wesentlich  aus  tatsächlichen,  bis  dahin  wenig  beachteten 
funktionellen    Erscheinungen    und   aus    zerstreuten,    eben  durch   das 

1)  Z.  ß.  Reichsaufsicht,  S.  156. 

'')  Vgl.  Reichsaufsicht,  S.  178  f.,  Unitarismus  und  Föderalismus,  Tü- 
bingen 1907,  S.  18. 

")  Tübingen  1916  (aus  der  Festgabe  für  Otto  Mayer). 
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ungeschriebene  Recht   zu   ergänzenden  Einzelbestimmungen   des   ge- 
schriebenen Rechts. 

Der  hier  gezeigte  Weg  kann  zur  Erklärung  der  Widersprüche 
nicht  nur  in  der  früheren  Verfassung  mit  ihren  bündischen  Formen 
und  ihrem  bundesstaatlichen  Inhalt,  sondern  auch  der  buudesstaatlichen 
Formen  der  neuen  Verfassung  und  ihrem  „einheitsstaatlichen"  Inhalt 
beitragen.  Beschreitet  man  diesen  Weg,  so  wird  sich  ergeben,  daß 
die  bündischen,  beziehungsweise  die  bundesstaatlichen  Formen  nur 
scheinbar  lediglich  Floskeln  geschichtlicher  Erinnerung,  äußere  Spuren 
überlebter,  politischer  Kompromisse  sind,  daß  vielmehr  auch  sie 
Recht  andeuten. 

V. 

Die  Frage  des  in  diesem  Sinne  „ungeschriebenen"  föderalistischen 
Verfassungsrecbts  hängt  aufs  engste  zusammen  mit  der  Geltung 
des  Rechts.  Die  Geltung  des  bürgerlichen  Rechts,  des  Straf-  oder 
Verwaltungsrechts  kann  normalerweise  nicht  in  Frage  gestellt  werden 
dadurch,  daß  der  Einzelne  oder  einzelne  Gruppen  die  Ueberzeugung 
dieser  Geltung^)  nicht  haben  und  sich  dem  staatlichen  Zwang  zu 
entziehen  suchen,  wie  etwa  die  Gegner  des  Impfzwanges.  Anders 
liegt  es,  wenn  die  Regierung  eines  großen  Einzelstaats  oder  mehrere 
einzelstaatliche  Regierungen  im  Verhältnis  zu  einander  oder  gegen- 
über der  Reichsleitung  bei  lebenswichtigen  Fragen  einen  Verfassungs- 
satz oder  seine  Auslegung  durch  die  Gegenseite  nicht  anerkennen. 
Die  Mittel,  welche  die  geschriebene  Verfassung  hier  etwa  zur  Lösung 
bietet,  z.  B.  die  Entscheidung  durch  den  Staatsgerichtshof^),  durch 
das  Reichsgericht,  durch  Beschluß  des  einzelstaatlichen  Vertretungs- 

0  Vgl.  G.  Jellinek,  Allg.  Staatslehre  S.  333  if.,  Triepel,  Unitarismus 
und  Föderalismus  S.  26  fl. 

-)  Darüber,  daß  „politische"  oder  „rein  politische"  Streitfragen  nicht 
unter  Art.  19  u.  R.V.  fallen  sollen,  s.  im  Anschluß  an  Preuss,  Nat.  Vers. 
Sten.  Berichte  S.  1252  B  ff.  Anschütz,  Verfassung  des  Deutschen  Reichs 
1921,  S.  68  und  Stier-Somlo,  Reichsverfassung,  11.  Aufl.,  S.  99,  Anm.  1. 
Ob  die  zur  Entscheidung  stehende  Frage  eine  „politische"  oder  eine  Rechts- 
frage ist,  wird  im  Einzelfall  nicht  immer  klar  sein,  wie  die  von  Anschütz 
zitierte  Bemerkung  von  Koch  im  Verfassungsausschuß  (Prot.  S.  434)  zeigt. 
Der  Staatsgerichtshof  würde  sich  daher,  wenn  die  praktisch  schwer  durch- 
führbare Einschränkung  von  Preuss  zutrifft,  jedenfalls  mit  der  Vorfrage 
jener  Unterscheidung  jeweils  zu  beschäftigen  haben.  Eine  eingehende  Be- 
gründung jener  einschränkenden  Auslegung,  weshalb  der  Staatsgerichtshof 
sich  nicht,  entsprechend  der  Befugnis  der  bürgerlichen  Gerichte,  auch  über 
tatsächliche  und  politische  Fragen  gegebenenfalls  schlüssig  zu  machen  hätte, 
ist  übrigens  in  den  erwähnten  Aeußerungen  nicht  gegeben,  ebensowenig 
eine  Abgrenzung  des  Begriffs  „politisch"  (vgl.  über  „politische"  Interessen 
unten  S.  66  Anm.  1  und  S.  52). 
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Organs  nebst  der  ultima  ratio  einer  Vollstreckung  im  Wege  der  Reichs- 
exekution, können  hier  für  das  Verfassungsrecht  nicht  in  dem  Maße 
praktiche  Bedeutung  haben  wie  etwa  das  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtssachen  für  das  Zivilrecht.  Die  Lösung  wird  vielmehr  in  erster 
Linie  auf  dem  Weg  der  Verständigung,  nicht  durch  formale  Austragung 
eines  Verfassungskonfliktes  gesucht  werden.  Soll  aber  das  Gleich- 
gewicht des  normalen  Verfassungszustands  erhalten  bleiben,  so  können 
solche  Auseinandersetzungen  nicht  durch  Nachgeben  des  einen  oder 
anderen  Teiles  gegen  seine  Rechtsüberzeugung  abgeschlossen  werden; 
damit  käme  die  Geltung  des  Verfassungsrechts,  also  dieses  selbst  in  Ge- 
fahr. Die  Auseinandersetzung  muß  vielmehr  als  Ausgleich  auf  dem,  dem 
deutschen  Bundesstaat  von  einst  und  heute  eigentümlichen  Rechts- 
boden des  Grundsatzes  verhältnismäßiger  Geltung 
der  Einzelstaaten  im  Reich  und  gegenüber  dem  Reich  er- 
folgen, nicht  aber  als  Ergebnis  eines  politischen  Kampfes  derart, 
wie  ihn  fremde  Staaten  miteinander  führen.  Gegensätze  der  an- 
gedeuteten Art  waren  im  deutschen  Bundesstaat  von  jeher  aus- 
zugleichen und  es  wird  dieses  Bedürfnis  fortbestehen,  solange 
das  Reich  ein  Bundesstaat  ist,  solange  es  in  ihm  deutsche  Einzel- 
staaten gibt. 

VL 

Die  einzelstaatliche  Geltung  im  Reiche  bemißt  sich  nicht  nur 
darnach,  ob  und  welchen  Einfluß  der  Einzelstaat  auf  die  Bildung 
des  Reichswillens  hat,  sondern  auch  nach  der  Abgrenzung  der 
Zuständigkeit.  Die  Regelung  der  Kompetenzen  bildet  nicht 
den  wesentlichen  Gegenstand  einer  Untersuchung,  die  sich  mit  der 
Willensbildung  der  Zentralregierung  des  Bundesstaates  befassen 
will.  Die  den  Einzelstaaten  zu  selbständiger  Erledigung  kraft 
eigener  Kompetenz  überlassenen  Aufgaben,  sowie  die  Tätigkeit, 
welche  die  Einzelstaaten  durch  ihre  Regierungen  und  Behörden  in 
Vertretung  des  Verwaltungs-  und  Vollstreckungswillens  des  Reiches 
entfalten,  können  in  der  Regel  nur  auf  Umwegen,  etwa  dann,  wenn 
die  Zuständigkeitsfrage  zweifelhaft  geworden  ist^),  wenn  Bedenken 
von  Reichsaufsichtswegen  entstanden  sind  und  in  ähnlichen  Fällen, 
zum  Gegenstand  einer  Entscheidung  des  Reiches  werden.  Dagegen 
ist  die  Zuständigkeitsregelung,  wie  schon  oben  betont  wurde,  von 
Bedeutung  für  den  Bereich  unseres  Einflußproblems:  Je  größer  die 
Kompetenz  des  Reiches  ist,  desto  größer  ist  das  Gebiet,  auf  welchem 

*)  Vgl.  die  Untersuchung  von  Adolf  Merkl,  Zeitschrift  f.  öff.  Recht 
Bd.  2,  S.  336 ff.,  insbes.  s.  353  (Ratihabierung  jeder  wirklichen  Kompe- 
tenzüberschreitung von  selten  der  Reichsgesetzgebung)  und  Art.  7  Ziflf.  3 
d.  a.,  Art.  13  d.  n.  RV. 
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der  Einzelstaat,  anstatt  sich  selbst  aus  eigener  Macht  Gesetze  zu 
geben  und  zu  verwalten,  darauf  angewiesen  ist,  Einfluß  auf  die 
Reichswillensbildung  zu  suchen. 

VII. 

Ebenso  gehört  der  Gedanke  der  Dezentralisation,  der 
einzelstaatlichen  Selbstverwaltung,  nur  mittelbar,  und  zwar  als  Gegen- 
satz, in  den  Kreis  unserer  Frage,  Zwar  dient  im  Bundesstaat  auch 
die  Dezentralisation  zugleich  der  Idee  einzelstaatlicher  Geltung  im 
Reich  ^)  und  nicht  etwa  nur  einem  technischen  Bedürfnis  der  Reichs- 
verwaltung ^),  die  große  Masse  ihrer  einzelnen  Funktionen  dem  Glied- 
staat zu  übertragen,  da  sie  selbst  nicht  überall  als  Zentrale  handeln, 
nicht  alle  örtlichen  Verhältnisse  übersehen  kann.  Aber  die  Dezentrali- 
sation kommt  dem  einzelstaatlichen  Geltungsbestreben  nicht  im  Wege 
eines  Ausgleichs  bei  der  Zentrale  selbst,  sondern  auf  dem  entgegen- 
gesetzten Wege,  nämlich  dem  der  Gewährung  einzelstaatlichen  Ein- 
flusses in  Reichssachen  abseits  von  der  Willensbildung 
der  Zentrale  entgegen. 

VIII. 

Da  die  neue  Verfassung  und  der  unter  ihrer  Herrschaft  bisher 
herangewachsene  Verfassungszustand  die  Einzelstaaten  noch  belassen, 
ihnen  aber  fast  den  ganzen,  bis  zum  Beginn  der  Umwälzung  ver- 
bliebenen Rest  eigener  staatlicher  Aufgaben  entzogen  hat,  so  sehen 
sich  die  Einzelstaaten  gezwungen,  entweder  sich  mit  dem  Verlust 
an  Geltung  abzufinden  oder  sich  nunmehr  entsprechend  häufiger  und 
stärker  bei  der  Zentrale  für  ihre  Interessen  einzusetzen.  Ansätze  in 
letzterer  Richtung  lassen  sich  in  organisatorischer  Hinsicht  an  den 
Verstärkungen  des  Vertretungsapparates  der  Einzelstaaten  am  Sitz 
der  Reichsleitung  beobachten.  Wenn  auch  die  schwankende  Be- 
wegung des  heutigen,  unter  den  Wirkungen  ausländischen  Zwanges, 
sozialer  Krisen  und  früherer  Ueb erlief erun gen  stehenden  Verfassungs- 
wesens noch  keinen  sicheren  Ueberblick  über  die  Entwicklungs- 
richtung gestattet,  so  spricht  doch  manches  dafür,  daß  mit  jener 
Vergrößerung  der  formalen  Berührungsflächen  zwischen  Reich  und 
Einzelstaaten  sich  auch  die  Reibungsmöglichkeiten  zunächst  ver- 
größert haben. 

Der  Einzelstaat  ist  dabei  mehr  denn  früher  genötigt,  seine  Gel- 
tung im  Reich  auf  dem  Wege  sachlichen  Ausgleichs  bei  der  Reichs- 

')  A.  M.  Nawiaskt,  Der  föderative  Gedanke  in  und  nach  der  Reichs- 
verfassung in  „Politische  Zeitfragen",  München  1921,  S.  140. 

^)  Früherer  Reichsminister  des  Innern  Koch,  D.J.Z.  vom  1.  Mai  1921, 
S.  795. 


12  Art  und  Bedeutung  der  Fragestellung. 

Willensbildung  zu  suchen.  Aaf  der  anderen  Seite  legen  Gründe,  die 
auf  tatsäclalichen  Machtverschiebungen  wie  auf  rechtspolitischen  Folgen 
der  neuen  Verfassungsverhältnisse  beruhen,  es  der  Reichsleitung  nahe, 
auch  ihrerseits  den  Weg  der  Verständigung  mit 
den  Einzelstaaten  nicht  zu  scheuen.  Die  Kraft  des 
Reiches  ist  infolge  der  Rückwirkung  des  äußeren  Machtverlustes 
auf  die  inneren  Verhältnisse  und  durch  den  Wegfall  eines  gro- 
ßen Teiles  auch  der  tatsächlichen  hegemonischen  Herrschafts- 
mittel der  ehemals  preußisch- deutschen  Reichsleitung  vorläufig  ge- 
sunken. Aus  denselben  Gründen  hat  umgekehrt  die  politische  Macht 
der  größeren  nichtpreußischen  Einzelstaaten  nicht  in  dem  Maße  ab- 
genommen, wie  es  der  Absicht  der  neuen  Verfassung  entspricht. 
Ferner  ist  ein,  zwar  geschwächtes,  aber  immer  noch  mächtiges 
Preußen  vorhanden.  Preußen  ist  nicht  mehr  das  Rückgrat  der 
zentralen  Leitung  des  Reiches,  sondern  es  mußte  sich  in  die  Reihe 
der  einzelstaatlichen  Willensfaktoren  im  Reiche  einordnen,  die  es 
früher  in  engster  Verbindung  mit  den  zentralen,  leitenden  Faktoren 
des  Reichswillens  beherrscht  hat,  was  eine  doppelte  Schwächung  der 
Zentralgewalt  gegen  früher  bedeutet^).  Auch  die  Verfassung  Bis- 
marcks  hat  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Regierung  des  Reiches, 
die  sich  aus  dem  Kompromiß  des  volksstaatlichen  Einheitsgedankens 
mit  der  bündischen  Idee  ergeben,  nicht  ganz  beseitigen  können.  In 
der  neuen  Verfassung  wurden  aber  diese  Schwierigkeiten  beträchtlich 
vermehrt,  dadurch,  daß  die  bündische  Idee,  entgegen  der  ursprüng- 
lichen Absicht,  nicht  ganz  verlassen  wurde  und  daß  zugleich,  durch 
die  Beseitigung  des  Hegemoniesystems,  auf  das  einzige  Mittel,  die 
Einzelstaaten  i  n  ihrer  Sphäre  zu  beherrschen,  verzichtet  werden 
mußte.  Dazu  kommt  in  organisatorischer  Beziehung  noch  weiter, 
daß  die  obersten  Reichsbehörden  bei  ihrem  von  jeher  vorhanden  ge- 
wesenen Mangel  an  einem  eigenen  Unterbau  sich  heute  personal- 
technisch und  sachlich  der  preußischen  Hilfe  nicht  mehr  ganz  in 
dem  Umfang  bedienen  können,  wie  das  früher  der  Fall  war^).  End- 
lich hat  die  einheitspolitisch   gedachte  Vorschrift  des  parlamentari- 


*)  Dies  zeigt  sich  nicht  allein,  wenn  auch  besonders  deutlich  in  den 
Fällen,  in  welchen  die  Konstellationen  der  parlamentarischen  Regierungen 
von  Reich  und  Preußen  verschieden  sind.  Vgl.  darüber  z.  B.  fr.  Reichs- 
minister des  Innern  Koch  i.  d.  D.  Allgem.  Zeitung  vom  6.  April  1921  —  Mor- 
genausgabe. —  S.  auch  Anschütz,  Das  preußisch-deutsche  Problem,  Tü- 
bingen 19'22,  S.  6. 

')  In  diesem  Zusammenhang  mag  auch  das  Wort  von  den  „Wasser- 
köpfen der  Reichsministerien"  (Württ.  Minister  des  Innern  Graf  in  einer 
Rede  auf  dem  Württ.  Landesparteitag  der  Zentrumspartei  vom  12.  Dez. 
1921,  Deutsches  Volksblatt  vom  13.  Dez.  1921)  seine  Stelle  finden. 
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sehen  Systems  für  Reich  und  Länder  zu  Gegensätzen  infolge  ver- 
schieden gerichteter  Parteiregierungen  im  Reich  und  in  einzelnen 
Ländern  geführt. 

Alle  diese  Gründe  wirken  dahin,  das  Bedürfnis  auch  der  Reichs- 
leitung selbst  nach  einem  Ausgleich  mit  den  einzelstaatlichen  Fak- 
toren, freilich  aber  auch  die  Schwierigkeiten  dieses  Ausgleichs,  zu 
steigern.  So  hat  die  Abkehr  von  der  durch  den  bündischen  Reclits- 
gedanken  gemilderten  Beherrschung  der  nichtpreußischen  Einzel- 
staaten durch  Preußen,  zugunsten  des  demokratischen  Prinzips  der 
Einflüsse  der  vielen  —  das  mit  einem  divide  et  impera  die  Stellung 
des  demokratischen  Reiches  gegenüber  den  Einzelstaaten  stärken 
sollte  — ,  dem  einzelstaatlichen  Partikularismus  vorläufig  manche 
Aussicht  eröffnet,  die  er  früher  nicht  hatte. 

Obwohl  dieser  Entwicklungsrichtung  einheitspolitische  Gegen- 
wirkungen entgegenstreben,  die,  großenteils  schon  im  alten  Ver- 
fassungszustand begründet,  durch  die  neue  Verfassung  —  z.  B. 
mittels  der  „neuen  Klammern"  der  Finanz-  und  Verkehrseinheit  — 
wesentlich  verstärkt  wurden,  obwohl  ihr  ferner  der  einheitspolitische 
Konzentrationsdrang  der  heutigen  wirtschaftlichen  und  soziologischen 
Verhältnisse  im  Reiche,  endlich  auch  die  mannigfache  Wirkung  des 
ausländischen  Druckes^)  auf  Grund  des  Friedensdiktates  ein  Gegen- 
gewicht schafft,  hat  sie  sich  dennoch  bisher  keineswegs  verleugnet. 
Der  Ausgleich  der  einzelstaatlichen  Einflüsse  im 
Reichswillen  ist  daher  bis  auf  weiteres  auch  jetzt  noch  eine 
durchaus  aktuelle  Frage. 

Soviel  sei  über  die  Fragestellung  und  ihre  Bedeutung  voraus- 
geschickt. Das  Nähere  muß  die  Untersuchung  selbst  an  Hand  ein- 
gefügter Beispiele  und  der  Würdigung  einzelner  Einrichtungen  er- 
geben. 
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In  der  Reichstagssitzung  vom  28.  Mai  1872  sprach  der  damalige 
württembergische  Ministerpräsident  davon,  daß  die  preußische  Re- 
gierung —  wie  die  süddeutschen  Regierungen  aus  Zeitungen  und 
aus  einer  Etatsposition  erfahren  hätten  —  für  den  Bundesrat  Justiz- 
gesetzentwürfe vorbereite  und  bemerkte  dabei :  „ .  .  .  wie  glauben  Sie 
denn,  daß  die  übrigen  Bundesregierungen  noch   einen  großen 

^)  Im  Verlaufe  der  Angelegenheit  der  bayerischen  Selbstschutzorgani- 
sation im  Sommer  1921  hat  sich  besonders  deutlich  die  Auseinandersetzung 
zwischeli  einzelstaatlicher  Geltung  im  Reich  und  dem  vom  Ausland  her  ge- 
übten unitarischen  Druck  erwiesen. 
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Einfluß  aiif  die  Gestaltung  dieses  Gesetzgebungs- 
werkes geltend  machen  wollten?  Im  Bundesrat  können 
sie  es  nicht  gut,  dort  gebricht  es  an  Zeit  und  noch  an  einigem 
Anderen  ..." 

Zerlegt  man  den  kleinen  Vorfall  oder  richtiger  Zwischenfall^) 
nach  den  Gesichtspunkten  des  Einflußproblems,  so  ergibt  sich  Fol- 
gendes. Den  einzelstaatlichen  Regierungen  stand  nach  der  ge- 
schriebenen Verfassung  das  Recht  zu,  auf  die  Gestaltung  der  Reichs- 
justizgesetze im  Bundesrat  durch  ihre  Bearbeitung  und  Beratung 
daselbst  und  schließlich  durch  das  Votum  bei  der  x4.bstimmung  ent- 
sprechenden Einfluß  auszuüben.  Dieses  Recht  auf  Einfluß  wird,  so 
rügt  Herr  VON  MiTTNACHT,  illusorisch  gemacht  durch  das  von  der 
preußisch- deutschen  Reichsleitung  geübte  Verfahren,  die  Entwürfe 
im  Schöße  der  preußischen  Regierung  vorbereiten  zu  lassen,  ohne 
daß  die  nichtpreußischen  Regierungen  anders  als  durch  die  Zeitung 
und  durch  eine  Etatposition  Kenntnis  von  den  Entwürfen  erhalten. 
Im  Bundesrat,  will  der  Minister  sagen,  sehen  sich  jene  Regierungen 
der  vollendeten  Tatsache  des  ohne  ihr  Zutun  ausgearbeiteten  Ent- 
wurfs gegenüber,  den  sie,  trotz  ihres  verfassungsmäßigen  Mitwirkungs- 
rechts, unter  solchen  Umständen,  zumal  bei  der  Kürze  der  zur  Ver- 
fügung stehenden  Beratungszeit,  nicht  mehr  wesentlich  umgestalten 
können.  Um  nun  den  tatsächlichen  Einfluß  seiner  Regierung  ins 
Gleichgewicht  mit  ihrem  Recht  auf  Einfluß  zu  bringen,  wählt  der 
württembergische  Minister  den  durch  Art.  9  der  früheren  Verfassung 
zugelassenen  Weg  einer  Aussprache  gegenüber  dem,  neben  der 
preußisch-deutschen  Reichsleitung  politisch  wichtigsten  Willensfaktor 
des  Reiches,  dem  Reichstag.  Es  soll  dadurch  nicht  in  erster  Linie 
auf  dessen  künftige  Stellungnahme  und  Entscheidung  eingewirkt, 
sondern  vielmehr  auf  diesem  Wege  der  Flucht  in  die  Oefi'entlichkeit 
ein  politischer  Druck  auf  Preußen  und  die  Reichsleitung  ausgeübt 
werden:  Die  verfassungsrechtliche  Einrichtung  des  Art.  9  wird  zu 
politischem  Einfluß  benützt,  weil  das  Institut  des  Bundesrats  die 
verfassungsmäßige  Einflußgarantie  nicht  voll  zu  gewähren  vermag. 
Die  württembergische  Regierung  verlangt,  um  diese  Bürgschaft  wirk- 
sam zu  gestalten,  vorherige  rechtzeitige  Information  über  die  gesetz- 
geberische Vorarbeit  des  Reiches,  sie  verlangt  das  nach  dem  all- 
gemeinen Grundsatz  einzelstaatlicher  Geltung,  durch  welchen  das 
formale  Mitwirkungsrecht  ergänzt  wird. 

Die  damals  erhobene  Klage  ist  nie  ganz  verstummt.    Das  tech- 

')  Näheres  darüber ,  insbesondere  auch  die  Pressestimmen ,  s.  Po- 
SCHINQER,  Fürst  Bismarck  und  der  Bundesrat,  Stuttgart,  Deutsche  Ver- 
lagsanstalt, Band  II,  S,  148  flf. 
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nische  Bedürfnis  der  Reichsleitung,  rasche  Arbeit  zu  machen,  ver- 
quickt sich  mit  der  begreiflichen  politischen  „unitarischen"  Neigung, 
die  etwaige  einzelstaatliche  Opposition  durch  Ueberrumpelung  zu 
unterbinden.  Die  beteiligten  Einzelstaaten  beharren  ihrerseits  auf 
Einflußermöglichung  durch  rechtzeitige  Information  und  Anhörung, 
wie  das  der  folgende  weitere,  gleichfalls  den  ersten  Jahren  des  neu- 
gegründeten Reiches  entnommene  FalP)  beleuchtet: 

Der  bayerische  Justizminister  regte  in  der  Bundesratssitzung  vom 
11.  Mai  1873  aus  Anlaß  der  Vorlage  des  Reichsmilitärgesetzes  u.  a. 
an,  „es  möchte  sich  zur  Erwägung  empfehlen,  ob  nicht  künftig  die 
Entwürfe  zu  Reichsgesetzen  .  .  .  nach  vorgängiger  Ver- 
nehmung der  verbündeten  Regierungen  im  Reichs- 
kanzlerarate  oder  auf  dessen  Veranlassung  zu  fertigen  seien 
und  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  den  Regierungen  die  Möglichkeit 
offen  zu  halten  sei,  schon  in  dem  Vorbereitungsstadium 
solcher  Gesetze  an  der  Abfassung  derselben  mit- 
zuwirken." Aus  diesem  Antrag  ging  alsdann  ein  von  Württem- 
berg formuliertes  Ersuchen  an  den  Reichskanzler  hervor  .  .  .  „die 
Ausarbeitung  der  Entwürfe  zu  Reichsgesetzen  in  der  Weise  herbei- 
zuführen, daß  regelmäßig  die  Regierungen  von  dem  Bevorstehen 
einer  Vorlagfe  Kenntnis  und  vor  Feststellung  des  Entwurfs  zur 
Geltendmachung  ihrer  Anschauungen  Gelegenheit  erhalten*. 

Ein  gewisses  Entgegenkommen  im  Sinne  der  immerhin  dehn- 
baren Anregung  ist  in  der  Folge  von  selten  der  Reichsleitung  durch 
Rundkorrespondenz  und  durch  Besprechungen  mit  den  einzelstaat- 
lichen Regierungen  in  corpore  oder  mit  einzelnen  derselben  gezeigt 
worden,  so  daß  man  in  solcher  Uebung  eine  Bestätigung  des  in- 
soweit ungeschriebenen  Rechtes  der  Einzelstaaten  auf  Gehör  und  Füh- 
lungnahme auch  außerhalb  der  Bundesrats-  beziehungsweise  Reichsrats- 
versammlung selbst  finden  kann;  Ausnahmen  gab  es  freilich  zu  allen 
Zeiten.  Bemerkenswert  ist  der  in  der  Anregung  formulierte 
Versuch,  die  Ausübung  des  einzelstaatlichen  Rechts  auf  Einfluß  in 
Bundesratssachen  grundsätzlich  vor  die  bundesrätliche  Sphäre  im 
engeren  Sinn  in  die  Reichsleitung  hinein  zu  verlegen.  Es 
würde  indessen  der  Sachlage  nicht  entsprechen,  schon  hier  ein  gänz- 
liches Verlassen,  ein  Ueberschreiten  des  Kreises  des  Bundesrats  an- 
zunehmen und  so  mit  Laband  ^)  dem  Bundesrat  nur  eine  Art  von 
Ratifikationsmöglichkeit  zuzusprechen.  Denn  was  hier  verlangt  wird, 
ist  Vorbereitung  der  Bundesratsarbeit.  Doch  kann  ein  solches  Ver- 
fahren  immerhin    als    ein    Uebergang,    als    eine    Brücke    angesehen 

')  PoscHiNGER  a.  a.  O.  S.  372  ff. 
2)  D.J.Z.  vom  1.  Jan.  1911,  S.  1  ff. 
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werden  zu  dem  mit  der  Verfassungsorganisation  nicht  mehr  zu  ver- 
einbarenden Gedanken  des  Mitregierens  der  Einzelstaaten  in  der 
Reichsleitung  selbst. 

Verfolgt  man  das  aufgeschlagene  Kapitel  in  die  Zeit  des  neuen 
Verfassungszustandes,  so  zeigt  sich,  daß  die  Vorgänge  trotz  der 
wesentlich  veränderten  Verfassungslage  ihren  Typus  treu  bewahrt 
haben. 

Am  12.  März  1921  ging  folgende  Korrespondenz  durch  die 
deutsche  Presse: 

„Wie  die  Blätter  melden,  hat  die  bayerische  Regierung  gegen 
die  Beratung  des  Gesetzentwurfs  über  das  Verbot  von  Selbst- 
schutzorganisationen, die  heute  im  Reichsrat  stattfinden  soll,  Ein- 
spruch erhoben.  Die  bayrische  Regierung  will  von  dem  Entwurf 
des  Gesetzes  erst  Kenntnis  haben,  um  dann  mit  der 
Reichs  regierung  vor  seiner  Beratung  im  Reichs- 
rat  Fühlung   nehmen   zu   können." 

Gleichzeitig  begann  in  den  Pressestimmen  und  Parteikreisen  der 
bayerischen  Regierungskoalition  eine  scharfe  Polemik  gegen  jenen 
Gesetzentwurf,  welcher  sich  entsprechende  Regierungsaktionen  Bayerns 
im  Reichsrat  und  im  Reichstag  anschlössen.  Der  bekannte  Verlauf 
der  Angelegenheit  berührt  hier  nicht  weiter.  Festzustellen  ist,  daß 
eine  einzelstaatliche  Regierung,  die  an  einer  bevorstehenden  Entschei- 
dung des  Reiches  in  besonderem  Maße  interessiert^)  ist,  hier  den 
Anspruch  auf  ihre  rechtzeitige  Information  seitens  der  Reichs- 
leitung zwecks  Einflußermöglichung  vor  der  Beratung  im  einzelstaat- 
lichen Vertretungsorgan  erhebt.  Zu  beachten  sind' ferner  nebenden 
formellen  Schritten  die  gebrauchten  politischen  Einfluß- 
mittel,  welche  heute  noch  eine  weit  wichtigere  Rolle  spielen  als 
früher :    Presse   und    politische   Parteien. 

Weiter  sei  ein  Vorgang  angeführt,  der  gleich  dem  zuletzt  er- 
wähnten die  Bedeutung  des  einzelstaatlichen  Anspruchs  auf  recht- 
zeitige Fühlung  mit  dem  Reich  eindringlich  erwiesen  hat. 

Am  7.  September  1921  gab  die  württembergische  Regierung  zu 
den  Verordnungen  des  Reichspräsidenten  auf  Grund  des  Art.  48  der 
Reichsverfassung,  vom  29.  und  30.  August  1921 2),  folgende  Mit- 
teilung an  die  Presse:  „Die  württembergische  Staatsregierung  hat 
sich   in   einer  Kabinettssitzung   mit   dem  Erlaß  der  Reichsregierung, 


0  Vgl.  hiezu  z.  B.  Laband,  Geschichtliche  Entwickelung,  S.  20. 

^)  lieber  die  damals  wesentlich  zwischen  der  bayerischen  Regierung 
und  der  Reichsregierung  aufgetretenen  Meinungsverschiedenheiten  vgl. 
insbes.  die  erwähnten  Verordnungen  des  Reichspräsidenten  R.G.Bl.  S.  1239 
und  1249  und  die  Abänderung  vom  28.  Sept.  1921,  R.G.Bl.  S.  1271. 
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betreffend  den  Schutz  der  Verfassung,  befaßt.  Sie  ist  der  Ansicht, 
daß  das  Vorgehen  der  Reichsregierung  durchaus  verfassungsmäßig 
ist,  in  der  allgemeinen  politischen  Entwicklung  der  letzten  Zeit  seine 
Rechtfertigung  findet  und  im  übrigen  nach  allen  Seiten  hin  gleich- 
mäßig gilt.  Eine  vorherige  Fühlungnahme  mit  den 
einzelstaatlichen  Regierungen  hätte  allerdings 
auch  die  württembergische  Regierung  für  er- 
wünscht erachtet.  Die  Reichsregierung  wurde  von  dieser 
Auffassung  verständigt. " 

Ueber  die  Einzelfragen  des  durch  ein  förmliches  Kompromiß 
zwischen  Bayern  und  der  Reichsregierung  beendigten  Konfliktes  ist 
in  diesem  Zusammenhang  nicht  zu  sprechen.  Hervorgehoben  sei 
von  der  württembergischen,  in  der  ungewöhnlichen  Form  einer  offi- 
ziösen Pressemitteilung  angedeuteten  Stellungnahme,  daß  auch  in 
einer  Frage,  welche,  zunächst^),  von  der  Reichsregierung  allein,  ohne 
Zustimmung  des  Reichsrats,  entschieden  werden  kann,  die  vorherige 
Fühlungnahme  mit  den  einzelstaatlichen  Regierungen  als  „erwünscht" 
bezeichnet  wird. 

Schließlich  sei  noch  eine  Bemerkung  des  preußischen  Finanz- 
ministers, Dr.  VON  Richter,  im  preußischen  Staatsrat  (Januar  1922) 
angeführt:  „Gehe  das  Reich  mit  Anordnungen  vor,  die  finanzielle 
Folgen  für  die  Länder  hätten,  so  sei  es  selbstverständlich,  daß  b  e  i 
der  Vorbereitung  dieser  Maßnahmen  die  Inter- 
essen der  Länder  wahrgenommen  werden  müß- 
ten. Es  fehle  an  einer  Zusammenarbeit  zwischen 
Reichs  re  gierung  und  Lände  rregierungen  zu  der 
Zeit,  wo  die  Vorlagen  ausgearbeitet  würden;  nur 
durch  eine  solche  ließen  sich  nachteilige  Folgen  für  die  Länder  ver- 
meiden. Es  sei  auch  vom  Reichsfinanzministerium  zugesichert 
worden,  daß  die  Reichsregierung  sich  in  Fragen,  die 
Preußen  berührten,  mit  der  preußischen  Finanz- 
verwaltung rechtzeitig  in  engere  Fühlung  setzen 
wolle,  als  sie  bisher  üblich  gewesen  sei"^). 

Man  sieht  hier,  wie  die  Ausschaltung  eines  hegemonischen 
Preußens  aus  dem  bündischen  Vertretungsorgan  zu  einer  Verstärkung 
der  Tendenz  der  Einzelstaaten,  möglichst  ab  ovo  in  der  Reichs- 
leitung mitzuarbeiten,  ihren  Einfluß  auf  den  Reichswillen  auszuüben, 
geführt  hat. 


*)  Vgl.  Art.  48  und  dagegen  Art.  77  d.  n.  R.V.  —  Die  „Fühlungnahme" 
wäre  jedenfalls  im  Sinne  des  Art.  67  S.  2  a.  a.  O.  gewesen. 
-)  Pressebericht  vom  16.  Jan.  1922. 


B  i  If  inge  r  ,  Einfluß. 
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II. 

All  diese  Beispiele  zeigen  zunächst  den  Gegensatz  des 
tatsächlichen  und  politischen  Einflußbegriffs  — 
als  der  Einwirkung  im  Sinne  von  Einflußnahme  wie  von  Einflußerfolg  •^) 
und  als  Einflußvermögen  ^)  —  zum  Einfluß  recht.  Der  Umfang 
des  Einflusses  deckt  sich  nicht  notwendig  mit  den  Formen,  welche 
in  der  geschriebenen  Verfassung  zu  seiner  Ausübung  und  Sicherung 
gewählt  sind,  und  er  deckt  sich  nicht  notwendig  mit  den  Schranken, 
welche  ihm  die  geschriebene  Verfassung  setzt:  dem  Einfluß  steht 
das  Einflußrecht  gegenüber,  das,  subjektiv  betrachtet,  vielleicht  zweck- 
mäßiger Recht  auf  Einfluß  als  „  staatsrechtlicher  Einfluß"  ^) 
genannt  werden  kann. 

Ist  nun  aber  in  den  angeführten  Fällen  das  Verlangen  der  Einzel- 
staaten nach  rechtzeitiger  Information  durch  die  Reichsleitung,  nach 
vorheriger  Fühlungnahme,  lediglich  etwa  als  ein  V^unsch  nach  kon- 
venienter  Geschäftsbehandlung  oder  als  ein  nur  „politischer"  An- 
spruch aufzufassen  oder  aber  bedeutet  es  mehr,  nämlich  die  Geltend- 
machung eines  verfassungsmäßigen  Rechts?  Neisrt  man  zur  Be- 
jahung  der  letzten  Frage,  so  ist  Aveiter  nach  der  Art  dieses  Rechts, 
nach  seiner  Stellung  im  System  der  Verfassung  und  endlich  nach 
seiner  Abgrenzung  gegen  rein  politische  Ansprüche  zu  fragen.  Darauf 
ist  später  einzugehen.  Einstweilen  stellen  wir  als  Erfahrung  fest, 
daß  die  Reichsleitung  ohne  augenfällige  Verletzung  der  geschriebenen 
Verfassung  durch  die  Art  ihres  tatsächlichen  Vorgehens  die  Aus- 
übung des  Rechts  der  Einzelstaaten  auf  verhältnismäßige  Mitwirkung 
bei  der  Reichswillensbildung  im  Vertretungsorgari  erschweren  und 
das  Recht  selbst  dadurch  in  seinem  praktischen  W^erte  mindern  kann. 
Eine  andere  Erscheinung  ist  freilich  die,  daß  gerade  die  Versuche 
zu  solcher  Ausschaltung  eines  Einzelstaats  in  wichtigen  politischen 
Fragen  zu  Konflikten  mit  dem  Ergebnis  eines  als  unverhältnismäßig 
empfundenen  einzelstaatlichen  Einflusses  führen  können. 

Soviel  glauben  wir  schon  jetzt  zu  sehen :  es  gibt  Spannungen 
zwischen  Einflußerfolg  und  dem  durch  die  geschriebene  Verfassung 
verbürgten   Einflußmaß,    die    wir  als   anormale  empfinden.     Da- 

*)  Einfluß  als  Erfolg:  Rehji,  Unitarismus  und  Föderalismus,  Dresden 
1898,  S.  29  „Tatsächlicher  Einfluß  der  beim  Bundesrat  vorausgesetzten 
föderalistischen  Politik". 

2)  In  diesem  Sinne  „Einfluß"  z.  B.  bei  Weber  gesammelte  politische 
Schriften,  München  1921,  S.  240  und  an  anderen  Stellen.  Nawiasky,  Grund- 
gedanken der  Reichsverfassung  S.  37:  Zuweisung  maßgebenden  Einflusses 
auf  die  Ausübung  der  Macht  des  Bundes  an 'die  Gliedstaaten. 

*)  Vgl.  die.sen  Ausdruck  bei  Lukas,  Die  organisatorischen  Grund- 
gedanken der  neuen  Verfassung,  Tübingen  1920,  S.  20  f. 
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neben  scheint  eine  andere  Art  von  Spannungen  zu  bestehen,  die 
vielleicht  durch  sinngemäße  Ergänzung,  durch  Ausfüllung  von  Lücken 
des  geschriebenen  Verfassungsrechts  überbrückt  und  so  als  nur 
scheinbare  Spannungen  erklärt  werden  können. 

Bekannt  sind  ferner  die  Spannungen  zwischen  dem  durch  die 
geschriebene  Verfassung  zugeteilten  zahlenmäßigen  Stimmrecht  der 
Einzelstaaten  und  ihrem  allgemeinen  Mitwirkungsvermögen  —  in 
diesem  Sinne  „Einfluß"  —  an  der  Reichswiilensbildung  im  bündischen 
Vertretungsorgan.     Laband  sagt  darüber  u.  a.: 

„Es  würde  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  und  der  politi- 
schen Machtverteilung  im  Reich  nicht  im  Einklang  stehen,  wenn 
das  Maß  des  politischen  Einflusses  der  Kleinstaaten  der  Zahl  ihrer 
Stimmen  entsprechen  würde." 

Und:  „Im  Reich  hat  sich  ein  Verhältnis  entwickelt,  durch  welches 
der  Einfluß  der  größeren  Staaten,  namentlich  Bayerns,  über  die  ihnen 
im  Bundesrat  zustehende  Stimmenzahl  gesteigert,  der  der  kleinen 
Staaten  vermindert  worden  ist*^). 

Durch  die  dauernde  politische  Bindung  der  norddeutschen  Klein- 
staaten an  Preußen  schien  ihr  formales  selbständiges  Mitwirkungs- 
recht bei  der  Bildung  des  Reichswillens  in  der  Tat  in  weitem  Maße 
entwertet  zu  sein ;  die  wenigen,  mit  Hilfe  der  Kleinstaaten  zustande 
gekommenen  Majorisierungen  Preußens  beweisen  nichts  gegen  die 
Regel  2). 

Endlich  kann  selbst  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Verfassung 
den  einzelstaatlichen  Stimmen  im  Vertretuiigsorgan  erhöhtes  Gewicht 
zusichert,  so  nach  altem  und  neuem  Recht  bei  Verfassungsänderungen, 
unter  der  früheren  Verfassung  bezüglich  der  Sonderrechte,  die  Aus- 
übung des  Einflusses  gefährdet  sein.  Solche  Möglichkeit  ergibt  sich 
insbesondere  in  den  seit  dem  Kriege  nicht  seltenen  politischen 
Zwangslagen,  und  zwar  dadurch,  daß  das  Vorliegen  der  Verfassungs- 
oder Sonderrechtsfrage  von  der  —  einfachen  —  Mehrheit  der  Einzel- 
staaten bzw.  von  der  Reichsregierung  verneint  wird''). 


»)  Laband,  Geschichtliche  Entwickhing,  S.  120  f.  Auch  hier  ist  das 
politisch  gemeinte  Bild  infolge  der  Ausscheidung  formalrechtlicher  Punkte, 
wie  der  Reservatrechte,  kein  vollständiges. 

-)  Der  Verlauf  der  üeberstimmung  Preußens  im  Jahre  1880  in  Sachen 
der  Befreiung  der  Postanweisungen  von  der  Quittungssteuer  bestätigte 
schließlich  die  regelmäßige  Lage.  Vgl.  Poschinger  a.  a.  O.  IV,  S.  265  ff., 
ferner  TiEDEMANN,  Sechs  Jahre  Chef  der  Reichskanzlei,  Leipzig  1910,  S.  39.5  ff. 

3)  Derartige  Lagen  (Beispiel  etwa  Poschinger  a.  a.  O.  IV,  S.  104  ff., 
vom  Jahre  1879)  kamen  hinsichtlich  einzelstaatlicher  Reservatrechte  wäh- 
rend des  Krieges  vor,  ohne  daß  es  zum  formellen  Austrag  kam.  —  Ueber 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Reichsregierung  und  Reichsrat  betr. 

2* 
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Andererseits  ist  auch  der  mit  kleinem  Stimmrecht  ausgestattete 
Einzelstaat  in  der  Lage,  unter  Ausnützung  der  rechtlichen  Garantien 
mittels  der  Art  seiner  tatsächlichen  Mitarbeit  bei  der  Beratung  der 
Vorlagen  oder-  etwa  durch  das  politische  Mittel  des  Sammeins  von 
Stimmengruppen  für  sein  Votum  usw.,  sein  Einflußvermögen  und 
seine  Einwirkung  über  das  zahlenmäßige  Stimmengewicht  hinaus 
zu  steigern, 

Bestehen  schon  im  einzelstaatlichen  Vertretungsorgan,  das  in 
seinen  formalrechtlichen  Bestimmungen  wenigstens  einen  Ausgangs- 
punkt für  die  Einflußbemessung  abgeben  kann,  die  mannigfaltigsten 
Spannungen  zwischen  Einflußvermögen  und  Recht  auf  Einfluß,  so 
wird  die  Uebersicht  über  Einfluß  und  Einflußrecht  noch  weiter  er- 
schwert dadurch,  daß  der  Einfluß  auch  außerhalb  des  Ver- 
tretungsorgans ausgeübt  werden  kann.  Hier  noch  weniger  als  dort 
können  von  der  geschriebenen  Verfassung  erschöpfende  Regeln  für 
die  Zumessung  des  Einflusses  gegeben  werden.  Aber  überall  steht 
der  einzelstaatliche  Einfluß  im  Bundesstaat  unter  der  Herrschaft 
des  bundesstaatlichen  Rechtsgedankens.  Das  Ziel 
der  einzelstaatlichen  Einflußpolitik,  die  Ausübung  der  Einflußmacht, 
die  Durchführung  des  Einflußwillens  gegenüber  dem  Reich,  dem  der 
Einzelstaat  als  Gliedstaat,  nicht  als  fremde  Macht  gegenübersteht, 
all  das  findet  in  jenem  Gedanken  seine  Sicherung,  sein  Maß  und 
seine  Schranken.  Die  1\I  i  1 1  e  1 ,  die  Wege,  welche  dem  Einfluß 
des  Einzelstaates  zur  Verfügung  stehen,  müssen  sich  auch  als  poli- 
tische jenem  allgemeinen  Gedanken  unterordnen,  auch  müssen  sie 
sich  immer  wieder  mit  den  einzelnen  organisatorischen  Rechts- 
instituten des  Reiches  wie  des  eigenen  Staates  berühren.  Wie  schon 
oben  betont  wurde,  schafft  das  Trennungssystem  Labands  hier  einen 
zu  großen  Abstand  zwischen  politischem  Verfahren  und  der  Funktion 
der  Rechtsinstitute.  Wenn,  zum  Beispiel,  „außerhalb  des  Bundesrats 
Verhandlungen  zwischen  dem  Reichskanzler  und  den  Regierungen 
der  größeren  Staaten"  oder  „einer  an  einer  Angelegenheit  besonders 
interessierten  Regierung"  geführt  werden,  so  können  das  auch  Ver- 
handlungen mit  den  Regierungen  qua  Repräsentanten  der  Bundes- 
ratsglieder sein,  Verhandlungen,  die  noch  in  die  bundesrätliche  Sphäre 
fallen.  Daher  hat  die  Betrachtung  des  Einflußproblems  überall  auf 
das  Verhältnis  und  die  Wechselwirkung  zwischen  Einfluß  und  Ein- 
flußrecht einzugehen. 


die  Frage  des  „Verfassungsgesetzes "  im  neuen  Recht  vgL  Püetzsch,  Arch. 
f.  Recht,  ßd.  4(3,  S.  195  ff.  —  Siehe  auch  die  Bemerkungen  bei  Rehm,  AUg. 
Staatslehre,  S.  146,  Aum.  1. 
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III. 

Der  Einflußbegriff  selbst  ist  ein  politischer^),  weil  ihm 
der  Gedanke  an  Ziel  und  Erfolg,  an  die  Zweckmäßigkeit  einzel- 
staatlicher Betätigung  gegenüber  den  übrigen  Faktoren  des  Reichs- 
willens innewohnt.  Seinem  sachlichen  Inhalt  nach  besteht  dieses 
teleologische  Element  des  Einflusses  in  dem  Bestreben,  die 
Interessen  des  Einzelstaats  zu  wahren,  gleichviel, 
ob  es  Sonderinteressen  sind  oder  ob  sie  sich  mit  den  Interessen  des 
Reichs  decken,  die  auch  dem  Wohle  des  Einzelstaats  dienen.  Ferner 
liegt  im  „ Einfluß "  als  Einflußvermögen  das  dynamische^) 
Moment  der  Macht  der  in  steter  Bewegung  und  Veränderung  befind- 
lichen Kräfte  des  Einzelstaats,  dessen  Wille  von  ihnen  getragen  ist 
und  ihnen  ihre  Richtung  gibt.  Der  Einzelstaat  und  das  Reich,  an 
dessen  Willensbildung  er  sich  beteiligt,  sind  daher  auch  nach  ihren 
Machtunterlagen  und  den  in  ihnen  wirkenden,  von  ihnen  ausgehenden 
Kräfteströmungen  zu  betrachten. 

Als  Einfluß  nähme  im  einzelnen  Fall  wird  der  „  Einfluß "  regel- 
mäßig von  einem  bestimmten  Willensakt  des  Einzelstaats 
und  zwar  einem  Akt  der  Verwaltung,  nicht  der  Gesetzgebung^), 
ausgelöst  sein;  insofern  kann  das  Regieren  im  Einzelstaat  auf  dem 
Wege  der  Einflußnahme  beim  Reich  eine  Verstärkung  der  Gewalt 
der  Regierung  auf  Kosten  der  Befugnisse  des  Landtags  bedeuten, 
eine  Lage,  durch  welche  eine  besondere,  gesteigerte  Verantwortlich- 
keit *)  der  allein  handelnden  ministeriellen  Einzelstaatsregierung  gegen- 
über dem  Landtag  bedingt  wird.  Die  Entwicklung  jenes  Vorgangs, 
die  Bildung  des  Einflußwillens,  ist  in  ihren  verschiedenen  Stufen  an 


*)  Vgl.  hierzu  Anm.  G.  Jellinek  a.  a.  O.  S.  13  ff.  —  Berolzheimer 
(Handb.  d.  Politik,  I,  S.  15  und  Anm.  8  daselbst)  stellt  das  Moment  der 
Macht  als  Grundlage  des  Begriffs  der  Politik  zu  einseitig  in  den  Vor- 
dergrund, wenn  er  unter  Politik  als  Wissenschaft  Staats  -Machtlehre 
versteht. 

'■')  „Dynamisch"  bei  Jellinek  a.  a.  O.  S.  7,  Triepel,  Unitarismus  und 
Föderalismus  S.  23:  Wechselwirkung  der  (spezifisch)  einheitspolitischen 
und  der  einzelstaatlichbündischen  Kräfte  im  Reich,  Triepel,  Reichsauf- 
sicht, S.  2 :  Wechselwirkung  zwischen  Verfassungsrecht  und  politischen 
Kräften  im  Beich. 

*)  Soweit  die  Regel.  Die  Erscheinung,  daß  die  Instruktion  durch  G  e- 
s  e  t  z  im  formellen  Sinn  angeordnet  wird,  muß  schon  aus  praktischen  Gründen 
die  seltene  Ausnahme  bilden.  Die  Ausführungen  von  Fkiesen's  (Erinne- 
rungen aus  meinem  Leben,  Bd.  III,  S.  266)  zu  einem  Einzelfall  sind  auch 
heute  noch  von  besonderem  Interesse,  trotz  der  Verkennung  des  Umfangs 
der  Verantwortlichkeit  der  konstitutionellen  Regierung. 

*)  Hierüber  B  i  s  m  a  r  c  k  in  der  Reichstagssitzuug  vom  19.  April  1871 
(Stein,  5.  Bd.,  S.  34)  und  dagegen  von  Friesen  a.  a.  0.  S.  272. 
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der  Hand  des  Landesstaatsrechts  und   nach  ihren   tatsächlichen  und 
i^olitischen  Unterlagen  zu  verfolgen. 

Ausgeführt  wird  der  Einflußwille  vor  allem  durch  staatsrecht- 
liche Organe  und  deren  physische  Träger,  im  früheren  deutschen 
Bundesstaat  insbesondere  durch  die  Fürsten,  ferner  durch  die  Mi- 
nister und  amtlichen  Vertreter  der  Regierungen.  Durch  sie,  mit  und 
neben  ihnen  können  politische  und  tatsächliche  Mittel  zur  Anwendung 
kommen,  wie  z.  B.  Presse,  Parteiführer,  Parteien,  Avirtschaftliche  Ein- 
richtungen, einflußpolitischer  Gebrauch  staatlicher  Einrichtungen,  wie 
früher  der  preußischen  Heeresorganisation,  der  preußischen  Staats- 
eisenbahnen usw. 

IV. 

Eng  verknüpft  mit  der  staatsrechtlichen  Organisation  des  Reiches 
ist  die  Frage  nach  dem  Schauplatz  der  Einflußwirkung, 
nach  der  Stelle,  wo  der  Einfluß  des  Einzelstaates  in  andere  Faktoren 
der  Reichswillensbildung  einmündet. 

An  der  Spitze  steht  hier  das  einzelstaatliche  Ver- 
tretung s  o  r  g  a  n.  In  ihm  sammeln  sich  die  zunächst^)  indivi- 
dualistischen Einflüsse  der  verschiedeneu  Einzelstaaten,  um  alsdann 
durch  eine  Fiktion  in  eine  Willenskomponente,  die  sich  mit  den 
Willensfaktoren  der  Reichsleitung  des  Reichstags,  des  deutschen  Volkes 
—  nach  der  neuen  Verfassung  —  auseinanderzusetzen  hat,  verschmol- 
zen zu  werden.  Es  ist  das  Organ  zur  M  i  t  Wirkung  i.  e.  S.,  nicht  nur 
zur  Ein  Wirkung  ^).  Dem  formalrechtlichen  Vorgang  einzelstaatlicher 
Gesamtwillensbildung  im  Vertretungsorgan  steht  gegenüber  die  Mög- 
lichkeit, daß  sich  die  einzelstaatlichen  Regierungen  außerhalb  des  Ver- 
tretungsorgans verständigen  und  auseinandersetzen,  um  alsdann  erst  im 
Bundesrat  oder  Reichsrat  hervorzutreten  oder  um  im  Reichstag  oder 
endlich  lediglich  der  Reichsleitung  gegenüber  gemeinschaftlich  den 
Reichswillen  zu  beeinflussen.  Soweit  solche  Verständigung  früher 
zwischen  Preußen  und  den  anderen,  namentlich  den  größeren  Einzel- 
staaten üblich  war,  bedeutete  sie  wegen  der  Stellung  Preußens  in 
der  Reichsleitung  selbst  in  der  Regel  praktisch  zugleich  eine  Fühlung- 
nahme zwischen  Reichsleitung  und  nichtpreußischen  Einzelstaaten 
und  häufig  die  Vorbereitung  von  Bundesratsgeschäften  ^).    Heute  tritt 

^)  Hieher  ist  auch  das  Vorschlagsrecht  der  Einzelstaaten  zur  Besetzung 
gewisser  Reichsstellen  durch  Vermittlung  des  Vertretungsorgans  zu  rechnen 
(vgl.  etwa  Meyer-Axschütz  S.  583  und  IJeichshandbuch  1922  S.  26). 

-')  Des  terminologischen  Interesses  halber  seien  hier  die  Ausdrücke 
„mittelbarer  Einfluß"  und  „kein  unmittelbarer  Anteil"  bei  Stahl  (Reden, 
Berlin  1850,  S.  2)  in  bezug  auf  die  Reichsräte  des  Entwurfs  des  deutschen 
Reichsgrundgesetzes  erwähnt. 

»)  PoscHiNGER  a.  a.  O.  Bd.  IV  S.  280:  „eine  Art  vorberatender  Finanz- 
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bei  derartigen  Vorgängen  z.  B.  bei  den  zahlreichen  Besprechungen 
von  Ministern  der  Länder  oder  einer  Gruppe  von  Ländern,  zumal 
wenn  die  Reichsleitung  dabei  ausgeschaltet  ist,  der  bündisch-parti- 
kularistische^)  Charakter  unwillkürlich  stärker  hervor.  Daher  die 
Gepflogenheit,  daß  in  Reden  und  offiziösen  Pressemitteilungen  bei 
solchen  Anlässen  die  Einheit  des  Reiches  oder  die  Treue  zum  Reich  ^) 
besonders  betont  wird.  Die  Beteiligten  manifestieren,  daß  in  ihren 
Verhandlungen  die  Grundlage  des  bundesstaatlichen  Rechtsgedankens 
nicht  verlassen  werden  soll,  daß  sie,  z.  B.  durch  Gruppenbildung  für 
eine  gemeinsame  Aktion  oder  Stellungnahme,  die  Schranken  jenes 
Grundsatzes  nicht  überschreiten  wollen. 

Zwischen  der  Einflußausübung  innerhalb  des  einzelstaatlichen 
Vertretungsorgans  und  außerhalb  derselben  befindet  sich  als  Grenz- 
gebiet die  wiederholt  erwähnte  Vorbereitung  des  Verfalirens  im  Ver- 
tretungsorgan durch  Vorverhandlung  der  Einzelstaaten  mit  der  Reichs- 
leitung, ein  Gebiet,  das  nach  der  hier  vertretenen  Ansicht  noch  zur 
Sphäre  des  Bundesrats  bzw.  des  Reichsrats  zu  rechnen  ist. 

bundesrat".  Die  dort  angeführte  Besprechung  wurde  unter  dem  Vorsitz  des 
preußischen  Finanzministers  abgehalten. 

Der  u.  a.  von  Korselt  (Die  völkerrechtliche  Handlungsfähigkeit 
der  deutschen  Einzelstaaten,  Leipzig  1917,  S.  158)  angeführte  Fall  einer 
Gesetzgebung  ohne  vorherige  Abstimmung  im  Bundesrat  bedeutet  wohl 
formalrechtlich,  nicht  aber  von  dem  —  später  zu  besprechenden  —  Stand- 
punkt materiellen  Einflußrechtes  aus  ein  verfassungswidriges  Verfahren. 
Wenn  übrigens  Korselt  bemerkt,  „die  Abstimmung  im  Bundesrat  wird 
gewissermaßen  nur  als  eines  von  meJireren  Mitteln  empfunden,  wie  man 
die  Meinungen  der  Einzelstaaten  erfahren  kann",  so  trifft  diese  Bemerkung 
nicht  den  entscheidenden  Punkt.  Nicht  bloß  die  Meinungen  der  Einzel- 
staaten sollten  festgestellt  werden,  sondern  die  preußisch-deutsche  Reichs- 
leitung wollte  sich  über  die  materielle  Zustimmung  der  Einzelstaaten  zu 
dem  geplanten  Gesetz  und  Verfahren  vergewissern:  Die  Einzelstaaten  soll- 
ten diesmal  ihr  materielles  Einflußrecht  nicht  im  Wege  der  verfassungs- 
mäßigen Form,  sondern  lediglich  durch  formloses  Votum  ausüben. 

')  Wegen  des  Ausdrucks  partikularistisch  s.  unten  S.  48 f. 

*)  Der  über  die  Zusammenkunft  der  leitenden  Minister  der  Länder  vom 
20.  Jan.  1922  —  die  übrigens  unter  Teilnahme  und  Vorsitz  der  Reichs- 
leitung stattfand  —  in  Blättern  verschiedener  Parteirichtungen  verbreitete 
Bericht  besagt:  Im  Verlauf  der  Aussprache  „gaben  einzelne  Regierungs-Chefs, 
namentlich  die  Ministerpräsidenten  von  Preußen,  Bayern  und  Wüi'ttemberg, 
ihrem  vollen  Verständnis  für  die  Schwierigkeiten  der  deutschen  Außen- 
politik Ausdruck  und  bekundeten  den  festen  Entschluß  ihrer  Regierungen, 
auch  fernerhin  in  allen  Gefahren  treu  zum  Reiche  zu  stehen".  —  Ueber 
eine  Zusammenkunft  der  Staatspräsidenten  von  Württemberg  und  Baden 
in  München  mit  dem  bayerischen  Ministerpräsidenten  erklärte  der  badische 
Staatspräsident  in  der  Landtagssitzung  vom  24.  Jan.  1922,  die  Zusammen- 
kunft sei  „in  deutlicher  Manifestierung  unseres  Standpunkts  zur  Reichs- 
einheit erfolgt". 
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Diese  Sphäre  bildet  den  Uebergang  zu  dem  weder  in  der  alten 
—  von  der  früheren  preußischen  Sonderstellung  abgesehen  —  noch 
in  der  neuen  Reichsverfassung  verwirklichten  Gedanken  einer  organi- 
satorischen Einflußgewähr  für  dieEinzelstaatenauf 
den  Reichswillen  in  der  Zentrale  der  Reichs- 
leitung selbst^).  An  seiner  Stelle  ist  der  organisatorische 
Weg  der  einzelstaatlichen  Gesamtvertretung  im  bündischen  Organ 
gewählt^),  der  auch  in  der  Bestimmung  des  Art.  67^)  der  neuen 
Reichsverfassung  über  die  Beteiligung  des  Reichsrats  an  der  Führung 
der  Reichsgeschäfte  durch  die  Reichsministerien  nicht  verlassen  ist. 
Der  veröffentlichte  Vorentwurf  vom  3.  Januar  1919,  welcher  ein 
solches  Vertretungsorgan  der  einzelstaatlichen  Regierungen  nicht 
kannte,  sah  dagegen  ein  Recht  dieser  Regierungen  vor,  zur  Reichs- 
regierung Vertreter  zu  entsenden  (§  14),  ferner  nach  Be- 
darf die  Bildung  begutachtender  Reichsräte  bei  den  einzelnen  Reichs- 
ministerien (§  15).  Die  Denkschrift  bezeichnet  als  Zweck  der 
Einrichtung:  „Sicherlich  bedarf  diese  Reichsregierung  bei  ihren 
Funktionen  der  ständigen  Fühlung  mit  den  Regierungen  der 
einzelnen  Freistaaten ;  diese  organisatorisch  sicherzustellen,  ist 
aber  auch  unter  Vermeidung  des  überlebten  Bundesratssystems  sehr 
wohl  möglich."  Angesichts  der  unaufhörlichen  Klagen  der  Einzel- 
staaten über  mangelnde  Fühlungnahme  seitens  der  Reichsleitung  hat 
der  hier  angedeutete  Weg  manches  Verlockende  an  sich.  Indessen 
würden  schon  technische  Schwierigkeiten  eine  „Sicherstellung"  der 
Fühlung  so  gut  wie  ausschalten;  es  ist  zu  bezweifeln,  ob  die  Reichs- 


^)  Ein  „föderalistisches  Direktorium"  (Lukas  a.  a.  0.  S.  5)  wäre  die 
stärkste  Form  dieses  Gedankens.  —  Ueber  Bundesrat  als  Reichsministerium  ? 
s.  WiTTMAYEE,  Der  Reichstag  und  Reichsregierung,  Wien  und  Leipzig,  1918, 
S.  50  ff.  —  S.  auch  M.  Weber,  Pol.  Schriften  S.  254  f. 

2)  Der  Direktorialgedanke  in  dem  bayerischen  Verfassungsvorschlag  von 
1848  ging  auf  ein  Direktorium  zur  Ausübung  der  Reichsgewalt,  bestehend 
aus  drei  Mitgliedern,  den  Vertretern  Oesterreichs,  bzw.  Bayerns,  Preußens 
und  der  übrigen  Königreiche;  das  Direktorium  sollte  die  Vertretung  des 
Reiches  nach  außen  und  die  Leitung  der  Reichsminister  haben. 

3)  S.  u.  a. :  ,Zu  Beratungen  über  wichtige  Gegenstände  sollen  von 
den  Reichsministerien  die  zuständigen  Ausschüsse  des  Reichsrats  zuge- 
zogen werden."  Vgl.  dazu:  Geschäftsordnung  des  Reichsrats  (veröffent- 
licht bei  W.  Jellinek,  Oeffentliches  Recht  der  Gegenwart,  Band  IX,  S.  93  ff., 
§§  41—43).  —  Die  fortlaufende  Information  geschieht  z.  B.  hinsichtlich  der 
inneren  V' erwaltung  etwa  halbmonatlich,  hinsichtlich  der  auswärtigen  Ver- 
waltung wie  früher  durch  regelmäßige  Rundmitteilungen  (Metallogramme) 
und  durch  Zusammenkünfte,  neben  der  Einberufung  des  Ausschusses  für 
auswärtige  Angelegenheiten  bei  wichtigen  Anlässen. 
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ministerien  in  der  Lage,  übrigens  auch  willens  wären,  mit  den 
„  Reiclisräten "    stets    hinreichende    rechtzeitige    Fühlung   zu   nehmen. 

Gelegentlich  schien  es,  als  ob  unter  der  alten  (von  Preußen 
wird  wiederum  zunächst  abgesehen)  und  neuen  Verfassung  der  Ge- 
danke einer  Beteiligung  einzelstaatlicher,  insbesondere  mittelstaatlicher 
Elemente  in  der  Reichsleitung  auf  dem  tatsächlichen  Weg  der  Per- 
sonalbesetzung verfolgt  worden  wäre.  Hierbei  kann  es  sich 
nur  um  politische  Konzessionen  an  das  einzelstaatliche  Selbstbewußt- 
sein handeln,  um  eine  Art  landsmannschaftliche  Rücksicht,  nicht  aber 
um  die  Gewährung  einer  einzelstaatlichen  Interessenvertretung,  die 
auf  diesem  Weg  dem  organisatorischen  Grundprinzip  der  Ver- 
fassung zuwiderlaufen  würde.  Gleichwohl  ist  nicht  zu  verkennen, 
daß  auch  derartige  Fälle  mit  dem  Gedanken  bündischer  Geltung  der 
Einzelstaaten  zusammenhängen.  Da  aber  das  bayerische  oder  württem- 
bergische Mitglied  einer  obersten  Reichsbehörde  daselbst  nicht  in  der 
Lage  ist,  Landespolitik  zu  vertreten,  so  liegt  hier  keine  Gewährung 
einzelstaatlichen  Einflusses,  vielmehr  höchstens  ein  Fall  jener  pseudo- 
föderalistischen Taktik  des  Reiches  vor,  von  der  später  noch  zu 
sprechen  ist. 

Ist  der  Gedanke  einzelstaatlichen  Einflusses  in  der  Zentrale  der 
Reichsleitung  als  Grundsatz  vom  positiven  Recht  abgelehnt  und 
praktisch  auch  wohl  nicht  durchführbar,  so  fragt  sich,  ob  er  de 
lege  ferenda  oder  als  künftiges  ungeschriebenes  Verfassungsrecht 
für  einzelne  Geschäftszweige  der  Reichsministerien  erwägenswert  ist. 
Die  Frage  könnte,  z.  B.  im  Hinblick  auf  Art.  16  der  neuen  Reichs- 
verfassung, vor  allem  bezüglich  der  Personalverwaltung 
im  Verkehrs-  und  Finanzwesen  des  Reiches  gestellt  werden,  wo  sich 
schon  Anlaß   zu   begründeten  Klagen   ergeben  hat^).     Es  zeigt  sich 


^)  So  ließ  sich  der  Finanzminister  Liesching  im  württembergischen 
Landtag  vom  28.  Jan.  1921  (Staatsanzeiger  für  Württemberg  vom  31.  Ja- 
nuar 1921  Nr.  24)  dahin  vernehmen:  „Ich  werde  namens  des  württember- 
gischen Finanzministeriums  gerade  im  Hinblick  auf  den  §  24  der  Reichs- 
abgabenordnung in  Berlin  vorstellig  werden  und  darauf  aufmerksam  machen, 
daß  auch  die  Versetzung  eines  Amtes  in  eine  höhere  Berufsgruppe  das 
Ausschreiben  bzw.  mindestens  die  Anhörung  der  zuständigen  Behörden, 
also  des  Landesfinanzamtes  und  des  Finanzministeriums  notwendig  macht. 
Daß  die  Beamten  sich  darüber  aufregen,  daß  nicht  einmal  ihre  Behörde, 
die  sonst  zuständig  ist,  für  derartige  Vorschläge  gehört  wird,  sondern  sie 
bloß  eines  Tages  von  Berlin  aus  die  Nachricht  bekommt,  daß  der  und  der 
auf  die  Stelle  ernannt  worden  ist  (Abg.  Groß:  Das  ist  ein  Skandal !)  das 
ist  begreiflich. 

Aus  Baden  sind  während  des  früheren  Verfassungszustandes  ähnliche 
Klagen,  nämlich  wegen  Nichteinhaltung  des  von  der  Reichspostverwaltung 
zugesicherten  Prozentsatzes  für  die  Anstellung  badischer  Landeskinder  bei 
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hier  die  praktische  Tragweite  des  Schauplatzes  der  Einflußbetätigung. 
Die  Distanz  zwischen  den  einzelstaatlichen  Regierungen  und  der 
Reichsleitung  beziehungsweise  Reichsregierung  oder  zentralen  Reichs- 
behörde auf  der  anderen  Seite  verhindert  auch  da,  wo  durch  das  Er- 
fordernis der  vorherigen  „Anhörung",  des  „Benehmens"  usw.  eine  ge- 
wisse Einflußsicherung  gewährt  ist,  manchmal  ein  positives  Ergebnis. 
Beschwerden,  Vorstellungen,  die  post  festum  kommen,  nützen  für  die 
Regel  nichts*).  Rechtspolitisch  zu  verstehen  sind  derartige  Erschei- 
nungen daraus,  daß  hier  das  bundes  staatliche  Prinzip  sich  mit 
dem  bundes  staatlichen  kreuzt,  wobei  der  Reichszweck  einer  rasch 
und  ungestört  arbeitenden  Verwaltung  das  stärkere  Element  ist. 
Als  ein  Analogon  einzelstaatlichen  Einflusses  in  diesem  Sinn  in 
der  Exekutive  des  Reichs  sei  hier  eine  Einrichtung  der  früheren 
Verfassungszeit  registriert:  der  auf  Grund  der  sogenannten  Beben- 
der Postverwaltung  in  Baden  laut  geworden.  —  Unter  der  neuen  Verfas- 
sung hatte  Württemberg  wegen  Vernachlässigung  von  Landesinteressen 
entgegen  den  zugesicherten  Vorbehalten  (s.  z.  B.  §  4  des  Staatsvertrags 
über  den  Uebergang  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  Württembergs 
an  das  Reich  v.  29./31.  März  1920,  Württ.  Regbl.  S.  129  ff.)  wiederholt  Klage 
zu  führen. 

*)  Gelegentlich  sind  neben  Vorschriften  über  Einflußgewährung  auf 
den  Verwaltungsakt  selbst,  auch  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei 
Verletzung  derartiger  Vorschriften  anzutreffen  (s.  dazu  die 
unten  S.  33  erwähnten  Fälle  vgl.  mit  Art.  16  n.  R.V.),  wobei  darüber  Zweifel 
offen  bleiben,  Avie  der  Einzel  fall  zu  regeln  ist.    Das  Reich  wird  seine 
Einzelverfügung  meist  durch   eine  Versetzung   rückgängig  machen  kön- 
nen.  Inwieweit  man  insoweit  von  einer  Vemichtbarkeit  des  Verwaltungs- 
aktes des  Reichs  i.  S.  von  ü.  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  I  S.  98 
oder    von  Anfechtbarkeit  i.  S.  von  Kormann,  System  der  rechtsgeschäft- 
lichen Verwaltungsakte  sprechen  kann,   muß  hier  unerörtert  bleiben.    Die 
Schwierigkeit  der  Entwirrung  der  sich  hier  ergebenden  Fragen  zeigt  sich, 
wenn  man  etwa  zu  Kormanns  (a.  a.  O.)  formeller  und  materieller  Gesetz- 
widrigkeit (letztere  von  Kormann  bei  Verletzung  von  Sollvorschriften  ver- 
neint) als  Beispiel  die  drei  letzten  Sätze  des  Schlußprotokolls  zum  Staats- 
vertrag über  den  Uebergang  der  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich  setzt: 
„Die  Mitglieder  der  Direktionen  „„müssen""  „„in  der 
Regel""    Landeskinder   sein.    Ihr   Vorstand   „„soll""    ein 
Landesangehöriger  sein.    Die   Vorstände   der  höheren 
Reichseisenbahnbehörden    „„sollen""    „„im   Einverneh- 
men""   mit   der  Landesregierung   oder   der  von   ihr   be- 
stimmten  Stelle   ernannt   werden".    Damit  vergleiche   man 
etwa  die,  das  Reich  stärker  bindende  Fassung  in  §  26  Ziff.  5  des  Staats- 
vertrags, betreffend  den  Uebergang  der  Wasserstraßen  von  den  Ländern 
auf  das  Reich,  wo  es  heißt :  „Bei  ^I  e  i  n  u  n  g  s  v  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  h  e  i  t  e  n 
zwischen  dem  Reich  und  Beamten  oder  B  e  a  m  t  e  n  a  n  w  ä  r- 

tern darf  das  Reich  die  Entscheidung  „„nur""   im 

Einvernehmen  mit  der  Landesregierung  treffen." 
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häuser  Konvention  vom  23 — 31.  Dezember  1893  in  das  Militärkabinett 
des  Kaisers  kommandierte  wiirtterabergische  Offizier^).  Durch  diese 
Einrichtung  war  Württemberg  ein  wirklicher  Einfluß  gegenüber 
Preußen  auf  dem  Gebiet  der  wechselseitigen  Kommandierung  der 
Offiziere  und  damit  auch  die  Sicherung  einer  wesentlichen  Besserung 
der  eigenen  Beförderungsverhältnisse  über  den  Rahmen  des  Kon- 
tingents hinaus  verschafft;  die  sonst  so  häufig  beklagten  bürokrati- 
schen CJeberrumpelungen  und  faits  accomplis  waren  so  gut  wie  aus- 
geschlossen. 

Bei  der  Besetzung  des  Personalamts  des  Reichswehrministeriums 
findet  sich  zugunsten  größerer  Einzelstaaten  noch  eine  Spur  dieses 
Gedankens,  im  Zusammenhang  mit  §  13,  Z.  2  des  Reichswehrgesetzes ; 
ob  dies  eine  organisatorische  Hebung  bedeutet,  wird  die  Zukunft  zu 
erweisen  haben. 

VI. 

Außerhalb  des  Vertretungsorgans  liegen  die  Fälle  endgültig 
individualistischer-)  einzelstaatlichor  Einflußnahme  auf  den 
Reichswillen.  Die  Gegenseite,  auf  welche  eingewirkt  Averden  soll, 
kann  nach  Art.  9  der  alten  und  Art.  33  der  neuen  Verfassung  der 
Reichstag"),  im  übrigen  eines  der  Organe  der  Reichsleitung  sein. 
Die  Abstufungen  dieser  Einwirkung,  wie  sie  von  den  geschriebenen 
Verfassungen  und  Reichsgesetzen  des  früheren  und  des  geltenden 
Rechts  angedeutet  werden,  gehen  vom  bloßen  Gehör  bis  zur  Ver- 
einbarung*); innerhalb  der  Sphäre  der  Vereinbarung  findet  die  einzel- 

1)  Näheres  s.  v.  Habermaas,  Heereswesen  in  „Württemberg  unter  der 
Regierung  Wilhelms  IL",  herausgegeben  von  Bruns,  Stuttgart  1916,  S.  228 
und  von  Grävenitz,  Die  „Entwickelung  des  württembergischen  Heer- 
wesens", Stuttgart  1921,  S.  31  f. 

„Endgültig  individualistischer  Einflußnahme" :  Unbeschadet  des  Rechts 
nach  Art.  7  der  a.,  Art.  66  der  n.  K.V.  eine  Stellungnahme  des  Gesamtver- 
tretungsorgans  herbeizuführen. 

')  Lukas  a.  a.  0.,  S.  21  stellt  der  „rein  individualistischen  Betätigung" 
die  ,,föderalistische"  gegenüber.  M.  E.  liegt  auch  hier  föderalistische  Be- 
tätigung vor.  — 

Beispiel  aus  dem  früheren  Verfassungsrecht:  Art.  HI  Anl.  IX  „Ver- 
nehmen" des  Bundesfeldherrn  mit  dem  König  von  Bayern. 

Bezüglich  des  neuen  Rechts  s.  o.  S.  34  und  38  und  dazu  Reichsabgaben- 
ordnung, Reichswehrgesetz,  Staatsverträge  betr.  Verkehrswesen  usw. 

lieber  „Zuziehung"  einzelstaatlicher  Vertreter  zu  auswärtigen  Verhand- 
lungen s.  z.  B.  unten  S.  28  und  S.  29  Anm.  2. 

^)  Dieses  Recht  ist  m.  E.  rein  individualistisch  i.  S.  von  Lukas  a.  a.  O. 
S.  21  Anm.  63.  Es  handelt  sich  um  die  Vertretung  des  Standpunktes  der 
einzelnen  Regierung.  Vgl.  auch  Anschütz,  Verfassung  des  Deutschen 
Reichs,  Berlin  1921,  S.  87  Anm.  7. 

*)  Ueber  die  von  Binding  geprägte  „Vereinbarung"  s.  Triepel,  Völ- 
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staatliche  individualistische  Einwirkungsmöglichkeit  wohl  ihren  deut- 
lichsten Ausdruck  in  der  „Zustimmung".  Die  Gesetzestechnik  be- 
wegt sich  im  übrigen  hier  in  wechselnden  und  vielleicht  gewollt 
unbestimmten  Wendungen.  Was  bedeutet  es,  wenn  die  Reichsleitung 
einen  Reichsbeamten  erst  nach  „Benehmen"  mit  der  obersten  Landes- 
behörde ernennen  „soll"?  Wie  weit  reicht  hier  das  Einflußrecht 
des  Einzelstaats?  Wie  ist  zu  verfahren,  wenn  des  „Benehmen"  nun 
eben  nicht  zustande  kommt ^)?  Wie  ist  die  Skala  „Benehmen", 
„Vernehmen",  „Einvernehmen"  abzustufen?  Die  Reichsleitung  soll 
hier  bezüglich  der  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Einzelstaates 
einen  gewissen  Spielraum  haben,  den  sie  gelegentlich  in  recht  weitem 
Umfang  in  Anspruch  nimmt;  immerhin  aber  ist  sie  zur  Uebung 
dieser  Rücksicht  durch  die  Verfassung  verpflichtet.  Die  damit 
berührte  Frage  der  Berücksichtigung  einzelstaatlicher  Interessen  ist 
im  folgenden  Abschnitt  gesondert  zu  betrachten. 

Formale  und  materielle  Seite  des  Einflußrechts. 

I. 

Nach  heutigem  geschriebenen  Reichsrecht  ist  nicht  nur  der  Reichs- 
leitung und  einzelnen  Reichsbehörden,  sondern  auch  dem  Reiche 
schlechthin  in  gewissen  Fällen  die  Berücksichtigungeinzel- 
staatlicher  Interessen  ausdrücklich  zur  Pflicht 
gemacht. 

Vergleicht  man  die  frühere  und  die  geltende  Verfassung,  so 
fällt  auf,  daß  die  erstere  eine  derartige  Pflicht  ■  als  ausdrückliche 
wenigstens  in  der  Urkunde  selbst  nirgends  enthält.  Dagegen  sieht 
allerdings  das  Schlußprotokoll  zu  dem  Vertrage  vom  23.  November  1870, 
betreffend  den  Beitritt  Bayerns  zur  Verfassung  des  Deutschen  Bundes, 
in  Ziffer  XI  vor,  „ daß  bei  dem  Abschlüsse  von  Post-  und  Tele- 
graphen vertragen  mit  außerdeutschen  Staaten  zur  Wahrung 
der  besonderen  Landesinteressen  Vertreter  der  an  die 
betrefi'enden  außerdeutschen  Staaten  angrenzenden  Bundesstaaten 
zugezogen  werden  sollen".  Durch  die  ausdrückliche  Anführung  des 
Zwecks  der  zugesicherten  einzelstaatlichen  Sondervertretung  ist  ein 
entsprechender  Anspruch  auf  Interessen  Vertretung  bei  der 
Bildung  des  Reichswillens  angedeutet.  Das  Schlußprotokoll  des  Zoll- 
vereinigungsvertrags hat  dagegen  in  einer  ähnlichen,  durch  Art.  49 
der  früheren  Reichsverfassung  aufrechterhaltenen  Bestimmung^),  über 

kerrecht  und  Landesrecht  S.  50  ff.  und  neuerdings  Binding  selbst  „Zum 
Werte  und  Vergehen  der  Staaten",  1920,  S.  191  ff. 

^)  Vgl.  hiezu  oben  S.  26  und  Anm.  1  daselbst. 

*)  „Preußen   wird,  unbeschadet  seiner  ausschließlichen  Berechtigung 
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einzelstaatliche  Vertretung  bei  gewissen  Verhandlungen  mit  Nachbar- 
staaten eine  solche  ausdrückliche  Andeutung  nicht  gemacht,  obwohl 
es  sich  auch  hier  um  Vertretung  einzelstaatlicher  Sonderinteressen 
handelt.  Wir  nehmen  also  schon  in  der  Technik  des  früheren  Ver- 
fassungsrechts ^)  die  Erscheinung  wahr,  daß  organisatorische  Ein- 
ilußbürgschaften  teils  ausdrücklieh,  teils  dem  unzweifelhaften  Sinne 
nach  ein  Recht  der  Einzelstaaten  auf  Wahrung  ihrer  besonderen 
Landesinteressen  gewährleisten  sollen. 

Nun  zum  geltenden  Recht.  In  Art.  83  Abs.  2  R.V.  ist  die 
oben  hervorgehobene  Formel  wörtlich  aufgenommen,  wenn  dort  gesagt 
ist:  Bei  der  Verwendung  von  Reichsabgaben  durch  Reichsbehörden 
sind  Einrichtungen  vorzusehen,  die  den  Ländern  „die  Wahrung 
besondererLandesinteressen"  ermöglichen.  Nach  ihrem 
Inhalt  betrachtet  ruft  diese  Bestimmung  die  Erinnerung  wach  an 
gewisse  Stellen  des  Zollvereinigungsvertrags,  wo  es  z.  B.  in  §  6  heißt: 
„Die  Verwaltung  der  Angaben  und  die  Organisation  der  dazu  dienenden 
Behörden  soll  in  allen  Ländern  unter  Berücksichtigung  der  in  den- 
selben bestehenden  eigentümlichen  Verhältnissen  auf  gleichen  Fuß 
gebracht  werden.  **  Die  hier  gewählte  Form  wiederum  gemahnt  an 
die  Berücksichtigung  der  besonderen  landsmannschaftlichen  Eigenarten 
in  Artikel  79  der  geltenden  Verfassung.  Endlich  sei  noch  des  Art.  78, 
Abs.  4  n.  R.V.  gedacht,  worin  dem  Reiche  zur  Pflicht  gemacht  wird, 
gewisse  Einrichtungen  und  Maßnahmen")  in  Bezug  auf  die  auswärtigen 


iro  Namen  des  Vereins  „Handels-  und  Schiffalirtsverträge  mit  fremden 
Staaten  einzugehen,  bei  Verträgen  mit  Oesterreich  und  der  Schweiz  die 
angrenzenden  Vereinsstaaten  zur  Teilnahme  an  den  dem  Abschluß  voran- 
gehenden Verhandlungen  einladen.  Im  Falle  eine  Uebereinstimmung  nicht 
zu  erzielen,  wird  es  dessenungeachtet  bei  der  Bestimmung  des  §  6  sein 
Bewenden  haben"  (§  6  Art.  8  des  Vertrags.  S.  dazu  Delbrück,  Der  Ar- 
tikel 40  der  Reichsverfassung,  S.  50). 

1)  Um  solches  handelt  es,  s.  z.  B.  Triepel,  Völkerrecht  und  Landes- 
recht S.  188  und  später  Wenzel,  Zur  Lehre  der  vertragsmäßigen  Elemente 
in  der  Reichsverfassung,  etwa  S.  172  gegen  insbesondere  Hänel,  Studium  I, 
S.  243  ff. 

-)  Vgl.  dazu  die  oben  S.  28  zitierte  Stelle  aus  dem  Schlußprotokoll 
betr.  Beitritt  Bayerns  usw.,  ferner  die  Fassung  des  preußisch-bayerischen 
Geheiravertrags  vom  23.  Nov.  1870  (Bruns,  Sondervertretung,  Tübingen 
1918,  S.  3  „daß  bei  Friedensverträgen  ....  stets  auch  ein  Bevollmächtigter 
Seiner  Majestät  des  Königs  von  Bayern  zugezogen  werden  wird,  welcher 
sich  an  den  Verhandlungen  beteiligen  und  durch  das  Bundeskanzleramt 
Instruktionen  erhalten  wird". 

Dieser  Vertrag  begründete  freilich  kein  Verfassungsrecht. 

Unter  „Maßnahmen"  i.  S.  des  Art.  78  n.  RV.  wird  auch  die  von  Fall 
zu  Fall  angeordnete  Zuziehung  einzelstaatlicher  Kommissare  zu  auswär- 
tigen Verhandlungen  zu  verstehen  sein.    Ob  sich  allerdings  die  diesbezüg- 
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Beziehungen  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ländern  zu  treffen, 
„  um  die  Vertretungder  Inte  ressenzugewähr  leisten, 
die  sich  für  einzelne  Länder  aus  ihren  besonderen  wirtschaftlichen 
Beziehungen  oder  ihrer  benachbarten  Lage  zu  auswärtigen  Staaten 
ergeben ".  Im  übrigen  mag  aus  der  geltenden  Reichsverfassnng  allgemein 
auf  Art.  8  („Rücksicht"  auf  die  Erhaltung  der  Lebensfähigkeit  der 
Länder),  Art.  16  (landsmannschaftliches  Prinzip  bei  der  Auswahl 
der  Reichsbearaten  in  den  Ländern),  Art.  97,  Abs.  3  („Rücksicht" 
auf  gewisse  Interessen  der  Länder  bei  der  Verwaltung  und  dem 
Bau  der  Wasserstraßen),  ferner  auf  gewisse  Grundsätze  in  den  Reichs- 
gesetzen betreffend  Staatsverträge  des  Reiches  mit  den  Ländern,  sowie 
in  Schlußprotokollen  solcher  Verträge,  endlich  auf  das  Reichswehr- 
gesetz ^),  und  die  Reichsabgabenordnung  hingewiesen  werden. 

IL 

Bei  dieser  Gegenüberstellung  früheren  und  geltenden  Rechts  zeigt 
sich  als  Grundzug  der  Entwicklung  einzelstaatlicher  Interessen- 
wahrnehmung: 

Die  Basis  ist  jeweils  die  Wahrnehmung  der  Interessen  des  Einzel- 
staates durch  diesen  selbst  in  seiner  vom  Willen  der  Gesamtheit 
unabhängigen  Sphäre.  Geht  nun  die  Wahrnehmung  gewisser  einzel- 
staatlicher Interessen  grundsätzlich  auf  die  Gesamtheit  über,  entweder 
auf  die  Organe  der  „Sozialgewalt",  wie  im  Falle  des  Zollvereinigungs- 
vertrags durch  Beitritt  des  Einzelstaates,  oder  im  Rahmen  des  Reichs, 
durch  die  Uebernahme  von  bisher  einzelstaatlichen  Kompetenzen 
durch  das  Reich,  auf  die  Organe  der  Reichsgewalt,  so  begegnet 
uns  nunmehr  ein  Recht  des  Einzelstaates  auf  Berücksichtigung  seiner 
Sonderinteressen  durch  die  Gesamtheit  und  deren  Organe,  ein  materielles 
Einflußrecht  auf  die  Willensbildung  der  Gesamtheit,  das  im  ersten 
Fall  zunächst  bündisch  völkerechtlichen,  im  zweiten  Fall  staats- 
rechtlichen Charakter  hat. 

Es  entspricht  dieser  Entwicklung,  daß  gerade  das  geltende 
Reichsstaatsrecht  im  Gegensatz  zum  früheren  die  Pflicht  des  Reiches 
zur  Berücksichtigung  einzelstaatlicher  Interessen  häufig  statuiert, 
dermaßen,  daß  man  hier  von  einer  typischen  Erscheinung  der  heutigen 
Technik  des  Reichsstaatsrechts  sprechen  kann.  Denn  die  frühere 
Verfassung  bedurfte  angesichts  der  in  ihr  herrschenden  Kompetenz- 
regelung in  Verbindung  mit  der  Anerkennung  einzelstaatlicher  Sonder- 
rechte und  mit  der  starken  Stellung  des  Bundesrats,  des  föderalistischen 


liehe  in  unverkennbarer  Anlehnung  an  den  Vorgang  von  Brest-Litowsk  ge- 
übte Praxis  als  ständige  auf  Art.  78  stützen  läßt,  wird  zu  bezweifeln  sein. 
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Einfliißorgans,  wie  man  ihn  in  diesem  Zusammenhang  nennen  mag, 
solcher  besonderen  Sicherungen  nicht.  Die  Verfassung  dagegen,  wie 
sie  von  der  Weimarer  Nationalversammlung  schließlich  unter  Ab- 
lehnung der  von  einzelstaatlicher  Seite  verlangten  Sonderrechts- 
vorbehalte beschlossen  wurde,  hat  den  einzelstaatlichen  Geltungs- 
gedanken ihrem  —  namentlich  auch  hinsichtlich  der  Verwaltungs- 
kompetenz —  verstärkt  bundes staatlichen  System  angepaßt, 
indem  sie  ein  materielles  einzelstaatliches  Einflußrecht  in  der  —  uni- 
tarischen —  Form  einer  entsprechenden  Pflicht  des  Reiches  hervor- 
hob. 

III. 

Der  Ueberblick  über  die  erwähnten  Beispiele  von  individualistischen 
Einflußbestimmungen  neuen  Rechts  scheint,  wenn  man  die  Art  der 
Gesetzestechnik  ins  Auge  faßt,  ein  buntes  Durcheinander  aufzuzeigen 
von  sich  teils  gleichenden,  teils  voneinander  abweichenden  Lösungen 
dieses  Problems  der  Einflußgewährleistung  zum  Schutz  einzelstaatlicher 
Interessen  im  unitarischen  Verfassungsbau.  Organisatorische  und 
funktionelle  Vorschriften,  Gesetzgebungsdirektiven  und  administrative 
Hinweise  stehen,  verbunden  und  einzeln,  teils  in  der  Verfassung, 
teils  in  Gesetzen.  Stellt  z.  B.  die  Verfassung  das  allgemeine  Prinzip 
auf,  so  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  daß  das  hienach  erlassene 
Gesetz  nun  seinerseits  insoweit  wieder  zurückweist  auf  die  Verfassung, 
wie  im  Falle  des  Art.  97 ,  Abs.  3  n.  R.V.  vgl.  mit  §  13  des 
Staatsvertrags,  betreffend  den  Uebergang  der  Wasserstraßen  auf 
das  Reich. 

Statt  des  wenig  dankbaren  Versuches,  hier  ein  ins  einzelne 
gehendes  System  aufzustellen,  sei  lediglich  auf  folgende  Punkte  auf- 
merksam gemacht: 

Es  ist  durch  allgemeine,  materielle  Verfassungsvorschrift  die 
Berücksichtigung  des  einzelstaatlichen  Interesses  als  Pflicht  des  Reiches 
und  damit  ein  entsprechendes  materielles  Recht  der  Einzelstaaten 
statuiert.  Oder  es  sind  zum  Schutze  dieses,  nicht  ausdrücklich  genannten 
Rechts  organisatorische  „Einrichtungen"  vorgesehen,  ferner  „Maß- 
nahmen", unter  welch  lezteren  sowohl  vorübergehende  Verfügungen 
organisatorischer  Art  wie  allgemeine  Anweisungen  in  funktioneller 
Richtung  verstanden  sein  können.  Des  weiteren  finden  sich  bestimmte 
Einzelvorschriften  für  die  Funktion  der  Reichsorgane,  die  deutlich 
auf  eine  Vereinbarung  bei  der  Reichs  Willensbildung  —  „Einvernehmen" 
usw.  — ,  oder  nur  auf  das  Recht,  gehört  zu  werden,  hinweisen.  Ein 
vierter  Gesichtspunkt  für  die  Gruppierung  läßt  sich  aus  der  häufigen 
Kombination  der  drei  ersten  Typen  miteinander  gewinnen. 
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Festzuhalten  ist  folgender  Zug  aus  diesem  Bild:  der  erwähnte^) 
materielle  Einflußrechtssatz  findet  sich  in  der  Verfassung  und  in 
gewissen  sonstigen  Reichsgesetzen  kasuistisch  zerstreut,  meist  ver- 
bunden mit  bestimmten  organisatorischen  Vorschriften,  die  seine 
Geltendmachung  gewährleisten  sollen.  Die  Einzelvorschriften  scheinen 
nicht  sowohl  materielles  Spezialrecht  zu  statuieren,  als  vielmehr 
zugleich  das  Vorhandensein  einer  allgemeinen,  an  früheres,  bündisches 
Recht  erinnernden  Rechtsnorm  anzudeuten,  derselben  Norm,  die  ihrem 
Inhalt  nach  als  der  von  HÄNEL^)  gelegentlich  erwähnte  verfassungs- 
mäßige Anspruch  der  Einzelstaaten  auf  Interessen- 
förderung durch  das  Reich  charakterisiert  werden  kann. 

Das  wesentliche  Ergebnis  unserer  Uebersicht  besteht  darin,  daß 
sie  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Unterscheidung  der  formalen 
und  der  materiellen  Seite  des  Einflußrechts  lenkt^). 

Unter  der  materiellen  Seite  ist  zu  verstehen,  das  Recht 
des  Einzelstaates,  aufGrund  dessen  er  dieBildung 
des  Reichswillens  im  Sinne  einer  bestimmten,  das 
einzelstaatliche  Interesse  berücksichtigenden 
Richtung  beeinflußt*).  Dieses  Interesse  ist  das  materielle 
Kriterium  des  Einflußrechts.  Die  formale  Seite  zeigt  sich  in  allen 
Einrichtungen  und  Bestimmungen  des  positiven 
Ve  rfassungsrechts,  welche  dem  —  mehr  oder  weniger  un- 
vollkommenen —  Schutz  dieses  Interesses  dienen  und 
seine  Ausübung  zugleich  beschränken:  dem  Willen 
des  Einzelstaats,  sein  Interesse  dem  Reiche  zu  wahren,  werden  vom 
Recht  Machtgrenzen  gezogen. 


')  S.  oben  S.  30  II. 

-)  S.  unten  Anm.  4. 

3)  Vgl.  dazu  z.  B.  G.  Jelllnek,  System  S.  43  ff.,  63,  300,  ferner  zur 
Analogie  des  Privatrechts  etwa  Ihering,  Geist  des  römischen  Rechts, 
11.  Aufl.  III.  S.  327:  „Zwei  Momente  sind  es,  die  den  Begriff  des  Rechts 
konstituieren,  ein  substantielles,  in  dem  der  praktisclie  Zweck  des- 
selben liegt,  nämlich  der  Nutzen,  Vorteil,  der  durch  das  Recht  gewähr- 
leistet Averden  soll  und  ein  formales,  welches  sich  zu  jenem  Zweck 
nur  als  Mittel  verhält,  nämlich  der  Rechtsschutz,  die  Klag  e." 

*)  S.  hiezu  die  Stelle  bei  Haenel  Studien  I,  S.  2G1 :  „Sehen  wir 
davon  ab,  daß  auch  eine  Vernachlässigung  der  Pflichten 
des  Reiches  zu  Rechtsschutz  und  Interessenförderung, 
welche  die  Einzelstaaten  für  sich  und  ihre  Untertanen 
verfassungsmäßig  anzusprechen  haben,  daß  auch  eine 
Hintansetzung  desGleichmaßes  der  den  Einzelstaaten 
für  das  Reich  auferlegten  Pflichten,  Leistungen  und 
Lasten  „„den  Charakter  der  Rechtsverletzung""  anzu- 
nehmen vermögen  .  .  .  ." 
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IV. 

Der  Ausgangspunkt  wurde  bisher  von  Fällen  indivduali- 
stischen  Einflußrechtsschutzes  genommen. 

Darunter  befinden  sich  nun  auch  solche  Bestimmungen,  durch 
welche  ein  Zusammenhang  des  individualistischen  Einflußschutzes  mit 
dem  Gesamtvertretungsorgan,  heute  demReichsrat, 
hergestellt  wird.  In  dieser  Hinsicht  sei  auf  Art.  16  n.  R.V.  in  Ver- 
bindung mit  der  Bestimmung  des  Schlußprotokolles^)  zu  §  37, 
Abs.  1 ,  des  Staatsvertrags  über  den  Uebergang  der  Staatseisen- 
bahnen auf  das  Reich  vom  31.  März  1920^)  Bezug  genommen,  wo 
es  heißt: 

„Entstehen  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Reiche 
und  den  Ländern  über  die  Frage,  ob  bei  Stellenbesetzungen  der 
landsmannschaftliche  Charakter  des  Beamtenkörpers  im  Sinne  des 
Artikel  16  der  Reichs  Verfassung  gewahrt  wird,  so  entscheidet  auf 
Antrag  der  Länder  der  Reichsrat "  ^). 

Ein  ähnliches  Beispiel  liefert  §  30  Abs.  2  des  als  Gesetz  verkündeten 
Staats  Vertrags  betreffend  den  Uebergang  der  Wasserstraßen  von  den 
Ländern  auf  das  Reich :  Für  Streitigkeiten  aus  der  Anwendung  des 
Vertrags  ist  ein  Schiedsgericht  von  5  Mitgliedern  vorgesehen;  für 
jeden  Streitfall  ernennt  der  Reichsrat  den  Vorsitzenden  und  bestimmen 
das  Reich  sowie  das  beteiligte  Land  je  2  Beisitzer.  Nur  bei  Streit 
über  notwendige  Ergänzungen  und  Aenderungen  des  Vertrags  ent- 
scheidet der  Staatsgerichtshof. 

Als  weiteres  Beispiel  sei  genannt  §  13  Ziff.  3  des  Reichswehr- 
gesetzes: 

„Den  Landesregierungen  ist  auf  Anfordern  je  ein  Offizier  nach 
ihrer  Wahl  zur  Vertretung  im  Reichsrat  zur  Verbindung  mit  den 
obersten  Reichsbehörden  und  zur  Mitwirkung  bei  Vorbereitung  wich- 
tiger Gesetzesvorlagen  und  Vorschriften  zur  Verfügung  zu  stellen""). 

Derartige  Zusammenhänge  individualistischen  Einflußschutzes 
mit  dem  Gesamtvertretungsorgan  erklären  sich  daraus,  daß  dieses 
korporative  Einflußorgan  seine  wichtigste  Zweckbestimmung  mit 
jenen  Einzelsicherungen  teilt,  nämlich  die  Gewähr  von  Bürgschaften 

')  Das  Schlußprotokoll  ist  allerdings  nicht  als  Reichsgesetz  verkündet 
worden  (s.  dazu  Sarter,  Die  Reichseisenbahnen  1920,  S.  25f.),  enthält  aber 
Reichsrecht. 

^)  R.G.B1.  1920,  S.  773  ff. 

^)  S.  hiezu  und  über  die  Frage  der  Zuständigkeit  des  Staatsge- 
richtshofs Art.  19  n.  RV.  Sarter  a.  a.  O.  S.  110,  ferner  die  Bestim- 
mung des  §  43  des  Staatsvertrags  vom  31.  März  1920. 

*)  Weitere  Beispiele  s.  auch  im  Landessteuergesetz  vom  1.  April  1920 
(R.G.B1.  S.  402  ff.)  §§  6  Abs.  2,  49,  51,  58  Abs.  2,  59  Abs.  5. 

Bilfing  er,  Einfluß.  3 
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für  den  einzelstaatlichen  Anspruch  auf  Interessenberücksichtigung 
beider  Bildung  des  Reichswillens:  materielles  Einflußrecht  der  Einzel- 
staaten soll  durch  jenes  Organ  geschützt  und  zugemessen  werden. 
Das  ist  auch  im  Auge  zu  behalten,  wenn  wir  nunmehr  auf  die 
Frage  zurückkommen,  ob  die  Einzelstaaten  rechtlich  den  An- 
spruch erbeben  dürfen,  das  geschriebene  formale  Recht  auf  Beteiligung 
an  der  Reichswillensbildung  verhältnismäßig  auch  wirksam  aus- 
zunützen. 

V. 

Hiebei  handelt  es  sich,  genau  genommen,  weniger  darum,  un- 
geschriebenes Verfassungsrecht  festzustellen,  als  um  die  Auslegung 
formalen  Einflußrechts  mittels  Zuziehung  des  materiellen  Gesichts- 
punkts. Sitz  und  Stimme  im  Bundesrat,  das  Recht,  an  seinen  Be- 
ratungen teilzunehmen  und  daselbst  Vorschläge  zu  macheu,  ebenso 
das  Recht  der  Länder,  mittels  des  Reichsratsorgans  bei  der  Tätig- 
keit des  Reiches  sowohl  allgemein  wie  nach  Maßgabe  einzelner 
Vorschriften  über  Stimmrecht  usw.  „vertreten"  zu  sein  und  dabei 
ihre  Interessen  geltend  zu  machen:  das  ist  die  Funktion  der  wichtigsten 
organisatorischen  Einrichtung  für  Ausübung,  Schutz  und  Begrenzung 
des  materiellen  einzelstaatlichen  Einflußrechts  auf  die  Reichs  Willens- 
bildung. Eine  Praxis ,  durch  welche  die  Wahrnehmung  dieses 
materiellen  Rechts  gefährdet  wird,  ist  v  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  w  i  d  r i  g  ^)  selbst 

*)  Von  Verfassungswidrigkeit  und  Verletzung  der  Verfassung  wird  im 
Zusammenhang  des  Einflußproblems,  da  wo  es  sich  um  unzulässige  Ein- 
flußverkürzung und  um  unzulässige  Einflußbetätigung  handelt,  noch  öfters 
die  ßede  sein.  Die  Klarstellung  der  Folgen  solcher  Tatbestände  würde 
über  die  Absicht  des  vorliegenden  Versuches  hinausgehen.  Neben  ge- 
legentlichen Andeutungen  (z.  B.  oben  S.  26  Anni.  1  und  zu  den  dort  er- 
wähnten Schriftstellern  etwa  noch  Schack,  Die  Prüfung  der  Rechtmäßig- 
keit von  Gesetz  und  Verordnung,  Berlin  1918,  ferner  neuerdings  Stier- 
SoMLO,  s.  unten  S.  35  Anm.  3)  möge  daran  erinnert  sein,  daß  hier  die  Be- 
deutung der  formalen  Austragung  der  Rechtsfrage  meist  zurücktritt  hinter 
der  Bedeutung  der  Rechtsfrage  für  die  weitere  tat- 
sächliche und  politische  Entwicklung  (s.  oben  S.  9 f.  und 
etwa  die  oben  S.  16  Anm.  2  erwähnten  Verordnungen  des  Reichspräsidenten). 
Soweit  nach  der  Bedeutung  einzelner  Fälle  oder  der  Häufung  von 
solchen  die  politische  Bezeichnung  eines  Verfassungskonfliktes 
am  Platze  ist,  werden  auch  heute  noch  einige  Sätze  Otto  Mayers  (Deut- 
sches Verwaltungsrecht,  1.  Auflage  1896,  I.  Band  Anhang  S.  466)  die  Lage 
richtig  kennzeichnen: 

„Der  Träger  der  neuen  Gewalt  verletzt  die  Rechte 
der  andern,  kommt  seiner  (jrebundenheit,  seinen 
Pflichten  dieser  gegenüber  nicht  nach,  überschreitet 
seine  Schranken.  Dann  ist  es  nicht  der  Ungehorsam 
der  Untertanen,  den  die  Staatsgewalt  zu  brechen  hat, 
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dann,  wenn  der  Wortlaut  der  formalen  Einflußsicherungsvorschrift 
dem  Buchstaben  nach  nicht  verletzt  wird.  Daraus,  daß  die  neue  Ver- 
fassung auch  einige  Punkte  des  Verfahrens,  des  Geschäftsganges, 
ausdrücklich  normiert,  wie  etwa  in  Art.  66  und  67  n.  R.V.,  kann 
nicht  geschlossen  werden,  daß  lediglich  die  buchstäbliche  völlige 
Außerachtlassung  gerade  dieser  Bestimmungen  eine  Verfassungs- 
verletzung darstellt. 

In  dem  neuerdings  ausgebrochenen  Streit  über  die  Rechte  des 
preußischen  Staatsrats  ist  von  einer  Seite,  die  wohl  als  besonders 
unterrichtet  gelten  darf^),  Wert  auf  die  Feststellung  gelegt  worden: 

D  i  e  Vo  rschrift  des  §40  Abs.  2  der  preußischen  Ver- 
fassungsurkunde (über  das  Recht  des  preußischen  Staatsrats  zur  Be- 
gutachtung von  Gesetzesvorlagen  vor  deren  Einbringung)  wolle 
es  —  wie  im  Verfassungsausschuß ^)  ausgeführt  worden  sei  — 
dem  Staatsrat  ermöglichen,  bereits  im  Stadium 
der  Vorbereitung  des  Gesetzes  seine  Auffassung 
geltend  zu  machen,  damit  sie  schon  bei  der  Aus- 
arbeitung  der  Vorlage    berücksichtigt  werde. 

Aus  dieser  Erwägung  heraus  wird  in  jener  Aeußerung  die  Frage 
einer  Verletzung  der  genannten  Bestimmung  und  damit  eines  v  e  r- 
fassungs  widrigen^)  Handelns  des  Staatsministe- 
riums beurteilt,  während  die  Streitfrage,  ob  ein  unter  Verletzung 
jener  Vorschrift  zustande  gekommenes  Gesetz  verbindlich  ist  xmd 
wie  weit  hier  die  Prüfungsbefugnis  des  Richters  reiche,  zurück- 
gestellt wird. 

Aehnliche  Erwägungen  haben  auch  in  unserer  Frage  Platz  zu 
greifen.  Die  Organisation  von  Bundesrat  und  Reichsrat  und  die 
Bestimmungen  über  ihre  Beteiligung  an  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung des  Reichs  sollen  es  den  Einzelstaaten  ermöglichen, 
ihren  materiellen  Einflußanspruch  auf  die  Reichswillensbildung  —  man 
könnte  in  teil  weiser  Anlehnung  an  die  eben  angeführte  Formulierung 

sondern     ein     Verfassungskonflikt    liegt    vor.     Sofort 
werden   dann  auch  wieder  die  Grenzen  der  Rechtsord- 
nung   fühlbar:    spärliche    Ansätze    eines    geordneten 
Rechtsschutzes,  üb  er  all  Ma  chtf  rage  und  Selbsthilfe." 
1)  Geh.   Oberjustizrat   Huber  ,   Ministerialdirektor  im   preuß.   Justiz- 
ministerium,  „Die  Rechte  des  preuß.  Staatsrats",   Deutsche  Allg.  Zeitung, 
21.  April  1922,  Beiblatt  Nr.  185.     S.  auch  Hurer,   Kommentar  zur  Verfas- 
sung des  Freistaats  Preußen,  1921,  S,  76. 

*)  Drucksache  Nr.  3120  B  der  verfassunggebenden  preußischen  Landes- 
versammlung 1919/20,  S.  182. 

^)  Vgl.  die  insoweit  zutreffende  Ausführung  von  Stier-Somlo  über  „die 
verfassungsmäßigen  Rechte  des  preuß.  Staatsrats  und  die  Folgen  ihrer 
Nichtbeachtung",  Archiv  d.  öffentl.  Rechts,  Bd.  42,  S.  154. 

3* 
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diesmal  sagen :  ihren  Anspruch  auf  verhältnismäßige  Berück- 
sichtigung ihrer  Auffassung  —  in  gewissen  Grenzen 
geltend  zu  machen:  das  Verfahren  hei  der  Funktion  einer  organi- 
satorischen Einrichtung  muß  deren  Zweck  ^)  entsprechen.  Die  nicht 
selten  versuchte  und  manchmal  mit  Erfolg  geübte  Vereitelung  jener 
Möglichkeit  seitens  anderer  Organe  der  Reichswillensbildung  durch 
übermäßige,  absichtliche  Verkürzung  und  Behinderung  der  beratenden 
Mitarbeit,  der  notwendigen  Vorbereitung  jeder  Abstimmung,  ist  ver- 
fassungswidrig: das  „Vertretungs  "recht,  wie  sich  die  neue  Verfassung 
ausdrückt,  der  deutschen  Länder  ist,  wir  möchten  sagen,  materiell 
verletzt. 

Dieselben  Erwägungen  geben  auch  die  Antwort  auf  die  Frage, 
inwieweit  die  Einzelstaaten  einen  verfassungsmäßigen 
Anspruch  auf  rechtzeitige  Information  seitens 
der  Reichsleitung,  auf  Herstellung  einer  Fühlung  mit  der 
letzteren  haben.  Wer  sich  hier  zunächst  nach  dem  geschriebenen 
Rechte  umsieht,  sei  für  das  neue  Recht  auf  Art.  67  n.  R.V.  ver- 
wiesen. Diese  Bestimmung  normiert  ein  Recht,  durch  dessen  In- 
anspruchnahme für  die  Einzelstaaten  die  Sicherung  ihres  materiellen 
Einflußrechts  ermöglicht  werden  soll.  Wenn  daher  dem  Reichsrat 
nur,  alle  Monate  oder  alle  14  Tage,  informatorische  Mitteilungen  zu- 
sammengestellt würden,  so  würde  dadurch  dem  ersten  Satz  des 
genannten  Artikels  noch  nicht  voll  entsprochen.  Vielmehr  haben 
die  Länder  einen  verfassungsmäßigen  Anspruch  da- 
hin, so  rechtzeitig,  insbesondere  über  wichtige, 
ihre  Interessen  berührende  Maßnahmen  und  Pläne 
der  Reichsregierung  unterrichtet  zu  werden,  daß 
ihnen  Zeit  zu  sachlicher  Stellungnahme  verbleibt^) 


^)  Vgl.  hiezu  die  in  anderem  Zusammenhang  gemachten  Ausführungen 
von  Triepel  (Die  Kompetenzen  des  Bundesstaats  und  die  geschriebene 
Verfassung,  Festgabe  für  Laband,  Tübingen  1908,  S.  289)  über  den  „Schluß 
vom  Zweck  auf  die  Mittel". 

2)  Im  Schreiben  des  preußischen  Ministerpräsidenten  und  des  Mi- 
nisters des  Innern  an  die  Mitglieder  des  preußischen  Staatsrats  (s.  dessen 
Drucksache  Nr.  80  von  1922  S.  4)  vom  20.  März  1922  heißt  es  zu  Art.  40 
Abs.  1  der  preuß.  Verfassungsurkunde,  der  dem  Art.  67  Satz  1  der  n.  R.V. 
entspricht : 

„Art.  40  Abs.  1  will  lediglich  sicherstellen,  daß  der  Staatsrat  über 
den  Gang  der  Staatsgeschäfte  unterrichtet  wird,  um  auf  Grund  dieser 
allgemeinen  Kenntnis  die  in  den  angeführten  anderweiten  Verfassungs- 
bestimmungen ihm  zugesprochenen  speziellen  Befugnisse  ,„ erfolgreich"" 
ausüben  zu  können." 
Dabei  ist  der  dem  Praktiker  bekannten  Erfahrungstatsache  nicht  ge- 
dacht,  daß   erste  Voraussetzung   für   „erfolgreiche"  Ausübung   einer 
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und  daß  sie  zu  diesem  Behufe  rechtzeitig  das  Verlangen  auf  Zu- 
ziehung der  Reichsratsausschüsse  gemäß  Art.  67  Satz  2  stellen 
können. 

In  der  angeschnittenen  Frage  berühren  sich  demnach  die  formale 
und  die  materielle  Seite  des  Einflußrechts.  Die  formalen  Bestimmun- 
gen sind  auszulegen  unter  Zuziehung  des  materiellen  Rechts,  das  sie 
schützen  und  begrenzen  sollen. 

VI. 

Es  wurde  in  der  bisherigen  Darlegung  davon  ausgegangen,  der 
Pflicht  des  Reiches,  einzelstaatliche  Sonderinteressen  zu  berücksich- 
tigen, stehe  ein  entsprechendes  materielles  Einflußrecht  der  Einzel- 
staaten auf  die  Reichswillensbildung  gegenüber,  ein  Recht,  das  im 
Sinne  von  G.  Jellinek  als  subjektives  öffentliches  Recht  zu  gelten 
hätte.  Jellinek  läßt  einen  „subjektiven  Rechtsanspruch"  nur 
soweit  gelten,  „als  ausdrucklich  die  individuell  gliedstaatlichen  Inter- 
essen als  solche  anerkannt  und  durch  Gewährung  eines  Rechtsschutz- 
anspruches geltend  gemacht  werden  können"^).  Diese  Kriterien,  so 
sehr  sie  auf  einige  der  oben  angeführten  Beispiele  aus  dem  neuen 
Reichsstaatsrecht,  insbesondere  auch  in  Verbindung  mit  dessen  Art.  19, 
passen  dürften,  scheinen  hinsichtlich  des  früheren  Rechts  in  ihrem 
ersten  Teil  wenigstens  im  allgemeinen  zu  versagen.  V^as  das  zweite 
Kriterium  angeht,  den  Rechtsschutzanspruch,  so  gab  es  nach 
altem  Recht,  wie  Haenel  zutreffend  ausgeführt  hat,  wenigstens 
das  „Rechtsmittel"  der  Berufung  an  den  Bundesrat^);  dagegen  scheint 
das  von  Jellinek  aufgestellte  Erfordernis  ausdrücklicher  An- 
erkennung des  einzelstaatlichen  Individualinteresses  insoweit  bei  der 
von  Jellinek  so  sehr  betonten  Schwierigkeit  der  Abgrenzung  gegen- 
über dem  sogenannten  Reflex  recht^)  für  die  Annahme  des 
letzteren  zu  wirken.  Es  ist  aber  nicht  abzusehen,  weshalb  das 
materielle  Kriterium  nicht  auch  hier  auf  der  „Implicite" -Anerkennung 
des  Individualinteresses  beruhen  kann.  Vielmehr  ist  eine  derartige 
stillschweigende   Anerkennung   eines   allgemeinen  materiellen  einzel- 

Einflußbefugnis  die  vorherige  rechtzeitige  Inf  orm  ati  o  n  darüber 
ist,  was  der  Gegenstand  des  Einflußrechts  im  konkretenFall  sein  soll. 

1)  System,  S.  300. 

-)  Haenel,  Studien  I  S.  266.  Laband  (Staatsrecht  I  S.  115  Anm.  1) 
scheint  hierunter  kein  „Rechtsmittel"  zu  verstehen;  doch  wäre  dies  ein 
Streit  um  Worte.  Es  vsdrd  insbesondere  auf  Art.  7  Abs.  1  Ziff".  3  a.  R.V. 
verwiesen  werden  dürfen,  wozu  Seydel  (Kommentar  II.  Aufl.  S.  144)  richtig 
bemerkt,  daß  auch  die  Verfassung  ein  Reichsgesetz  i.  S.  diese  Be- 
stimmung sei. 

3)  Vgl.  darüber  z,  B.  Ihering  a.  a.  0.  III,  S.  339,  Jellinek  a.  a.  O. 
S.  67  fF.  und  S.  300,  Laband  Staatsr.  I,  S.  152  mit  Anm.  2  und  S.  153  mit  Anm.  1. 
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staatlichen  Einflußrechts  im  alten  wie  im  neuen  bundesstaatlichen 
System  der  Reichsverfassung  begründet.  Durch  tägliche  Fälle  der 
Praxis  im  alten  und  neuen  Verfassungszustand  sind  z.  B.  die  so- 
genannten Verwendungen  der  einzelstaatlichen  Regierungen  als 
solcher  beim  Reich  für  die  einzelstaatlichen  Interessen,  insbesondere 
auch  für  den  Schutz  in  wirtschaftlichen  Fragen  gegenüber  dem  Aus- 
land und  für  die  Förderung  wirtschaftKcher  Bestrebungen  im  Inland, 
anerkannt,  ohne  daß  die  Reichsverfassungen  ein  solches  Recht,  auch 
nur  etwa  in  einer  dem  Art.  126  n.  R.V.^)  entsprechenden  Weise 
als  allgemeines  ausdrücklich  festgesetzt  haben.  Die  Reichs- 
leitung wird  in  solchen  Fällen  nicht  lediglich  auf  Grund  objektiven 
(Reflex)  Rechts  tätig,  entsprechend  einer  Pflicht,  wie  sie  etwa  im  Ein- 
gang zur  früheren  Verfassung  (Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen 
Volkes)  angedeutet  ist;  sie  kommt  vielmehr  dem  materiellen  Einfluß- 
anspruch, den  der  Einzelstaati  n  seinem  Interesse  geltend  macht, 
entgegen,  in  „bundesfreundlicher  Gesinnung". 

Damit  sind  wir  an  der  Frage  angelangt,  welche  Kennzeichnung 
und  Stellung  dem  materiellen  Einflußrecht  der .  Einzelstaaten  im 
deutschen  bundesstaatlichen  System  zukommt  und  welche 
Folgerungen  sich  hieraus  für  das  Maß  dieses  Einflußrechts  ergeben. 
Bedeutet  die  Betätigung  bundesfreundlicher  Gesinnung  mehr  als 
bloßes,  sagen  wir,  „politisches"  Entgegenkommen,  wird  dadurch 
einem  Rechtsanspruch  auf  „ bundesfreundliche"  Behandlung 
stattgegeben  ? 

Bejaht  man  diese  Frage,  so  ist  weiter  zu  suchen  nach  dem 
Maßstab,  der  für  den  Umfang  jenes  Rechtsanspruchs  zu  gelten  hat. 
Der  Maßstab  muß  sich  ergeben  aus  dem  bundesstaatlichen  Reehts- 
gedanken,  auf  dessen  Grundlage  auch  die  einzelnen  formalrechtlichen 
Einrichtungen  für  die  Einflußgewährung  an  den  Einzelstaat  heraus- 
gewachsen sind  und  nach  dem  sie  ausgelegt  und  verstanden  werden 
müssen.  Geht  die  Betrachtung  von  diesem  Gedanken  aus,  so  muß 
es  auch  gelingen,  unter  den  Widersprüchen  der  Verfassungspraxis 
und  des  geschriebenen  Verfassungsrechts  zwischen  scheinbaren  und 
wirklichen  Spannungen  zu  unterscheiden  und  das  Gleichgewicht  von 
tatsächlicher  Einflußlage  und  Rechtslage  zu  finden,  soweit  es  vor- 
handen ist. 


')  Vgl.  dazu  Anschütz  R.V.   S   206,   (frühere)  preuß.  Verf.Urk.  S.  545 
„subjektives  öffentliches  Recht  positiver  Art"  und  Jellinek  a.  a.  0.  S.  131. 


^ 
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Das  Einflußproblem  im  Rahmen  des  bundesstaatlichen 
Rechtsgedankens. 

I. 

Um  die  Wende  des  Jahres  1918  auf  1919  verlangten  die  Re- 
gierungen von  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen,  damals 
sämtlich  unter  sozialistischem  Vorsitz,  in  einer  gemeinsam  zu  Stutt- 
gart beschlossenen  Kundgebung^),  die  Ende  Dezember  der  Reichs- 
regierung mitgeteilt  wurde, 

„1.  Neueinrichtung  des  Deutschen  Reiches  auf  bundesstaatlicher 
Grundlage. 

2.  Schaffung  einer  aktionsfähigen  Reichsregierung  und  National- 
versammlung. 

3.  Schleunige  Herbeiführung  des  Friedens  für  das  Deutsche 
Reich." 

In  einer  beigegebenen  Begründung  wurde  zum  ersten  Punkt 
ausgeführt : 

„Sie  (die  süddeutschen  Regierungen)  lehnen  ausdrücklich  jede 
Sonderbündelei  ab  und  halten  am  Reich  in  seiner  bundesstaatlichen 
Gestaltung  fest.  Damit  bewahren  sie  alle  Gaue  in  Deutschland 
vor  den  immer  deutlicher  erkennbaren  Nachteilen  einer  ausschließ- 
lichen Zentralverwaltung,  die  unsere  Landesregierungen  zu  unter- 
geordneten Provinzialbehörden  herabdrücken  würde.  In  den  letzten 
Wochen  vermochten  die  Regierungen  der  Einzelstaaten  keinerlei 
Einfluß  auf  die  Entschlüsse  der  Reichsleitung  mehr  auszuüben. 
Demgegenüber  muß  an  dem  seitherigen  Mitbestimmungsrecht  fest- 
gehalten und  dessen  Ausübung  durch  ein  bundesstaatliches  Organ 
in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  verlangt  werden.  Nur  mit  Hilfe 
dieses  bundesstaatlichen  Organs  ist  es  möglich,  die  volle  Hand- 
lungsfähigkeit der  Reichsleitung  wiederherzustellen  und  die  Ar- 
beiten der  kommenden  Nationalversammlung  zu  einem  guten  Er- 
gebnis zu  bringen." 

Der  Bundesrat,  seiner  wichtigsten  Befugnisse  entkleidet,  fristete 
damals  nur  noch  ein  Scheindasein.  Die  revolutionäre  Reichsregierung 
des  Rats  der  Volksbeauftragten,  um  ihre  Existenz  ringend  mit  Ele- 
menten der  äußersten  Linken,  hatte  weder  die  Macht  noch  den 
Willen,  den  Regierungen  der  Einzelstaaten  Einfluß  auf  ihre  Ent- 
schlüsse zu  gewähren.  Die  Reichsregierung  hatte  aber  auch  keine 
Machtmittel,  den  einzelstaatlichen  Regierungen  und  Bevölkerungen 
ihren    Willen    überall    aufzuzwingen^),    obwohl  «die    ersteren    einen 

1)  Vom  27./30.  Dez.  1918,  veröffentlicht  durch  Wolffs  Telegraphenbüro. 
*)  Vgl.   aus    der  Uebersicht  von   W.   Jellinek   im   Jahrb.  d.  öflfentl. 
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Monat  zuvor  die  Arbeiter-  und  Soldatenräte  als  „Repräsentanten  des 
Volks  willens"  und  damit  auch  die  gesetzgebende  und  vollziehende 
Gewalt  des  Rats  der  Volksbeauftragten  zunächst  anerkannt  hatten. 
Es  lag  auch  nicht  in  der  Absicht  der  Reichsleitung,  den  Regierungen 
der  Einzelstaaten  inskünftig  Anteil  an  der  Reichswillenshildung 
zu  geben.  Das  Staatenhaus  ^)  des  damals  im  Schöße  der  Reichs- 
regierung vorbereiteten  Verfassungsplanes  hätte  kein  Organ  zur  Ver- 
tretung der  deutschen  Regierungen  beim  Reiche  bedeutet. 

Die  süddeutschen  Regierungen  wollten  ihren  „Einfluß  auf 
die  Entschlüsse  der  Reichsleitung "  wieder  erlangen.  Wesentliches 
Mittel  hierfür  ist  ihnen,  daß  ihr  „seitheriges"  Mitbestimmungsrecht, 
auszuüben  durch  ein  .,bundesstaatliches"  Organ  —  also  eine  dem 
bisherigen  Bundesrat  ^)  entsprechende  Einrichtung  • — ,  und  zwar  sowohl 
sofort  zwecks  Mitwirkung  am  Verfassungswerk,  wie  in  der  künftigen 
Verfassung  selbst  gesichert  werde.  Die  „Neueinrichtung^)  des  Deut- 
schen Reiches  auf  bundesstaatlicher  Grundlage",  welche  die  süd- 
deutschen Regierungen  an  die  Spitze  ihrer  Kundgebung  gestellt 
hatten,  erschien  ihnen  geradezu  als  Vorbedingung  für  eine  Wieder- 
herstellung der  vollen  Handlungsfähigkeit  des  Reiches. 

Der  Grundgedanke  dieser,  für  die  damals  bevorstehende  Ent- 
scheidung der  Verfassungsfrage  „Einheitsstaat  oder  Bundesstaat"  so 
bedeutungsvollen  Kundgebung  läßt  sich  noch  näher  dahin  um- 
schreiben : 

Das  Reich  besteht  weiter"*).  Die  Tatsache  der  politischen  Um- 
Rechts, Bd.  IX,  die  Bemerkungen  S.  28  oben.  Ein  Beispiel  aus  Württem- 
berg liefert  die  Verordnung  vom  18.  Januar  1919  (Reg.Bl.  S.  50)  mit  dem 
Eingang: 

„Zur  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  im  Lande  wird  „„in 
Ergänzung  der  Reichsverordnung  vom  21.  Juni  1916,  betr.  anderweitige 
Regelung  der  Paßpflicht  (R.G.Bl.  1916,  S.  599)"",  verfügt."  .... 

1)  Ein  Stimmungsbild  aus  süddeutschen  demokratischen  Kreisen  geben 
die  Worte  von  Payers  „Neben  das  Volkshaus,  das  dem  Reichstag  ent- 
spricht, soll  ein  Staatenhaus  treten,  das  die  Aufgabe  hat,  die  bundesstaat- 
lichen Rechte  und  Interessen  zu  wahren.  Das  ist  an  und  für  sich  ein 
schöner  Gedanke.  Er  bedeutet  aber  etwas  wesentlich  anderes  als  was  der 
Bundesrat  bisher  gewesen  ist.  Ich  bezweifle,  daß  die  deutschen  Bundes- 
regierungen mit  diesem  Staatenhaus  und  seinen  Rechten  sich  einverstanden 
erklären  können'*  (Pressebericht  über  eine  Rede  vom  1.  Jan.  1919,  Stuttg. 
Neues  Tagbl.  Morg.Ausg.  vom  2.  Jan.  1919). 

*)  Dieser  Gedanke  kam  in  den  damaligen  Stuttg.  Verhandlungen  selbst 
noch  deutlicher  zum  Ausdruck. 

')  Vgl.  den  gutinformierten  Artikel  von  Dr.  W.  Schall,  „Die  Verein- 
barungen der  süddeutschen  Regierungen"  im  Stuttg.  Neuen  Tagblatt, 
Abendausg.  vom  31.  Dez.  1918. 

*)  Diese  zutreffende  Ansicht  wird  auch  überwiegend  in  der  Literatur 
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wälzung  wird  anerkannt,  aber  mit  der  Maßgabe,  daß  die  bundes- 
staatlicbe  Gestaltung  des  Reichs,  „an  der  festgehalten"  ist,  bei- 
behalten werde.  Das  Reich  muß  also  nicht  neu  errichtet,  aber  auf 
der  festgehaltenen  bundesstaatlichen  Grundlage  neu  eingerichtet 
werden.  Für  diese  Grundlage  erscheint  als  wesentlich,  daß  die  Einzel- 
staaten als  Staaten,  ihre  Regierungen  daher  nicht  als  „untergeordnete 
Provinzialhehörden "  angesehen  werden  —  die  eine  Seite  des  bün- 
dischen Geltungsgedankens,  die  Erhaltung  selbständiger  einzelstaat- 
licher Herrschaftsrechte  bei  der  Kompetenzverteilung.  Weiter  er- 
scheint hierfür  als  wesentlich  das  Festhalten  an  dem  seitherigen 
Mitbestimmungsrecht,  das  die  Regierungen  hier  sachlich  als  den  An- 
spruch auf  „Einfluß  auf  die  Entschlüsse  der  Reich  s- 
I  e  i  t  u  n  g",  formell  in  dem  Verlangen  eines  bündischen  Vertretungs- 
organs zwecks  „Ausübung"  des  Anspruchs  auf  Einfluß  kennzeichnen^). 
Nur  so  kann  ein  aktionsfähiges,  einheitliches  Reich  hergestellt  werden, 
sonst  muß  —  diese  Schlußfolgerung  ist  nicht  zu  verkennen  —  der 
Zerfall  des  Reiches  eintreten. 

Der  süddeutschen  Forderung  wurde  in  der  Sache  —  nicht  in 
der  Form,  da  ja  die  Nationalversammlung  die  Macht  für  sich  in 
Anspruch  nahm^j,  die  Verfassung  souverän  unter  formeller  Aus- 
schließung der  Zustimmung  anderer  Faktoren  zu  geben  —  hinsicht- 
lich der  Beteiligung  der  Einzelstaaten  am  Verfassungswerk  statt- 
vertreten, s.  Anschütz,  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  Berlin  1921, 
S.  12  nebst  Anmerkung.  A.  M.  u.  a.  außer  Giese  a.  a.  O.  S.  6  auch  Na- 
WIASKY,  Der  Bundesstaat  als  Rechtsbegriff,  Tübingen  1920,  S.  165  und 
Kahl  in  der  Festgabe  für  Liebmann,  Berlin  1920,  S.79ff.  „Die  drei  Reiche", 
insbesondere  S.  83  (vgl.  unten  S.  66),  endlich  neuerdings  Rauschenberger, 
Die  staatsrechtliche  Bedeutung  von  Staatsstreich  und  Revolution,  Leip- 
zig 1922. 

')  Damit  ist  ein  wesentliches  Merkmal  des  Deutschen  Bundesstaats 
in  Uebereinstimmung  mit  der  bis  dahin  herrschenden  Bundesstaatstheorie 
(a.  M.  Nawiasky,  Bundesstaat  S.  96)  verlangt,  und  zwar  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Einflußgewähr.  —  Hier  sei  bemerkt,  daß  die  vorliegende 
Untersuchung  sich  mit  dem  so  sehr  bestrittenen  abstrakten  Bundesstaats- 
begriff nicht  befaßt;  sie  gilt  nur  dem  „sogenannten"  deutschen  Bundes- 
staat und  Einzelstaat.  Jedenfalls  ist  die  süddeutsche  Forderung  bezeich- 
nend für  die  praktisch-politische  Vorstellung  vom  Bundesstaat. 

*)  Der  Vorgang  war  insoweit  eine  revolutionäre  Usurpation,  der  sich 
indessen  die  Einzelstaaten  —  wenn  auch  Bayern  nur  unter  aufrechterhal- 
tenem Protest  —  durch  ihre  Mitwirkung  an  dem  Gesetz  über  die  vor- 
läufige Reichsgewalt  und  durch  ihr  tatsächliches  Mitbeschließen  der  Ver- 
fassung gefügt  haben.  Wegen  des  bayerischen  Standpunkts  vgl.  u.  a. 
VON  Preger  im  Verfassungsausschuß,  Prot.  S.  29;  Pötzsch,  Reichsverfas- 
sung, Berlin  1921,  S.  15,  Stier-Somlo,  Reichsverfassung,  2.  Aufl.,  S.  21  Anm.  1, 
Nawiasky  a.  a.  0.  S.  166. 
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gsgeben.  Hinsichtlich  der  Organisation  der  bundesstaatlichen  Ver- 
fassung selbst  wurde  die  süddeutsche  Forderung  grundsätzlich,  freilich 
nicht  in  dem  ursprünglich  verlangten  Umfang,  erfüllt.  Die  g  e- 
schichtliche  Kontinuität  des  bündischen  Gedan- 
kens als  eines  organisatorischen  im  alten  und  im  neuen 
Verfassungsrecht  steht  damit  fest. 

Im  Verlaufe  der  Verfassungs Verhandlungen  ist  weiterhin  die 
Kontinuität  der  Vorstellung  des  bündischen  Gedankens  als  eines 
materiellen  föderativen  Elements,  wie  wir  es  hier  nennen  wollen, 
bestätigt  worden,  und  zwar  sowohl  in  den  grundsätzlichen  Er- 
örterungen^), wie  bei  Einzelpunkten.  In  letzterer  Beziehung  sei 
auf  die  Frage  der  sogenannten  Reservatrechte,  insbesondere  die  Vor- 
geschichte des  Art.  79  n.  R.V.  und  des  Reichs wehrgesetzes  als  ein 
bezeichnendes  Beispiel  hingewiesen : 

In  der  sogenannten  Weimarer  Vereinbarung^)  zwischen 
Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg  und  Baden,  die  während 
der  Verfassungsverhandlungen  im  Jahr  1919  zwischen  diesen  Staaten 
unter  Genehmigung  der  Reichsregierung  zustande  kam,  erklärten 
diese  Regierungen,  sie  seien  übereingekommen,  daß  „unter  Aufhebung 
aller  unter  ihnen  und  mit  dem  Reiche  bestehenden  Verträge,  Ab- 
machungen und  Reservatrechte  auf  dem  Gebiet  des  Heereswesens 
das  künftige  Reichswehrgesetz  die  völlige  Einheitlichkeit  des  deut- 
schen Heereswesens  gewährleisten  müsse",  ferner,  daß  die  Regierungen 
—  ohne  die  hier  nicht  mehr  genannte  preußische  Regierung  —  „es 
jedenfalls  für  erforderlich  halten,  daß  die  Interessen  ihrer  Länder 
durch  die  Aufnahme  der  nachfolgenden  Grundsätze  in  das  Wehrgesetz 
zu  wahren  seien"  usw.  Die  Fassung  des  Eingangs  des  Abkommens 
erklärt  sich  aus  der  Vorstellung  der  früheren  Verfassungspraxis  über 
die  föderativen,  vertragsmäßigen  Rechtsgrundlagen  der  Reichsverfas- 
sung ^).  Diese  sogenannten  Vertragsrechte  werden  —  jetzt  —  im 
Einverständnis  der  Reichsregierung  und  der  beteiligten  Einzelstaaten 
„aufgehoben";    dafür    werden    Teile    ihres    materiellen    Inhalts,    ins- 


*)  Siehe  z.  B.  die  Ausführungen  des  Abgeordneten  Dr.  von  Delbrück 
im  Verfassungsausschuß,  Prot.  S.  30  und  des  Reichsministers  des  Innern 
Dr.  Preuss  a.  a.  O.  S.  30  f. 

2j  Abgedruckt  in  der  Frankfurter  Zeitung  vom  25.  Januar  1921,  Abend- 
blatt. Vgl.  hierzu  ferner  Art.  5  Abs.  4  des  ., Entwurfs  einer  Verfassung 
des  Deutschen  Reichs  Staatenausschuß  (Drucksache)  Tagung  1919  Anl.  zur 
Niederschrift  vom  21.  J^ebruar  1919"  : 

„Die  Sonderrechte  Bayerns  auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens  aus  dem 
Bündnisvertrage  vom  23.  Nov.  1870  (Reichsgesetzblatt  1871  S.  9)  können  nur 
mit  seiner  Zustimmung  aufgehoben  oder  eingeschränkt  werden  ....'■ 

^)  S.  die  oben  Anm.  1  zitierten  Verhandlungen. 
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besondere  Gedanken,  die  mit  dem  früheren  Kontingentsystem  zu- 
sammenhängen, als  geschriebenes  Einflußrecht  der  Länder  in  die 
neue  Verfassung  und  Gesetzgebung  herübergenommen. 

Der  damalige  Reichsminister  des  Innern  entwarf  von  diesem 
Verfahren  im  Verfassmigsausschuß  folgendes  Bild,  das  mit  dem 
späteren  Verlauf  übereinstimmt :  ,, .  .  .  so  ist  formalrechtlich  kein 
Zweifel,  daß  sie  (die  Nationalversammlung)  auch  in  dieser  Beziehung 
(bezüglich  der  „Reservatrechte  des  Art.  78  Abs.  2"  a.  R.V.)  völlig 
freie  Hand  hat.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  es  politisch  richtig 
ist,  hierbei  rücksichtslos  vorzugehen.  Die  Verhandlungen,  auf  die 
der  Herr  Vorredner  hinweist,  würden  so  vor  sich  gehen, 

„„daß  man  sich  mit  den  Einzelstaaten  darüber  verständigt,  wie 
ihre  Interessen  in  dem  künftigen  Reichswehrgesetz  wahrzunehmen 
sind. " " 

Mit  diesen  Ausführungen  wurde  die  Antwort  gegeben  auf  die 
vorausgegangene  Erklärung  des  Berichterstatters  Beyerle: 

„Wir  dürfen  den  Boden  der  Kontinuität  nicht  verlassen.  Es 
darf  keine  Majorisierung  der  Einzelstaaten  in  Abweichung  von 
Art.  78  Abs.  2  der  alten  Reichs  Verfassung  stattfinden"  ^). 

Vielleicht  noch  deutlicher  ist  der  grundsätzliche  Standpunkt  der 
Reichsregierung    aus    einer    Aeußerung    zu    entnehmen,    die    PßEUSS 
sechs  Wochen   zuvor   bei   der   Besprechung   mit  den  Vertretern  der 
Regierungen   der  Einzelstaaten   vom   25.  Januar  1919   getan   hatte: 
„Nun    sagt    man,    Art.   78    Abs.   2    der    bisherigen    Reichs- 
verfassung —  Reservatrechte  —  könnte  nur  mit  Zustimmung  des 
berechtigten   Staates    geändert    werden.     „„Ich   hoffe,    wir   werden 
zu    dieser    Zustimmung   in   jedem    Falle    kommen"";    denn  letzten 
Endes    wird  unser  deutsches  Gemeinschaftsgefühl   die  partikularen 
Gegensätze  überwinden"^). 

So  ist  denn  auch  in  der  Begründung  des  Reichswehrgesetzes  ^) 
zu  lesen,  daß  die  dem  Grundsatz  der  Berücksichtigung  der  besonderen 
landsmannschaftlichen  Eigenart  Rechnung  tragenden  Vorschriften 
„auf  einer  zwischen  den  bisherigen  Kontingentsstaaten  unter  Zu- 
ziehung Badens  vor  Verabschiedung  der  Reichsverfassung  getroffenen 
Vereinbarung  beruhen".  Die  vorläufige  Reichsregierung  hatte  jene 
Vereinbarung  genehmigt,  die  Reichsregierung  des  Jahres  1920  legte 
dem  Reichsrat  einen  deraentsprechenden  Gesetzentwurf  an  den  Reichs- 


*)  Vgl.  Prot,  des  Verfassungsausschusses  S.  43. 

2)  Abgedruckt  im  deutschen  Geschichtskalender,  Ergänzungsband,  die 
Deutsche  Reichsverfassung  vom  11.  Aug.  1919  (Purlitz),  Verlag  von  Felix 
Meiner,  Leipzig. 

")  Reichsratsdrucksache  Nr.  53,  1920,  S.  21. 
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rat  vor  und  der  Reiclistag  beschloß  in  der  Folge  das  Gesetz^).  Damit 
wurde  in  diesem  Falle  die  Weitergeltung  bündischer  Elemente  der 
früheren  Verfassung  unter  der  Herrschaft  der  neuen  Verfassung  als 
privilegiertes  Einflußrecbt  der  Verfassung  und  des  Wehrgesetzes  fixiert. 

Unerheblich  für  die  Anerkennung  des  bündischen  Gedankens  in 
der  neuen  Verfassung  ist,  daß  die  einzelstaatlichen  Regierungen  an 
ihr  nur  tatsächlich,  nicht  „formalrechtlich"  —  um  damit  den  Aus- 
druck von  Preuss  zu  gebrauchen  —  mitgewirkt  haben.  Es  ist  dies 
unerheblich  deshalb,  weil  die  Fortgeltung  des  bündischen  Grundsatzes 
im  bundesstaatlichen  Gedanken  der  neuen  ebenso  wie  in  der 
früheren  Verfassung  nicht  auf  der  „föderativen  Rechtsgrundlage" 
von  Verträgen  ruht,  sondern  sich  aus  der  tatsächlichen  Fortwirkung 
geschichtlicher  Zusammenhänge  erklärt.  Wer  den  bündischen  Ge- 
danken als  Grundsatz,  nicht  als  Rechtsgrundlage,  für  die  Zeit  vor 
der  Umwälzung  bejaht,  muß  ihn  auch  für  die  neue  Verfassung  be- 
jahen. Auch  ihr  sind,  nicht  als  Rechtsgrundlage  —  in  dem  an- 
geführten Beispiel  an  Stelle  der  alten  „  Verträge "  —  gewisse  Ueber- 
einkommen-),  und  zwar  diesmal  zwischen  den  •  Einzelstaaten  unter 
sich  und  mit  der,  von  der  Mehrheit  der  Nationalversammlung  ge- 
tragenen, vorläufigen  Reichsregierung  vorausgegangen,  welche  durch 
die  Verfassung  und  die  in  ihrer  Ausführung  geschehene  Gesetz- 
gebung erfüllt  wurden.  Kann  man  auch  nicht  von  einer  Vereinbarung 
der  neuen  Verfassung  im  Ganzen  in  diesem  Sinne  sprechen,  weil 
insbesondere  Bayern  seinen  grundsätzlichen  Widerspruch  gegen  die 
formell-einseitige  Beschließung  der  Verfassung  durch  die  National- 
versammlung niemals  aufgegeben  hat,  so  wird  doch  wesentlichen 
Teilen  des  Verfassungswerks  der  Charakter  von  Vereinbarungen  zu- 
gesprochen werden  müssen,  die  mit  den  bündischen  Elementen  der 
früheren  Verfassung  zusammenhängen. 

Das  bündische  Prinzip  als  die  eine  Komponente  des  bundes- 
staatlichen Gedankens  im  heutigen  Deutschen  Reiche  steht  nach  alle- 
dem in  geschichtlichem  Zusammenhang  mit  demselben  Prinzip  der 
früheren  Verfassung,  von  hier  aus  mit  den  vor  der  Reichsgründung 
geschlossenen  Bundesverträgen  und  von  da  aus  weiter,  wie  z.  B.  die 
Stimmverteilung  im  früheren  Bundesrat  erkennen  läßt,  mit  dem 
deutschen    Bund,    dessen    Mitglieder    völkerrechtlich^)    ver- 


')  S.  dessen  Abschnitt  II  „Landsmannschaft". 

2)  Preuss  im  Verfassungsausschuß  a.  a.  O.  S.  31 :  „Es  wird  vorzu- 
ziehen sein,  wenn  man  in  gütlichem  „„Uebereinkommen""  mit  den  Län- 
dern das  Nötige  erreichen  kann,  das  heißt  aber  durchaus  nicht,  daß  man 
die  neue  Verfassung  auf  Vertragsgrundlage  stellen  müßte." 

»)  Vgl.  Art.  I  und  II  der  Wiener  Schlußakte  vom   15.  Mai  1820   und 
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bundene  Staaten  waren.  Daher  ist  das  den  Provinzen  des  Einheits- 
staates Preußen  von  der  neuen  Verfassung  z.ugewiesene  Stimmrecht 
im  Reichsrat  keine  bündische  Einrichtung,  sondern  einer  solchen 
nur  nachgebildet.  Eine  automatische  Ausdehnung  der  Anwendung 
der  übrigen  bündischen  Bestimmungen  des  Rechts  der  neuen  Ver- 
fassung auf  diese  Provinzen  ist  darum  nicht  möglich;  im  gleichen 
Sinn  kann  auch  der  allgemeine  bündische  Grundsatz  als  solcher  auf 
sie  keine  Anwendung  finden. 

Zusammenfassend  läßt  sich  sagen,  daß  die  K  o  n  t  i  n  u  i  t  ä  t  des 
bündischen  Gedankens  als  eines  Elementes  des  alten  und  des  neuen 
Verfassungsrechts  am  deutlichsten  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Einflußproblems  nachweisbar  ist.  Die  neue  Verfassung  hat, 
entsprechend  ihrer  Struktur,  die  eine  Seite  des  bündischen  Gedankens, 
die  Wahrung  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten, 
weniger  betont  als  die  andere  Seite,  das  Prinzip  des  einzelstaat- 
lichen Einflußrechts  auf  die  Reichswillensbildung ').  Sie  hat  den 
letzten  Grundsatz  organisatorisch  als  Einflußrechtsschutz  übernommen, 
wenn  auch  abgeschwächt,  materiell  hat  sie  ihn  dagegen  weiter  ent- 
wickelt. 

Zwei  Gesichtspunkte  sind  noch  hervorzuheben.  Der  eine  ist, 
daß  gerade  die  bestrittene,  aber  zutreffende  Ablehnung  der  Lehre 
von  den  vertragsmäßigen  Rechtsgrundlagen  der  Verfassung 
für  das  alte  Recht  zu  Gunsten  der  behaupteten  Kontinuität  des 
bündischen  Gedankens  spricht:  denn  hier  hat  sich  grundsätzlich, 
trotz  Abschaffung  des  monarchischen  Systems  und  der  obersten  Ge- 
walt der  „Gesamtheit  der  verbündeten  Regierungen"  nichts  geändert, 
vielmehr  waren  und  blieben  die  „vertragsmäßigen  Grundlagen"  nur 
ein  Element  des  Verfassungsrechts  selbst  und  nicht  mehr  2).  Der 
zweite  Punkt  ist  folgender. 


dazu  etwa  noch  Art.  10  der  alten  Reichsverfassung  über  den  diplomatischen 
Schutz  der  Bundesratsmitglieder.  Das  bündische  Element  im  bmidesstaat- 
lichen  Gedanken  weist  daher  einzelne  Züge  auf,  welche  dem  Völkerrecht 
wesensgleich  sind,  z.  B.  den  Gedanken  der  Gleichberechtigung  der  Staaten. 
Dem  entspricht  zuweilen  auch  das  Bild  der  Verhandlungen  unter  den  Ein- 
zelstaaten, wie  das  von  Laband  (D.J.Z.  1911,  S.  5)  empfundene  „Quasi 
internationale  Verhältnis".  Daß  aber  das  Völkerrecht  selbst  als  solches  im 
Rahmen  des  Bundesstaatsrechts  in  der  von  Nawiasky,  Bundesstaat  S.  107, 
angenommenen  Weise  Platz  greife,  kann  vom  Standpunkt  unserer  Be- 
trachtung aus  (s.  auch  Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht,  S.  193  f.) 
nicht  zugegeben  werden. 

1)  Ueber  die  beiden  Seiten  des  bündischen  Grundsatzes  siehe  etwa 
Triepel,  Unitarismus  und  Föderalismus  S.  11,  Stiek-Somlo,  Reichsver- 
fassung S.  89. 

-)  Wenn  Kahl  (Drei  Reiche,  S.  83)  den  bei  den  Verfassungsverhand- 
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Die  heute  in  ihrer  besonderen  Privilegierung  als  vom  Reiche 
freie  aufgehobenen  und  zum  Teil  in  geschriebenes,  materielles  Ein- 
flußrecht verwandelten  Sonderrechte  der  Einzelstaaten  konnten  schon 
unter  dem  alten  Verfassungsrecht  letzten  Endes,  nämlich  dann,  wenn 
die  Sonderrechtsfrage  selbst  als  „Verfassungsfrage",  ob  ein  Sonder- 
recht berührt  sei,  streitig  wurde,  eben  auch  nicht  anders  als  durch 
Einflußnahme  auf  die  Reichswillensbildung  verteidigt  werden:  die 
Berücksichtigung  des  Sonderrechts  mußte  in  solchen  Fällen  durch 
Geltendmachung  seiner  materiellen  Tangierung,  vermöge  materiellen, 
wenn  man  will,  negativen  Einflußrechts  und  mittels  des  gewöhnlichen 
Stimmrechts  verlangt  werden.  War  diese  Lage  aber  unter  der 
früheren  Verfassung  die  Ausnahme,  so  ist  sie  heute  in  Gestalt  eines 
allen  Einzelstaaten  verhältnismäßig^)  zuerkannten  materiellen  Ein- 
flußrechts die  alleinige  Regel,  eine  Regel,  unter  deren  Gewand  sieh 
in  Wahrheit  zuweilen  doch  wieder  die  Privilegierung  einzelstaatlicher 
Sonderansprüche  verbirgt.  So  verlangte  und  erreichte  bekanntlich 
Bayern  den  „in  sich  geschlossenen  Verband"  seines  Anteils  am  ein- 
heitlichen Reichsheer.  Die  neue  Reichsverfassung  ging  aber  noch 
weiter.  Sie  hat  nicht  nur  formelle  Sonderrechte  in  materielle  ver- 
hüllte Vorrechte  verwandelt,  sondern  sie  hat  auch  neue,  im  Grunde 
der  bündischen  Sphäre  beizuzählende,  materielle  Einflußansprüehe 
der  Einzelstaaten  ausdrücklicli  formuliert,  nämlich  in  Fällen,  wo 
einzelstaatliche  Kompetenzen  auf  das  Reich  neu  übernommen  wurden ; 
bezeichnend  ist  dabei  die  Erscheinung,  daß  dem  materiellen  Ver- 
fassungssatz in  derartigen  Fällen  durch  Staatsverträge  Rech- 
nung getragen  wurde-), 

IL 

Zur  Frage  des  Verhältnisses  des  bündischen  Gedankens 
zum  bundesstaatlichen  Gedanken  ist  vorauszuschicken,  daß 
auch  hier  zwischen  der  formalen  und  der  materiellen  Seite  unter- 
schieden werden  muß.  Der  bundesstaatliche  Gedanke  bedeutet  formal 
ein  durch   hündische  Einrichtungen  modifiziertes  Subjektionsverhält- 

lungen  zum  Ausdruck  gekommenen  „Mehrheitswillen"  gegen  die  „ver- 
tragsmäßigen Grundlagen  des  Kaiserreichs"  als  einen  Beweis  für  den 
Untergang  des  Reichs  selbst  betrachtet,  so  berücksichtigt  er  nicht,  daß 
Elemente  jener  vertragsmäßigen  Grundlagen  —  nicht  Rechtsgrundlagen  — 
auch  in  die  neue  Verfassung  wieder  hineingekommen  sind.  Das,  was  in 
den  Verfassungsverhandlungen  gegen  die  vertragsmäßigen  Grundlagen  von 
damals  maßgebender  Seite  vorgebracht  wurde,  galt,  wie  die  Auseinander- 
setzung zwischen  Delbrijck  und  Preuss  im  Verfassungsausschuß  gezeigt 
hat,  der  Vorstellung  von  den  vertragsmäßigen  Rechts  grundlagen. 

^)  „verhältnismäßig":  in  dem  unten  S.  63  if.  dargelegten  Sinn. 

')  Siehe  unten  S.  52. 
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nis  der  Einzelstaaten  unter  das  Reich.  Materiell  dient  diese  zugleich 
unitarische  und  bündische  Organisation  dem  Schutz  der  Interessen 
des  Reiches  und  der  Einzelstaaten.  Diejenigen  Einrichtungen  des 
früheren  Bundes,  die  mehr  den  gemeinsamen  Bundeszwecken  ^)  als 
den  Interessen  der  Bundesglieder  als  Einzelner  dienten,  sind  im 
Bundesstaat  für  dessen  Staatszweck  verstärkt  imd  ausgebaut,  wie 
etwa  die  einheitliche  Vertretung  und  Exekutivgewalt  des  Reiches 
nach  außen.  Sie  sind  unitarischen  Wesens  und  erfüllen  das  staat- 
liche Prinzip  des  bundesstaatlichen  Rechtsgedankens,  welches  bei  der 
grundsätzlichen  Unterordnung  der  Einzelstaaten  unter  das  Reich 
stärker  als  der  bündische  Gedanke  sein  muß,  und  zwar  nicht  nur 
in  seiner  formal-organisatorischen  Kraft,  sondern  auch  in  seinem 
materiell-rechtlichen  Gewicht. 

Es  ist  eine  unabweisbare  und  durch  die  Erfahrungen  des  Ver- 
fassungslebens  bestätigte  Folgerung  aus  dem  Reichsgedanken,  daß 
die  Berücksichtigung  der  Interessen  der  Gesamtheit  im  Zweifel  der 
Wahrung  einzelstaatlicher  Interessen  vorgeht^).  Hiermit  wird  aber 
nicht  das  formale  Ueberordnungsverhältnis  des  Reichs  über  die  Einzel- 
staaten selbst,  sondern  ein  materieller  ungeschriebener  Verfassungs- 
grundsatz als  die  Parallele  jenes  Verhältnisses  ausgesprochen,  das 
seinerseits  der  Durchführung  des  Reichsgedankens  dient.  Wenn 
Laband  bei  der  Entwicklung  des  Prinzips  der  Gleichbehandlung  der 
Einzelstaaten  einmal  den  Satz  ausgesprochen  hat: 

„Die  dem  Reich  zustehende  Machtfülle  entbindet,  es  nicht 
von  der,  in  der  Natur  des  Rechtsstaats  liegenden  Pflicht,  die 
souveräne  Gewalt  nach  Rechtsgrundsätzen  auszuüben"^),  so  rech- 
nen wir  unter  solche  —  materielle  —  Rechtsgrundsätze  auch  den 
eben  entwickelten  Satz.  Die  Frage  wird  sofort  praktisch  da,  wo 
das  Reich  in  der  Ausübung  seiner  souveränen  Gewalt  gleichsam  be- 
schränkt^erscheint,  dadurch,  daß  die  Austragung  gewisser  Streitig- 
keiten zwischen  Reich  und  Ländern  dem  Reich  selbst  als  Quasi- 
Schiedsrichter, dem  Reichsrat,  dem  Staatsgerichtshof  oder  einem 
sonstigen  Schiedsgericht  übertragen  ist.  Die  neue  Verfassung  und 
ihre  Gesetzgebung  kennt  solche  Fälle,  wenn  z.  B.  davon  gesprochen 
wird, 


1)  Vgl.  z.  B.  die  Einleitung  der  früheren  Reichs  Verfassung.  Für  Seydel 
ist  der  in  den  Reichsstaatszweck  umgewandelte  Bundeszweck  selbstver- 
ständlich ßundeszweck  geblieben  (Kommentar,  2.  Aufl.,  S.  31). 

^)  Am  nachhaltigsten  ist  dieses  Prinzip  im  Landessteuergesetz  aus- 
geprägt worden  zu  Gunsten  der  „überwiegenden  Interessen  der  Reichs- 
finanzen". 

3)  HiRTHs  Annalen  1874,  S,  1515. 
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„daß  das  Reich  l3ei  widerstreitenden  Interessen  zwischen  Reich  und 
Land  einen  gerechten  Ausgleich  herbeiführen  soll"^), 
oder  wenn  gesagt  ist: 

„Ueber  die  Frage,  ob  Landes-  oder  Gemeindesteuern  geeignet 
sind,  die  Steuereinnahmen  des  Reichs  zu  schädigen,  und  ob  über- 
wiegende Interessen  der  Reichsfinanzen  der  Erhebung  der  Steuern 
entgegenstehen,  entscheidet  auf  Antrag  des  Reichsministers  der 
Finanzen  oder  der  Landesregierung  der  Reichsrat" ^). 

Der  reichs  staatliche  Gedanke  bedeutet  darum  formal  und 
materiell  zwar  keine  Ausschaltung,  aber  die  Schranke  oder,  wenn 
man  so  will,  eine  Korrektur  für  die  Geltung  des  bündischen  Grund- 
satzes und  damit  auch  des  bündischen  Einflußrechts,  das  sich  mit 
ihm  bei  der  Reichswillensbildung  auseinanderzusetzen  hat. 

Das  einzelstaatliche  Einflußrecht  auf  die  Bildung  des  Reichs- 
willens ist  nach  seiner  tatsächlichen  Herkunft  von  der  Beteiligung 
der  früheren  Mitglieder  eines  Bundes  an  der  Sozialgewalt  dieses 
Bundes  die  aktive  Seite  des  bündischen  Geltunsgedanken.  Sucht 
nun  der  Einzelstaat  außerhalb  des  sachlichen  Rahmens,  den  der 
bundesstaatliche  Gedanke  bedeutet,  Einfluß  auf  das  Reich,  oder  auf 
andere  Einzelstaaten  auszuüben,  so  is  dies  ein  vom  Boden  des  Ver- 
fassungsrechtes losgelöstes  Vorgehen,  wie  des  fremden  Staates  einem 
anderen  fremden  Staat  gegenüber.  Jener  buudesstaatliche  Rahmen 
als  sachlicher  wird  nicht  bestimmt  durch  die  Einrichtung,  die  als 
formal- organisatoische  Garantie  für  die  Einflußausübung  dient.  Es 
ist  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  der  Einfluß  auch  außer- 
halb jener  Einrichtung  ausgeübt  werden  kann.  Umgekehrt  ist  auch 
denkbar,  daß  gerade  das  organisatorische  Einflußinstitut  zu  un- 
zulässiger Einflußverkürzung  benützt  wird^)  und  andererseits,  daß  ein 
Einzelstaat  vermittels  jener  Einrichtung  einen  Einfluß  auszuüben 
sucht,  der  nach  seinem  sachlichen  Ziel  mit  dem  bundesstaatlichen 
Grundsatz  nicht  mehr  zu  vereinbaren  wäre,  der  vielmehr  als 
rein     egoistisch     oder     rein     partikularistisch  ^)     gerichteter     Ein- 


*)  Staatsvertrag  vom  29.  Juli  1921,  betr.  Uebergaug  der  Wasser- 
straßen usw.,  R.G.Bh  S.  961  fif.,  §  13  vgl.  mit  §  30. 

2)  Vgl.  Landessteuergesetz  §§  3  und  6  Abs.  2. 

»)  Vgl.  bei  Rehm  (Allgemeine  Staatslehre,  S.  146,  Anm.  1) :  „Um  ein 
Reservatrecht  ohne  Schwierigkeit  zu  beseitigen,  kann  die  Mehrheit  er- 
klären, es  liege  kein  Reservatrecht  vor  und  so  ohne  Zustimmung  das  Son- 
derrecht vernichten.  Es  wäre  gröbliche  Verletzung  der  politischen  Grund- 
lage des  Bundes,  der  Bundestreue." 

*)  lieber  diesen  Ausdruck  s.  etwa:  Triepel,  Unitarismus  und  Föde- 
ralismus S.  12  und  Stier-Somlo  a.  a.  O.  S.  91.  Nach  dem  politischen  Sprach- 
gebrauch, der  für  die  Auslegung  dieses  Worts  zu  berücksichtigen  ist,  haftet 
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fluß^)  unzulässig,  und  zwar,  wie  wir  glauben,  materiellrechtlicli  un- 
zulässig wäre. 

Lab  AND  ^)  stellt  den  Satz  auf:  „Rechtlich  ist  es  jedem 
Staate  unverwehit,  sein  egoistisches,  partikuläres  Interesse  bei  der 
Instruktionserteilung  allein  im  Auge  zu  behalten".  Dieser  dem 
Formalsystem  Laband's  voll  entsprechende  Satz,  der  durch  die  „Be- 
rücksichtigung der  Gesamtinteressen  als  eine  patriotische  Pflicht, 
ja  eine  politische  Notwendigkeit"  nicht  gemildert  wird,  beleuchtet 
scharf  die  Einseitigkeit  der  rein  formalen  Rechtsbetrachtung.  Das 
gleiche  gilt  von  folgendem  Satze  Laband's^):  „Jeder  Staat  hat  (bei 
den  Vorverhandlungen  über  einen  gewissen  Gesetzentwurf)  „„mit 
Recht""  soviel  wie  möglich  für  sich  herausschlagen  wollen,  ....  staats- 
rechtlich bemerkenswert  ist  an  dem  Vorgange,  daß  er  sich  vollzogen 
hat,  als  wären  die  Bundesstaaten  nicht  Glieder  eines  verfassungs- 
mäßig geeinten  Ganzen". 

Anknüpfend  an  diese  letztere  Betrachtung  Laband's  könnte  man 
fragen:  Und  dennoch  war  es,  im  Bundesstaat,  „Recht",  daß  jeder 
Einzelstaat  „so  viel  als  möglich  für  sich  herauszuschlagen  suchte"? 
Wir  halten  damit  Laband  die  Frage  entgegen,  ob  nicht  die  Grenz- 
linie, die  dem  einzelstaatlichen  Einfluß  durch  den  bundesstaatlichen 
Grundsatz  gezogen  wird,  eine  rechtliche  ist,  die  auch  der  Einzel- 
staat als  materielle  Schranke  seines  subjektiven  Einflußanspruchs 
einzuhalten  hat.  Ist  das,  was  Laband  als  patriotische  Pflicht,  als 
politische  Notwendigkeit  bezeichnet,  nicht  vielmehr  eine  Rechts- 
pflicht, eine  rechtliche  Notwendigkeit,  bedingt  durch  die  Zugehörig- 
keit zum  Bundesstaat? 

Eine  einzelstaatliche  Regierung  ließ  einstmals  im  Bundesrat 
erklären : 

„Vom  besonderen  und  partikularen  Standpunkt  aus  sei  man 
nicht  in  der  Lage,  die  Einführung  des  (Tabak-)Monopols  wünschen 
zu  müssen;  da  indes  im  allgemeinen  und  im  Interesse  des  Reiches 
dasselbe  für  wünschenswert  gehalten  werde,  so  wolle  man  nicht 
dissentieren"  ^). 

Nach  Laband  wäre  in  solchem  Votum  der  Grundsatz  politischer 
Opportunität,  kein  Rechtsgrundsatz    zum  Ausdruck   gekommen.     Es 

dem  „Partikularismus "  stets  der  Beigeschmack  einer  Stellungnahme  gegen 
den  Willen  der  Gesamtheit  des  Reiches  an  (A.  M.  Stier-Somlo  a.  a.  0.). 

1)  Einflußansprüche,  für  welche  diese  Charakterisierung  in  Frage 
kommt,  wurden  während  des  Krieges  in  der  Angelegenheit  der  Reichs- 
lande, ferner  einer  einzelstaatlichen  Vertretung  bei  Friedensverhandlungen 
des  Reiches  erhoben. 

'')  Staatsrecht  I  S.  246.  =*)  D.J.Z.  1911,  S.  5. 

*)  Vgl.  PoscHiNGER  a.  a.  O.  V  S.  99. 

Bilf  i  n  ger,  Einfluß.  ,  4 
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fragt  sich  aber,  ob  nicht  im  ersten  Teil  jener  Erklärung  der  „be- 
sondere und  partikulare  Gesichtspunkt"  deshalb  zurückgestellt  ist, 
weil  der  bundesstaatliche  Rechtsgedanke,  der  den  Einzelstaaten  auch 
die  Beachtung  der  Reichsinteressen  auferlegt,  nicht  verkürzt  werden 
sollte  zu  Gunsten  des  reinen  einzelstaatlichen  Egoismus,  zu  Gunsten 
eines  in  diesem  Sinne  rein  politischen  Standpunkts.  Oder,  —  wir 
wiederholen  an  dieser  Stelle  die  früher  besprochene  Frage  mit  einem 
Zusatz  — :  Gibt  es  außer  dem  formalen,  durch  die  organisatorischen 
Einrichtungen  des  Reichs  bestimmten  Einflußrecht  auch  ein  materielles 
bundesstaatliches  Einflußrecht  des  Einzelstaats?  Für  das 
heutige  Recht  scheint  die  Antwort  klarzuliegen  ^).  Nimmt  man 
aber,  wie  hier  versucht  wurde,  eine  materielle  Kontinuität  des  bündischen 
Rechtsgedankens  durch  das  alte  und  neue  Recht  hindurch  an,  so 
kann  auch  die  Antwort  für  das  erstere  nicht  zweifelhaft  sein^). 

Die  gestellte  Frage  ist  vom  vorwiegend  praktischen  Standpunkt 
unserer  Untersuchung  aus  keine  müßige.  Es  ist  auch  praktisch-politisch 
ein  Unterschied,  ob  die  Verletzung  jener  Grenze  nur  als  ein  „politisches" 
oder  als  ein  sittliches  Unrecht  und  nicht  vielmehr  als  ein  Zuwider- 
handeln gegen  das  Verfassungsrecht  angesehen  werden  kann.  Anderer- 
seits wird  es  den  Beteiligten  von  politischem  Nutzen  sein,  wenn  sie 
sagen  können,  daß  ihr  Verhalten  nicht  nur  zweckmäßig,  sondern 
auch  verfassungsmäßig  war.  Gerade  heute,  wo  das  Recht  als 
Völkerrecht  auf  Kosten  Deutschlands  noch  täglich  verletzt  wird,  und 
wo  die  noch  nicht  beruhigten  inneren  Verhältnisse  eine  Konjunktur 
der  Rechtsunsicherheit  bedingen,  ist  es  politisch  geboten,  wo  nur 
immer  möglich,  auch  die  Frage  des  Rechts  zu  stellen  und  den  Ruf 
nach  dem  Recht  zu  erheben.  Der  Wert  der  Fragestellung,  auf  den 
es  hier  hauptsächlich  ankommt,  beruht  nicht  zuletzt  auf  politischen 
Gründen.  Ein  politischer  Grund  war  auch  maßgebend  für  die  von 
Bismarck  überlieferte  Taktik^),  den  Satz  von  den  „föderativen  Rechts- 

1)  Vgl.  z.  B.  oben  S.  30  f. 

*)  Siehe  auch  oben  S.  32  Anm.  4  das  Zitat  aus  Hänel,  Studien  I. 

*)  Vielleicht  am  schärfsten  hat  sich  Bismarck  nach  dem  dritten  Bande 
der  Gedanken  und  Erinnerungen  (S.  15  f.)  ausgesprochen  in  dem  Briefe 
vom  6.  Jan.  1888  an  den  damaligen  Prinzen  Wilhelm  von  Preußen: 

„Letztere  (die  Fürsten)  sind  nicht  Untertanen,  sondern  Bundesgenossen 
des  Kaisers  und  wird  ümen  der  Bundesvertrag  nicht  gehalten,  so  werden 
sie  sich  auch  nicht  dazu  verpflichtet  fühlen."  Und:  „Es  ist  eine  sehr  richtige 
Politik,  die  Ew.  veranlaßt,  Sich  in  erster  Linie  an  „„die  Herren  Vettern"" 
wenden  zu  wollen.  Ich  würde  aber  untertänigst  anheimstellen,  dies  mit 
der  Zusicherung  zu  tun,  daß  der  neue  Kaiser  die  „„vertragsmäßigen  Rechte 
der  verbündeten  P"'ürsten""  ebenso  gewissenhaft  achten  und  schützen  werde 
wie  Seine  Vorgänger."  —  Daß  der  Politiker  Bismarck  mit  staatsrecht- 
lichen Theorien    sein   politisches  Spiel   nach  Bedarf   getrieben    hat,  zeigt 
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grundlagen"  mit  solchem  Nactdruck  zu  vertreten,  daß  dieser  Satz, 
das  heißt,  der  Glaube  an  ihn,  dauernd  die  frühere  Verfassunss- 
praxis  beherrscht  hat. 

III. 

Es  soll  hier  unter  materiellem  bundesstaatlichem  Einflußrecht 
des  Einzelstaates  verstanden  werden: 

Das  allgemeine  bündische  Recht  des  Einzel- 
staates, seine  Individualität  als  einzelstaat- 
liche —  nicht  etwa  nur  als  die  Eigenart  eines 
bestimmten  regionalen  Interessengebietes  im 
Reiche  —  in  den  Schranken  des  Reichsstaatsge- 
dankens verhältnismäßig^)  bei  der  Bildung  des 
Reichs  willens  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ein  Beispiel  möge  die  vorgeschlagene  Begriffsbestimmung 
veranschaulichen. 

In  den  letzten  Jahren  des  kaiserlichen  Reiches  setzten  sich 
verschiedene  Einzelstaaten  für  die  finanzielle  Unterstützung  der  von 
ihnen  jeweils  begünstigten  Binnenkanalprojekte  durch  das  Reich  ein. 
Nachdem  die  Reichsleitung  zunächst  Bayern  für  den  Plan  des  Rhein- 
Main-Donau-Kanals  ein  gewisses,  durch  die  Lage  der  Reichsfinauzen 
entsprechend  beschränktes  Entgegenkommen  verheißen  hatte,  erhob 
Württemberg  zugunsten  seiner  die  Neckarwasserstraße  betreflfenden 
Pläne  gleichfalls  den  Anspruch  auf  einen  Beitrag  des  Reiches.  Die 
außerhalb  und  innerhalb  des  Bundesrats  geführten  Verhandlungen 
endeten  damals  damit,  daß  die  Reichsleitung  sich  bereit  erklärte, 
verhältnismäßige  Beiträge  für  beide  Projekte  in  den  Reichshaushalts- 
plau  einzustellen.  Man  stelle  neben  diesen  Vorgang  die  Bestimmung 
des  §  13  des  Reichsgesetzes  über  den  Staatsvertrag,  betreffend  den 
Uebergang  der  Wasserstraßen  von  den  Ländern  auf  das  Reich,  vom 
29.  Juli  1921,  deren  Wortlaut  hier  wiedergeben  sei: 


unter  anderem  das  in  diesem  Zusammenhang  erwähnenswerte  Programm 
Bismarcks,  wie  es  sich  in  der  bekannten  Stelle  bei  Keudell,  Fürst  und 
Fürstin  Bismarck  (Stuttgart  1902)  S.  326  findet: 

„Man  wird  sich  in  der  Form  mehr  an  den  Staatenbund  halten  müs- 
sen, diesem  aber  praktisch  mehr  die  Natur  des  Bundesstaats  geben." 
So  erklären  sich  die  Widersprüche  in  den  mannigfachen  Aeußerungen 
Bismarcks,  aus   welchen  Gegner  und  Anhänger  der  Theorie  von  den  ver- 
tragsmäßigen Rechtsgrundlagen,  etwas  leichter  allerdings  die  letzteren,  die 
Auswahl  treffen  konnten.    S.  auch  Marcks,  Bismarcks  Jugend,  S.  414  f. 

V)  „verhältnismäßig"  als  technischer  Ausdruck  des  früheren  Verfas- 
sungsrechts z.  B.  in  Art.  12  Satz  3  der  württ.  Militärkonvention  (verhält- 
nismäßige Vertretung  des  württ.  Armeekorps  im  großen  Generalstab). 

4* 
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„Unbescliadet  der  einheitlichen  Verwaltung  der  Reichswasser- 
straßen wird  das  Reich  die  Eigenart  der  einzelnen  Flußgebiete  unter 
Beobachtung  des  Artikels  97,  Abs.  3  der  Reiclisverfassung  berück- 
sichtigen und  auf  eine  möglichste  Dezentralisierung  der  Verwaltung 
bedacht  sein.  Es  wird  insbesondere  auf  die  Verkehrs-  und  volks- 
wirtschaftlichen und  politischen  Interessen  des  Landes  unter  Ab- 
wägung der  verschiedenen  Verhältnisse  bedacht .  sein  und  bei  wider- 
streitenden Interessen  zwischen  Reich  und  Land  oder  zwischen 
mehreren  Ländern  einen  gerechten  Ausgleich  herbeiführen". 

Vergleicht  man  diese  Bestimmung  des  geschriebenen  neuen  Rechts 
mit  der  Praxis  unter  der  früheren  Verfassung,  die  einen  solchen 
Satz  als  geschriebenen  nicht  kannte,  so  wird  sich  schwerlich  be- 
haupten lassen,  daß  jene  Praxis,  mutatis  mutandis,  in  dem  eben  als 
Beispiel  angeführten  Fall  etwa  anders  verfahren  wollte.  Der  nun 
geschriebene  Satz  soll  freilich  nicht,  wie  das  bei  der  oben  besprochenen 
neuen  TVehrverfassung  der  Fall  ist,  eine  Art  Ersatz  für  bisheriges 
einzelstaatliches  Reservatrecht  bieten,  aber  er  soll  offenbar  einen  ge- 
wissen Ausgleich  dafür  gewähren,  daß  ein  Stück  des  freien  Herr- 
schaftskreises der  Einzelstaats  auf  die  verfassungsmäßige  Zu- 
ständigkeit des  Reichs  nun  wirklich  übergegangen  ist.  Für  die 
Fixierung  jenes  Ausgleichs  ist  die  Form  des  Staatsvertrags 
gewählt,  die,  inmitten  des  so  stark  unitarisierten  neuen  Systems, 
wieder  an  den  Gedanken  des  materiellen  Einflußrechts  als  eines 
b  ü  n  d  i  s  c  h  e  n,  mit  der  Vorstellung  von  Vertragsrecht  in  der  Ver- 
fassung verknüpften  Elements  erinnert.  Dieser  bündischen  Seite 
unseres  Satzes  wollen  wir  uns  zunächst  nochmals  zuwenden. 

IV. 

Smend  ^)  stellt  den  Rechts  grundsatz  der  „Vertrags- 
treue und  bundesfreundlichen  Gesinnung"  auf, 
Begriffe,  die  dem  bismarckischen  bündischen  Sprachgebrauch  ent- 
nommen sind.  Neben  dem  Verhältnis  der  lieber-  und  Unter- 
ordnung im  Reiche  stehe  das  Verhältnis  des  Bundes  zu  den  Verbündeten, 
das  System  einer  bundesmäßigen  Gleichordnung  der  Einzelstaaten. 
Das  Verhältnis  der  „Vertrags  "-Beteiligten  wird  dahin  bezeichnet,  daß 
„jeder  der  Verbündeten  den  anderen  und  dem  Ganzen  des  Bundes  die 
Vertragstreue  schulde  und  in  diesem  Sinne  seine  reichsverfassungs- 
mäßigen Pflichten  zu  erfüllen  und  seine  entsprechenden  Rechte  wahr- 
zunehmen habe".  Dieses  „Vertragsverhältnis"  mit  dem  daraus 
gefolgerten  Rechtssatz  der  Bundestreupflicht,  sei  ungeschriebenes 
materielles  Verfassungsrecht.     Die    politische   Lebensfunktion,    wenn 

>)  A.  a.  0.,  insbes.  S.  'JüOflf. 
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wir  so  sagen  dürfen,  jenes  Satzes  wird  dahin  charakterisiert:  „Die 
Einzelstaaten  sollen  sich  mit  der  ganzen  Irrationalität  ihrer  ge- 
schichtlich-politischen Eigenart  im  Leben  des  Reichs  auswirken  und 
zur  Geltung  bringen." 

Seinen  bündischen  Satz  erklärt  Smend  unter  ausdrücklicher 
Verwerfung  von  Seydel's  staatenbündischer  Lehre,  also  vom  bundes- 
staatlichen Boden  aus,  als  ungeschriebenen  Rechtssatz  aus  der  Vor- 
stellung von  den  föderativen  Grundlagen  des  Reichs:  „  Die  Ver- 
einbarung der  Reichsverfassung  gibt  fortwirkend  dem  Reichs- 
staatsrecht einen  über  die  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Reichs- 
verfassungsurkunde hinausgreifenden  Inhalt."  Weiter  wird  ver- 
wiesen auf  die  Notwendigkeit,  sichtlich  unvollständige  und  in  miß- 
verständlicher Form  geschriebene  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde mittels  jenes  Satzes  zu  ergänzen;  zugleich  wird  aufmerk- 
sam gemacht  auf  die  föderative  Sprache  und  auf  typische  tat- 
sächliche Erscheinungen  der  Verfassungspraxis. 

Rehm  erwähnt  gelegentlich  die  „Bundestreue",  die  er  aber 
lediglich  als  die  „politische"  Grundlage  des  „Bundes"  anerkennt. 
Er  erklärt  die  Tatsache,  daß  im  Reiche  eine  zwischenstaatliche  Ver- 
ständigungspraxis ohne  Machtproben  besteht,  daraus,  daß  das  deutsche 
Reich  im  letzten  Grunde  nicht  eine  politische,  sondern  eine  „moralische" 
Verbindung  sei*). 

Triepel^)  lehnt  die  „föderativen  Rechtsgrundlagen"  mit  der 
herrschenden  Lehre  ab,  für  ihn  gibt  es  „föderative  Grundlagen", 
neben  den  staatlichen,  nur  als  politische.  Aber  er  bringt  diese 
politischen  föderativen  Grundlagen  in  Zusammenhang  mit  der  Geltung 
des  Verfassungsrechts:  „Die  föderative  Grundlage  des  Reiches  ist 
in  der  Hauptsache  der  als  fortgeltend  vorgestellte 
Vertrag",  bei  welchem  der.  andere  Teil  „so,  wie  die  Dinge  im 
Reiche  liegen,  in  erster  Linie  immer  der  preußische  Staat  ist". 

Auch  Laband  ist,  in  der  Sache,  nicht  der  starre  Gegner  des 
bündischen  R  e  c  h  t  s  gedankens ,  als  welchen  man  ihn  nach  der 
Grundrichtung  seines  Systems  ansprechen  möchte.  Ein  bündisches 
Rechtsverhältnis  der  Einzelstaaten  unter  sich  und  im  Verhältnis  zur 
Gesamtheit,  zum  Reich  kann  und  will  er  allerdings  nicht  zugeben, 
wenigstens  nicht  im  „Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches".  Aber  man 
findet  dort  neben  einer  gelegentlichen  Anerkennung  des  Satzes  von 
Treu  und  Glauben  für  das  Verfassungsrecht  ^)   immerhin  den  Satz^): 


')  Vgl.  Rehm,  „Politisches  Wesen  der  Deutschen  Monarchie",  aus  der 
Festgabe  für  O.  Mayer,  Tübingen  1916,  S.  89. 

-)  Triepel,  Unitarismus  und  Föderalismus,  S.  24  ff. 

3)  Staatsrecht,  Band  I,  S.  123.  *)  Ebenda  S.  1161 
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„Bei  der  Begründung  des  Norddeutschen  Bundes  standen  sich  die 
bis  dahin  souveränen  deutschen  Staaten  als  völlig  gleichberechtigte 
Persönlichkeiten  gegenüber  und  auf  der  Anerkennung  dieser 
Gleichberechtigung,  der  Koexistenz  einander  ebenbürtiger  staatlicher 
Personen  beruht  das  Bundesverhältnis,  der  bundesstaatliche 
Charakter  des  Reiches."  Und  ein  fast  ketzerischer  Unterton  könnte 
in  einigen  Sätzen  Laband's  aus  der  letzten  vom  ihm  dem  Druck 
übergebenen  Schrift  „Was  wird  aus  Elsaß-Lothringen "i)  gefunden 
werden,  wo  zu  lesen  ist: 

„Auch  die  Staaten  und  ihre  Bevölkerungen  haben  ihren 
Egoismus,  ihren  Neid,  ihr  Gefühl  für  Recht  und  Billigkeit^)  und 
empfinden  eine  Zurücksetzung  gegen  andere  als  Kränkung". 
„Zurücksetzen"  kann  die  Staaten  tatsächlich  nur  das  Reich. 
Solche  Zurücksetzung  verstößt  aber  wie,  wir,  die  Bemerkung  Laband's 
erweiternd  behaupten,  gegen  das  Recht.  Gegen  welches  Recht? 
Das  kann  nun  nicht  jenes  Recht  sein,  nach  welchem  „jeder  Einzel- 
staat soviel  als  möglich  für  sich  herausschlagen  will",  vielmehr 
muß  es  ein  materielles  Recht  sein.  Ein  Recht  solcher  Art  ver- 
folgen die  Einzelstaaten,  wenn  sie  von  der  Gesamtheit  verlangen, 
daß  ihre  biindische  Geltung  beachtet,  daß  nicht  der  eine  gegen  den 
anderen  zurückgesetzt  werde.  Damit  hängt  zusammen  auch  der  in 
folgenden  Sätzen  der  erwähnten  Schrift  berührte  Gedanke,  der  mit 
der  Andeutung  seiner  von  Laband  freilich  nur  unter  „  die  politischen 
Imponderabilien"  gerechneten  clausula  rebus  sie  stantibus  an  die 
föderativen  Grundlagen  anklingt: 

„  Die  Vergrößerung  Preußens  (durch  Zuteilung  Elsaß-Lothringens 
an  Preußen)  wäre  eine  Verschiebung  der  Machtverhältnisse  unter 
den  deutschen  Staaten  gewesen,  welche  die  Regierungen  der 
Mittelstaaten  nicht  wünschen,  „„ja  nicht  zulassen""  konnten.  Die 
Voraussetzungen,    unter    denen    die   süddeutschen    Staaten   soeben 

1)  Deutsche  Revue,  Stuttgart  1917,  S. 339 ;  s.  auch  S. 338 :  „Man 
hätte  es  als  eine  „, schwere  Ungerechtigkeit""  empfunden,  wenn  die  drei 
ehemals  französischen  Departements  Preußen  allein  zugefallen  wären." 

2)  Vgl.  M.  RüMELiN  „Billigkeit  im  Recht",  Tübingen  1921,  S.  4.  Ge- 
meint ist  bei  Laband  wohl  die  materielle  Gerechtigkeit  etwa  im  Sinne  der 
Bemerkung  Rümelins  a.  a.  O.  S.  63,  Anm.  1,  die  aber  nach  der  von  mir 
vertretenen  Anschauung  über  materielles  Einflußrecht  in  einem  Rechtssatz 
zum  Ausdruck  gekommen  ist  und  insofern  „formale"  Gerechtigkeit  be- 
deutet. Vgl.  dazu  die  „Gerechtigkeit"  in  Art.  58  a.  R.V.  und  den  „ge- 
rechten Ausgleich"  oben  S.  52 :  „formale"  Gerechtigkeit  des  geschrie- 
benen Rechts.  —  Auch  der  Billigkeitsbegriff  ist  in  der  neuesten 
Gesetzgebung  über  das  Verhältnis  von  Reich  und  Ländern  verwertet,  so 
im  Landessteuergesetz  §  56  Abs.  2  und  4,  wobei  wohl  wesentlich  der  Ge- 
sichtspunkt des  Spielraums  (RIjmelin  a.  a.  0.  S.  56)  gemeint  ist. 
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(als  es  sich  um  das  Schicksal  Elsaß-Lothringens  nach  der  Reichs- 
gründung handelte)  dem  Norddeutschen  Bunde  beigetreten  waren, 
und  mit  diesem  das  Deutsche  Reich  errichtet  hatten,  wären  ver- 
ändert worden"  ^). 

Der  Versuch  eines  Nachweises  unseres  bündischen  Verfassungs- 
rechtssatzes zwingt  uns,  bei  der  von  Laband  behandelten  Angelegen- 
heit einen  Augenblick  zu  verweilen^).  Als  die  während  des  Krieges 
in  verschiedenen  Varianten  neu  aufgeworfene  Frage  einer  Aufteilung 
der  Reichslande  unter  Preußen,  Bayern  und  Baden  mehr  und  mehr 
in  ein  akutes  Stadium  geriet,  hielt  sich  die  württembergische  Regierung 
gegenüber  gelegentlich  angedeuteten  Kompensationsangeboten  zurück 
und  trat  in  den  zwischen  der  Reichsleitung  und  verschiedenen  einzel- 
staatlichen Regierungen  geführten  Verhandlungen  für  einen  Aufschub 
des  Planes,  eventuell  aber  gegen  die  Aufteilung  ein.  Die  sachliche 
Erwägung  galt  den  Interessen  des  Reiches,  Württembergs  und  ferner, 
in  untrennbarem  Zusammenhang  damit,  der  Vermeidung  eines 
Dualismus  im  Reich,  der  die  Interessen  des  eigenen  Landes  verletzt 
hätte.  Ueber  die  rechtliche  Auffassung  der  Frage  von  Seiten  der 
württembergisclien  Regierung  geht  das  Zeugnis  des  damaligen  württem- 
bergischen Ministerpräsidenten  dahin: 

„Dabei  bin  ich  aus  staatsrechtlichen  Gründen  davon  ausgegangen, 
daß  Württemberg  eventuell  ein  Vetorecht  gegen  einen  Aufteilungs- 
plan zustände,  eine  Ansicht,  die  mir  für  Württemberg  weder  Beth- 
raann  noch  Michaelis  noch  Heitling  bestritten  haben."  In  der  Tat 
hatten  die  genannten  Reichskanzler  die  ihnen  wiederholt  erklärte 
Auffassung,  daß  eine  Majorisierung  in  dieser  Frage  ausgeschlossen 
sei,  ausdrücklich  gebilligt.  Was  die  Begründung  des  von  Württem- 
berg erhobenen  Anspruchs  betrifft,  so  sei  zunächst  hier  ein  Wort 
Bismarcks  angeführt: 

„Ein  Bund  aus  souveränen  Fürsten  und  freien  Städten  bestehend, 
der  eine  Eroberung  macht,  die  er  zum  Bedürfnisse  seines  Schutzes 
behalten  muß,  die  sich  also  imgemeinsamenBesitz  befindet, 
ist  eine  in  der  Geschichte  sehr  seltene  Erscheinung  ..."  ^). 


>)  Damit  berührt  Laband  das  bündische  Verfassungselement  als  ur- 
sprünglich völkerrechtliches.  Vgl.  etwa:  E.  Kaufmann,  Das  Wesen 
des  Völkerrechts  und  die  clausula  rebus  sie  stantibus,  Tübingen  1911,  S.  204. 

2)  Siehe  die  durch  die  Publikation  von  Erzberger  (Erlebnisse  im 
Weltkrieg,  Stuttgart  1920,  S.  158  ff.)  veranlaßte  Schrift  von  Freiherr  von 
Weizsäcker,  „Zur  elsaß-lothringischen  Frage  im  Weltkrieg",  Deutsche 
Revue  1920,  S.  193  ff. 

»)  Fürst  Bismarck  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  betreffend  die  Ver- 
einigung von  Elsaß  und  Lothringen  mit  dem  Deutschen  Reich  im  Reichs- 
tag am  2.  Mai  1871.    Vgl.  dazu  Laband  in  der  angeführten  Schrift  S.  339 : 
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Die  württembergische  Regierung,  so  stellen  wir  fest,  behauptete 
damals  keineswegs  einen  nur  moralischen  oder  nur  politischen  An- 
spruch, sondern  ein  Recht. 

So  wie  dieses  Recht  ^)  behauptet  war,  nämlich  schlechthin  als 
Veto,  schien  es  rein  formalen  Charakter  zu  tragen.  Materiell  han- 
delte es  sich  um  einen  Rechtan sprach,  den  man  als  Anspruch  aus 
dem  —  bündischen  —  Mitgliedschaftsrecht  in  Beziehung  auf  das 
gemeinsame  Reichsland  konstruieren  könnte.  Mit  diesem  Gedanken- 
gang wird  aber  das  Veto  noch  nicht  erschöpfend  begründet,  da  ja 
die  Frage  der  Kompensationen,  genauer,  der  Entschädigung  zum 
Zweck  der  Verhinderung  von  Sonderbenachteiligung  mit  dem  be- 
zeichnenderweise damals  bereits  angesagten  concursus  omnium  erst 
im  Hintergrund  stand.  Man  müßte  also,  in  Anlehnung  an  Laband^), 
weiter  sagen,  daß  Württembergs  Zustimmung  nur  im  Fall  kompen- 
sationsloser Aufteilung  nötig  gewesen  wäre.  Darauf  ist  zu  erwidern, 
daß  der  württembergische  Standpunkt  vielleicht  der  war,  gegenüber 
einer  solchen  einschneidenden  Verfügung  über  den  gemeinsamen  Be- 
sitz sei  eine  anderweitige  gleichwertige  Entschädigung  gar  nicht 
möglich. 

Allein  der  Kernpunkt  der  Sache  liegt  gar  nicht  in  dieser  Ab- 
rechnungsfrage.    Vielmehr   kam    es    Württemberg    einfach    auf    die 

.  .  .  „daß  man  alle  deutschen  Staaten  an  dem  Landgewinn  beteiligte, 
daß  man  sie  zu  „„Gesamteigentümern'"-  desselben  als  Mitglieder  des 
Reiches,  d.  h.  die  erw'orbenen  Länder  zum  R  eichsland  machte"  und 
dazu  etwa  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I,  1895,  S.  539  f.  über  „genossen- 
schaftliches Gesamteigentum". 

^)  Aus  der  Literatur  sei  u.  a.  hervorgehoben:  v.  Friesen,  Annalen 
1872,  S.  1610;  Laband,  ebenda  1874,  S.  1504  ff.,  insbesondere  S.  1519  ff. 
(u.  a.  s.  S.  1518  gegen  Hänel,  Studien  I,  S.  183  ff.) ;  Löning,  ebenda  1875, 
S.  338,  ferner  Laband,  Staatsrecht  I,  S.  116  ff.  und,  wegen  der  zutreffenden 
Verweisung  der  Sonderrechtsfrage  in  das  Einflußproblem  Korselt  a.  a.  O. 
S.  129  ff. 

2)  Siehe  die  Beispiele  im  Staatsrecht  I,  S.  117,  Anm.  1:  u.  a.  Aus- 
antwortung  der  preußischen  Marine  an  das  Reich  ohne  Entschädigung. 
Labands  Definition,  soweit  sie  hier  in  Betracht  kommt,  lautet:  „Daß  kein 
Staat  wider  seinen  Willen  schlechter  gestellt  oder  mehr  belastet  werden 
darf,  als  sich  aus  der  gleichmäßigen  Anwendung  der  für  alle  Staaten  gel- 
tenden Regeln  ergibt." 

Vgl.  hiezu  den  für  das  bürgerliche  Vereinsrecht  aufgestellten  Satz, 
daß  eine  Majorisierung  zum  Nachteile  einzelner  Mitglieder  unzulässig  sei 
(z.  B.  Enneccerus  im  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts  I,  15.— 17.  Aufl., 
1921,  S.  261,  ferner  Pr.  Allg.  Landrecht  II,  6,  §  69).  Auch  Gruppen  ein- 
zelner Mitglieder  werden  hienach  nicht  durch  Sonderbenachteiligung  ge- 
schädigt werden  dürfen  (Planck,  4.  Aufl.,  S.  93),  w^omit  sich  dann  weiter- 
hin die  Unzulässigkeit  von  Sondervorteilen  einzelner  Mitglieder  oder  Mit- 
gliedergruppeu  im  Wege  der  Majorisierung  ergibt. 
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Feststellung  an,  daß  die  ganze  Frage  n  u  r  i  m  Wege  der  Ver- 
ständigung, nicht  der  Majorisierung  lösbar  sei.  Das 
Recht  zu  solchem  Verlangen  konnte  nur  das  Recht  auf 
bundesfreundliche  Behandlung!)  sein,  das  hier  in  einem 
einzelnen  Fall  als  Vetorecht,  außerhalb  der  in  Art.  78  Abs.  2  a.  R.V. 
genannten  Sonderrechte,  geltend  gemacht  wird.  Wo  bleibt  aber 
hier  das,  nach  unserer  Meinung  ja  im  Zweifel  auch  materiell  stärkere 
Recht  der  Wahrung  der  Reichsinteressen,  das  im  materiellen  bundes- 
staatlichen Gedanken  mitenthalten  sein  soll?  Die  Antwort  ist  dahin 
zu  geben,  daß  es  eben  Fälle  gibt,  in  welchen  der  reichs  staatliche 
Gedanke  als  materieller  im  bündischen  Gedanken  aufgeht,  sich  mit 
ihm  deckt.  Das  Interesse  des  Reiches,  das  Recht  auf  bundesfreund- 
liche Behandlung  hier  nicht  anzutasten,  war  stärker  als  die  Rück- 
sicht auf  die,  von  Württemberg  überdies  nachdrücklich  bestrittene 
überwiegende  Zweckmäßigkeit  der  Aufteilung  der  Reichslande. 
Darüber  bestand  bei  der  Reichsleitung  kein  Zweifel,  denn  sonst 
hätte  sie  das  von  Württemberg  so  bestimmt  angekündigte  Veto 
niemals  gebilligt. 

Die  kritische  Stellungnahme  gegenüber  den  oben 
angeführten  Schriftstellern  ergibt  sich  nach  der  Tendenz  der  ge- 
troffenen kleinen  Auslese  von  selbst.  Es  scheint,  daß  nach  diesen 
Proben,  außer  von  SEIEND,  die  ausdrückliche  Frage  nach  einem  all- 
gemeinen bündischen  Rechtssatz  als  Komponente  eines  bundesstaat- 
lichen Rechtssatzes  von  den  Schriftstellern  nicht  gestellt  werden 
wollte,  welche  die  Theorie  von  den  bündischen  Rechtsgrundlagen 
der  Verfassung  abgelehnt  haben.  Im  sachlichen  Ergebnis  werden 
vielleicht  auch  Laband,  so  wenig  dieses  Ergebnis  in  sein  formales 
Rechtssystem  liineinpaßt,  und  Triepel  für  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung in  Anspruch  genommen  werden  dürfen,  nämlich  dahin,  daß 
das  behauptete  Einfliißrecht  einen  b  ü  n  d  i  s  c  h  e  n  allgemeinen  V  e  r- 
f  a  s  s  u  n  g  s  satz  bedeutet. 

Die  ausführliche  Polemik  von  AnschÜTZ^)  gegen  Smend  gibt 
Anlaß,  unsere  Darlegung  da  nachzuprüfen,  wo  sich  die  Stellung 
gegenüber  AnschÜTZ  nicht  schon  aus  dem  bisher  Gesagten  zweifels- 
frei  ergibt.     Sieht    man    davon  ab,  daß  Smend  von  AnsCHÜTZ,  wie 

»)  Hier  ist  der  einzige  Punkt,  in  welchem  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung das  Ergebnis  von  Labands  Darlegungen  zu  Art.  78  Abs.  2  a.  R.V. 
(siehe  namentlich  die  Schlußbetrachtung  a.  a.  0.  S.  1523)  in  der  Form, 
nicht  der  Sache  nach  zu  ergänzen  sucht.  Auch  an  dieser  Stelle  sei  noch- 
mals betont,  daß  auch  die  Garantie  des  Art.  78  Abs.  2  selbst  wertlos  wer- 
den konnte,  wenn  sie  nicht  in  bundesfreundlichem  Sinn  gehandhabt  wurde. 

»)  Meyee-Anschütz,  S.  695—698. 
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wir  glauben,  nicht  zutreffend*),  allzusehr  in  eine  Linie  mit  Seydel 
und  Jagemann  gestellt  wird,  so  gehen  die  Bedenken  AnsciiÜTZs 
u.  a.  dahin, 

es  werde  Gewohnheitsrecht  ohne  genügenden  Nachweis  behauptet, 
insbesondere  sei  zu  fragen,  ob  der  Reichstag  jene  Anschauung  teile, 
ferner 

es  Aväre  zu  untersuchen  gewesen,  ob  die  Regierungsansicht  über 
die  vertragsmäßigen  Rechtsgrundlagen  eine  Rechtsüberzeugung  dar- 
stelle. Die  Bedeutung  der  vertragsmäßigen  Grundlagen  liege  viel- 
mehr auf  politischem  Gebiet  und  die  „Bundestreue"  sei  ein 
ethisches  Gebot.     Dagegen  ist  folgendes  zu  sagen. 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  ist  das  materielle  bundes- 
staatliche Einflußrecht  und  sein  bündischer  Faktor  eine  Kon- 
sequenz-) aus  der  bundesstaatlichen  Struktur  und  Organisation 
des  Reiches.  Die  einzelnen  Anwendungsfälle  der  Praxis,  die  be- 
kannten bündischen  Formen  der  Verfassung  und  gewisse  Einzel- 
bestimmungen des  geschriebenen  Verfassungsrechts  bestätigen  ledig- 
lich diese  Konsequenz.  Das  Gewohnheitsrecht  manifestiert  sich  hier 
in  der  Gewohnheit,  diese  Konsequenz  zu  ziehen.  Für  eine  solche 
Uebung  kamen  früher  als  berufene  Hüter  des  bündischen  Gedankens 
die  „verbündeten  Regierungen"  in  Betracht,  bei  welchen  zugleich 
der  Schwerpunkt  des  Verfassungsrechtslebens  des  Reiches  lag,  und 
nicht  der  Reichstag.  Daß  übrigens  auch  das  Parlament  sich  auf  die 
Gedankengänge  der  vertragsmäßigen  Grundlagen  einzulassen  vermag, 
hat  sogar  der  Reichstag  von  1920  bewiesen,  indem  er  das  Reichs- 
wehrgesetz guthieß,  obwohl  dasselbe  bei  der  Ausführung  des  lands- 
mannschaftlichen Prinzips  in  bündischer  Tendenz  über  die  Verfassung 
selbst  noch  hinausgeht. 

Zum  zweiten  Punkt,  in  dem  wohl  der  Kern  der  Ausführungen 
von  AnschÜTZ  erblickt  werden  darf,  ist  vorweg  zu  bemerken,  daß 
sich  darüber,  wann  das  Vorliegen  einer  Rechtsüberzeugung  an- 
zunehmen ist,  wohl  meistens  streiten  lassen  wird,  wenn  ungeschriebenes 
oder,  wie  hier,  nicht  vollständig  geschriebenes  Recht  in  Frage  steht. 
Aber  gerade  die  häufigen  Erklärungen^)  der  Reichsleitung  und  einzel- 

*)  Smend  lehnt  Seydels  Theorie  ausdrücklich  ab  und  folgt,  wenn  ich 
ihn  richtig  verstehe,  Triepel  mit  der  Maßgabe,  daß  er  seinen  Satz,  ohne 
die  Bundesverträge  als  Rechtsquelle  anzusehen,  als  einen  selbstän- 
digen Rechts  satz  hinstellt,  dessen  Vorhandensein  u.  a.  aus  der  nach- 
wirkenden Vorstellung  der  Praxis  über  eine  Weitergeltung  des  Vertrags, 
d.  h.  der  zusammengefaßten  Verträge  zu  erklären  sei. 

")  Hierüber  bei  anderem  Anlaß  z.  B.  Triepel,  Die  Kompetenzen  des 
Bundesstaats  und  die  geschriebene  Verfassung  S.  287. 

=*)  Vgl.  die  bekannte  Aeußerung  der  preußischen  Regierung  im  Bun- 
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staatlicher  Regierungen  unter  der  früheren  Verfassung  im  Sinne  der 
verfassungsmäßigen  Rechtsgrundlagen  bieten  doch  einen  wesentlichen 
Anhaltspunkt  für  das  Vorhandensein  einer  solchen  Ueberzeugung, 
woraus  a  maiori  ad  minus  zugunsten  unseres  bündischen  Verfassungs- 
rechtssatzes geschlossen  werden  kann.  Anschütz  verweist  weiterhin 
die  Frage  auf  das  politische  Gebiet  und  spricht  schließlich  von  einem 
ethischen  Gebot  der  Bundestreue.  Indessen  schließen  diese  Gesichts- 
punkte die  Annahme  einer  zugleich  rechtlichen  Bindung 
keineswegs  aus.  Es  ist  ganz  zutreffend  und  kann  für  das  zuletzt 
erwähnte  Beispiel  ausdrücklich  bestätigt  werden,  daß  ein  Einzelstaat 
seine  etwa  befürchtete  Majorisierung  entgegen  dem  bündischen  Grund- 
satz als  einen  Akt  empfinden  kann,  der  gegebenenfalls  auch  das 
Gefühl  für  Anstand  und  Sitte  verletzen  würde.  Zu  bestreiten  ist 
nur,  daß  es  sich  bei  unserer  Frage  um  eine  rein  politische  oder 
rein  ethische  handelt.  Was  die  politischen  Gesichtspunkte  be- 
trifft, so  ist  gerade  das  materielle  Verfassungsrecht  von  ihnen  ganz 
durchsetzt.  Uebrigens  kann  der  politische  Ausgangspunkt,  seltener 
allerdings  der  ethische,  auch  zu  ganz  anderen  Ergebnissen  als  zur 
Beachtung  von  „Uebereinkünften"  ')  führen,  da  politisch  alles  möglich 
und  erlaul)t  sein  kann,  insbesondere  aber  auch  der  Bruch  von  jeder 
Art  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Rechts.  Die  Verweisung 
auf  das  bloß  politische  und  ethische  Gebiet  bietet  daher  jedenfalls 
kein  selbständiges  Gegenargument.  Sie  ist  vielmehr  nur  gerecht- 
fertigt, wenn  eben  der  Beweis  der  Rechtsüberzeugung  als  nicht  ge- 
führt angesehen  wird. 

V. 

Was  den  bündischen  und  bundesstaatlichen  Charakter  unseres 
allgemeinen  Einflußrechtssatzes  unter  dem  neuen  Verfassungs- 
zustand angeht,  so  darf  auf  die  bisherigen  Ausführungen,  insbesondere 
auch  zur  Frage  der  Kontinuität  des  bündischen  Gedankens,  verwiesen 
werden.  Lediglich  die  Bedeutung  des  Uebergangs  der  Reichsgewalt 
von  der  Gesamtheit  der  verbündeten  Regierungen  auf  das  deutsche 
Volk  und  sein  Organ,  den  Reichstag,  erfordert  noch  eine  Bemerkung. 


desrat  vom  5.  April  1884  (abgedruckt  z.  B.  Annalen  1886  S.  350  ff.)  und  das 
Zitat  bei  von  Jagemann,  D.R.V.,  Heidelberg  1904,  S.  45,  weiter  die  be- 
kannte Aeußerung  Bismarcks  im  Reichstag  vom  1.  Sept.  1879  über  die  „ver- 
fassungsmäßige Definition  des  Reiches"  in  der  Eingangsformel  der  Ver- 
fassungsurkunde. 

')  Siehe  Meyer- Anschütz  S.  698  oben.  Die  dort  zitierten  Stellen  bei 
Trierel,  Unitarismus  und  Föderalismus  S.  25  und  29  lassen  sich  m.  E. 
wohl  nicht  in  diesem  Sinn  verwerten.  S.  auch  die  folgenden  Ausführungen 
unten  S.  62  f. 
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Mit  der  herrschenden^)  Meinung  ist  davon  auszugehen,  daß  in 
der  Urkunde  von  Weimar  das  Reich  als  Bundesstaat  beibehalten 
worden  ist;  die  bekannten  Gründe  für  und  wider  können  an  dieser 
Stelle  wegbleiben.  Trotz  des  Uebergangs  zum  parlamentarischen 
System  in  seiner  radikalsten  Form,  trotz  der  Aenderung  in  der 
obersten  Organschaft  des  Reiches  wirkte  der  bündische  Gedanke  auch 
nach  der  Einführung  der  neuen  Verfassung  mit  solcher  Kraft  fort, 
daß  ein  sozialistischer  Minister  eines  Mittelstaats  ^)  den  Reichs- 
präsidenten mit  dem  Satze  begrüßen  konnte: 

„Deutschland  ist  während  des  ganzen  Laufs  seiner  Geschichte 
ein  Bund  von  Staaten,  niemals  ein  zentralisierter  Einheitsstaat 
gewesen." 

Diese  Aeußerung  entsprach  in  ihrer  Klangfarbe  durchaus  der 
These  des  Antrags,  den  Bayern,  Württemberg  und  Baden  zu  der 
Aussprache  vom  25,  Januar  1919  bei  den  Verfassungsverhandlungen 
vorgelegt  hatten : 

„  Die  vereinigten  Republiken  Deutschlands  bilden  auch  ferner- 
hin einen  Bund." 

Allein,  damit  kommt  man  der  Frage,  wer  nun  heute  als  Träger 
eines  —  quasi  —  Vertragsverhältnisses  im  Sinne  des  bündischen 
materiellen  Rechtsgedankens  zu  gelten  hat,  nicht  näher.  Für  den 
früheren  Zustand  ist  die  Antwort  schon  gegeben  worden.  Dort 
waren  Beteiligte  die  Einzelstaaten,  unter  sich  durch  gegenseitige 
„  „Bundestreue"  "  verpflichtet,  und  weiter  ihre,  vom  Einzelstaat  Preußen 
geführte  Gesamtheit.  Freilich  hatte  man  schon  damals,  verhältnis- 
mäßig frühe,  Anlaß,  sich  die  Frage  vorzulegen,  ob  nicht  dieses 
„Vertragsverhältnis"  durch  die  Einführung  des  parlamentarischen 
Systems,  durch  Verlegung  des  Schwerpunkts  der  Reichsgewalt  nach 
der  Seite  des  Reichstags  hin,  gefährdet  werden  könnte.  So  findet 
sich  in  der  bekannten  Erklärung  Preußens,  in  der  Sitzung  des  Bundes- 
rats vom  5.  April  1884^)  der  Satz: 

„Der  Gedanke  an  die  Errichtung  eines  verantwortlichen  Reichs- 
ministeriums ...  ist  deshalb  im  Interesse  des  Reiches,  seiner  Ver- 


>)  Siehe  etwa  Anschütz,  Verfassung  des  Deutschen  Reichs,  S.  29  f. 
Registriert  sei  hier  die  interessante  Bemerkung  von  Pötzsch  RV.  S.  37: 
„Nach  außen  hin  hat  es  politische  Klugheit  vermieden,  diesen  Eindruck 
(des  Bundesstaats)  vorzeitig  zu  zerstören."  Dies  erinnert  an  die  Anwei- 
sung Bismarcks  über  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  vom  30.  Okt. 
1867  (s.  oben  S.  72,  Anm.  1). 

0  Minister  des  Innern,  Dr.  Lindemann,  als  Stellvertreter  des  würt- 
tembergischen Staatspräsidenten  zu  Stuttgart  am  28.  Aug.  1919  (offiziöser 
Pressebericht). 

8)  Vgl.  oben  S.  58  Anm.  1. 
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fassung  und  der  Sicherheit  seines  Fortbestandes  zu  bekämpfen, 
einmal,  weil  er  sich  nicht  verwirklichen  läßt,  ohne  die  vertrags- 
mäßigen Rechte  der  Reichsglieder  und  das  Vertrauen  auf  die 
Sicherheit  der  Bundesverträge  zu  schädigen  ..." 

Schädigen  konnte  eine  derartige  Neuerung  die  „vertragsmäßigen 
Rechte"  allerdings  deshalb  nicht,  weil  es  solche  Rechte  in  dem  ge- 
meinten Sinn  nicht  gab.  Schädigen  konnte  sie  aber  den  bündischen 
Rechtsgrundsatz  im  Verfassungsrecht.  Eine  gewisse  Abschwächung 
der  Durchführung  dieses  Grundsatzes  infolge  des  Parlamentarismus 
und  des  neuen  Verfassungssystems  ist  zu  bejahen,  keineswegs  aber 
seine  Beseitigung.  Es  wurde  oben  darzulegen  versucht,  daß  der 
bündische  Rechtsgedanke  als  organisatorischer,  wesentlich  beeinträch- 
tigt, fortlebt,  daß  er  dagegen  als  materieller,  bei  aller  verfassungs- 
rechtlichen Stärkung  der  Berücksichtigung  des  Reichsinteresses,  in 
der  Form  gewisser  Pflichten  des  Reiches  nunmehr  ausdrücklich 
statuiert  ist.  Das  Reich  ist  also  Träger  dieser  Pflichten,  die 
Einzelstaaten  sind  die  Berechtigten,  die  im  übrigen,  wie  vordem, 
auch  als  Republiken  mit  wechselndem  Parteiregiment,  einander  gegen- 
seitig im  Sinne  des  bundesstaatlichen  Rechtsgedankens  verpflichtet 
sind  ^).  Das  Reich,  die  Gesamtheit,  war  früher  Träger  derselben 
grundsätzlichen,  bündischen  Pflichten  wie  heute,  aber  der  Schwer- 
punkt der  Reichsgewalt  ist  in  den  Befugnissen  des  bündischen  und 
des  parlamentarischen  Organs  nun  vertauscht.  An  Stelle  der  früheren 
hegemonischen  Reichsleitung  wird  heute  der  Reichstag  und  sein 
Exekutivorgan,  die  Reichsregierung,  für  die  Befolgung  des  materiellen 
bundesstaatlichen  Rechtssatzes  von  den  Einzelstaaten  in  Anspruch 
genommen. 

Man  würde  den  Tatsachen  nicht  gerecht,  wenn  man  behaupten 
wollte,  Reichstag  und  Reichsregierung  hätten  diese  Lage,  die  durch 
die  Einrichtung  von  Vertretern  der  Reichsregierung  bei  gewissen 
Mittelstaaten  und  auch  von  Ländervertretern  beim  Reiche^)  äußerlich 
gekennzeichnet  ist,  bisher  grundsätzlich  verkannt.  Beispiele,  die 
hierher  gehören,  sind  im  Verlauf  unserer  Betrachtung  mehrfach  an- 
gedeutet worden;  ihre  nähere  Ausführung  ist  im  vorliegenden  Rahmen 
nicht  möglich.     Die,  zuweilen  auch  schon  früher  beobachteten,  Rei- 


')  In  diesem  Sinn,  und  nur  in  diesem,  ist  z.  B.  die  Aufrechterhal- 
tung zwischenstaatlicher  Gesandtschaften  innerhalb  des  Reiches  zu  ver- 
stehen und  aus  diesem  Grund  hat  man  gelegentlich  mit  Recht  gewisse 
Uebergriffe  von  Unterorgauen,  die  man  als  „Bespitzelungen"  der  einen  Re- 
gierung durch  die   andere  bezeichnet  hat,   für  illoyal  erklärt. 

*)  Vgl.  über  den  derzeitigen  Stand :  Handbuch  für  das  Deutsche  Reich 
1922,  S.  56. 
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bungeu  zwischen  unitarischen  und  bündischen  Strömungen,  ohne 
welche  kein  Bundesstaat  leben  kann,  mußten  sich  freilich  steigern. 
Um  so  mehr  gilt  es,  die  Rechtslage  zu  betonen.  Daß  die,  man 
könnte  sagen,  kontradiktorische  Geltendmachung  des  einzelstaatlichen 
Einflußrechts  gelegentlich  bis  zu  förmlichen,  stipulierten  Abkommen  ^) 
zwischen  Reichsregierung  und  Einzelstaaten  geführt  hat,  ist  eine  Er- 
scheinung, deren  Beurteilung  dann  ruhiger  geschehen  kann,  wenn 
die  Betrachtung  unter  dem  Gesichtspunkt  jenes  Rechtsgedankens  vor- 
genommen wird.  Inwieweit  dieser  Zustand,  der  mit  dem  Verfassungs- 
system nicht  in  Widerspruch  steht,  sich  nur  als  eine  „Uebergangs- 
zeit"^)  infolge  der  Wirkung  des  politischen  Beharrungsvermögens 
herausstellen  wird  und  wie  die  weitere  Entwicklung  sich  gestalten 
wird,  läßt  sich  heute  nicht  abschätzen.  Jedenfalls  wird  es,  solange 
ein  überwiegend  radikaler  Norden  einem  überwiegend  gemäßigten 
Süden  gegenübersteht,  ein  dringendes  Gebot  der  „politischen  Klug- 
heit" sein,  den  bestehenden  Rechtszustand  keiner  zu  harten  Be- 
lastungsprobe auszusetzen  ^). 

* 
VI. 

Materiellrechtliche  Verfassungssätze   sind   mit  tatsächlichen  und 
politischen   Elementen   durchtränkt,    und    ihr  Inhalt  kann  ohne  Ein- 


')  Z.  B.  in  der  S.  16  berührten  Angelegenheit. 

2)  Siehe  Pötzsch  a.  a.  O.  S.  40.  Vgl.  auch  die  Bemerkung  des  Vor- 
sitzenden des  Verfassungsausschusses  C.  Haussmann  in  „Die  Verfassung 
des  Deutschen  Reichs",  S.  XXII : 

„Es  wird  wesentlich  von  der  Güte  der  Reichsgesetzgebung  und  der 
Reichsverwaltung  abhängen  . .,  ob  eine  dauernde  Entwicklung  (durch  die 
Schöpfung  der  neuen  Verfassung)  vollzogen  oder  ein  „„System  von  Not- 
maßnahmen"" gezimmert  ist  in  einer  Zeit,  in  der  die  auf  Vereinheit- 
lichung des  Staatsapparats  gerichtete  Bewegung  zwangsläufig  ge- 
worden ist." 

Zu   dieser  Aeußerung   Haussmanns   mag  man   andererseits   die  Be- 
merkung von  Preuss  in  der  Denkschrift,  S.  11,  vergleichen,  wo  gesagt  ist : 
„Soll    sich    der    deutsche    Volksstaat    vollenden,    so    muß    ihm    „der 
preußische  Notbau"  weichen." 

^)  Die  politischen  Tages  Vorgänge  liefern  genug  der  Mahnungen.  So 
hielt  sich  bei  dem  Streik  von  Beamten  und  Angestellten  der  Reichseiseu- 
bahn  vom  Februar  1922  das  Personal  in  Württemberg  ebenso  wie  in  Bayern 
von  der  Bewegung  fern.  Das  Verkehrspersonal  der  Reichsverwaltung  in 
Württemberg  ersuchte  aber  am  6.  Februar  den  württ.  Staatspräsidenten, 
daß  er  in  Berlin  wie  bisher  darauf  dringen  möge,  daß  die  Staatsverträge 
über  den  Uebergang  der  Staatseisenbahnen  und  Posten  vom  Reich  loyal 
durchgeführt  werden  und  daß  insbesondere  auf  die  Eigenart  der  bisherigen 
württ.  Dienstorganisation  und  der  sonstigen  besonderen  württ.  Verhält- 
nisse die  nötige  Rücksicht  genommen  werde. 
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gehen  auf  diese  Elemente  nicht  erklärt  werden  ^).  So  ist,  wenn  die 
Verfassung  die  Rücksicht  auf  besondere  Interessen  oder  Bedürfnisse 
der  Länder  vorschreibt  oder  wenn  das  Reich  durch  Reichsgesetz  ver- 
pflichtet wird,  auf  „politische  Interessen  des  Landes  bedacht  zu  sein", 
zu  fragen :  Was  sind  besondere  Landesinteressen,  was  sind  politische 
Interessen  des  Landes? 

Dieser  Hinweis  ist  vorauszuschicken,  Avenn  wir  uns  nunmehr 
der  Frage  nach  dem  Maßstab,  der  für  den  Umfang  des  berech- 
tigten, vom  Reichs  Staats  gedanken  gleichmäßig  gekürzten  Einfluß- 
anspruchs der  Einzelstaaten  gelten  soll,  zuwenden.  Für  die  Aus- 
legung des  Begriff's  der  „Verhältnismäßigkeit"  bundes- 
staatlichen Einflußrechts  kommen  in  Betracht  nicht  nur  die  formalen 
Normen,  die  in  diesem  Zusammenhange  nur  eine  unvollkommene 
organisatorische  Anwendung  des  allgemeinen  Verfassungsrechtssatzes 
bedeuten.  Vielmehr  sind  hier  zugleich  mit  materiellem  Ver- 
fassungsrecht auch  tatsächliche  und  politische  Gesichtspunkte  zu  be- 
rücksichtigen sowie  deren  traditionelle  and  konventionelle  Einschätzung, 
analog  etwa  der  Auslegung  der  zivilrechtlichen  Sätze  über  die  Be- 
rücksichtigung von  „Treu  und  Glaul)en  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
kehrsitte" oder  etwa  der  in  der  Zivilprozeßordnung  anzutreffenden 
Regel  von  der  Schadensbemessung  „unter  Würdigung  aller  Umstände." 
Die  politischen  Faktoren  und  die  meisten  der  tatsächlichen  Unter- 
lagen entziehen  sich  zuverlässiger  Einschätzung.  Ihre  Wandelbarkeit, 
ebenso  die  Schwierigkeit,  aus  früheren  Vorgängen  alle  die  zufälligen 
Momente  der  taktischen  Lage  des  Einzelfalles  auszuscheiden,  lassen 
es  nicht  zu,  die  Aufstellung  eines  auch  noch  so  weit  umrissenen 
Maßstabes  zu  versuchen  -).  Das  Stimmgewicht,  hier  nach  seiner  ma- 
teriellen Seite  betrachtet,  ferner  gewisse  Andeutungen  und  Hinweise 
des  geschriebenen  Verfassungsrechts  und  sonstiger  Reichsgesetze  und 
endlich  die  dem  bundesstaatlichen  Rechtsgedanken  entsprechende 
Uebung  der  gegenseitigen  Verständigung  zeigen  wohl  Wege  und  Aus- 
wege, aber  sie  erschöpfen  oder  sie  geben  den  Maßstab  selbst  nicht. 


')  Siehe  die  gelegentliche  Bemerkung  Nawiaskys  im  „Bundesstaat 
als  Rechtsbegriff'*  S.  5  oben. 

2)  Vgl.  Smend  a.  a.  O.  S.  265:  Das  „Maß"  —  der  Pflicht  des  Reiches 
zur  Information  der  Einzelstaaten  oder  zur  Verständigung  mit  ihnen  — 
lasse  „sich  nicht  unmittelbar  durch  einen  noch  so  dehnbaren  Satz  fest- 
legen". Siehe  dort  auch  über  den  Grundsatz  der  Verhältnismäßigkeit  für 
die  Beteiligung  der  Einzelstaaten  an  der  Besetzung  der  Reichsbehörden" : 
„formuliert  wäre  er  unerträglich".  Endlich  sei  auf  S.  252  verwiesen,  wo 
von  dem  „materiellen  Rechtssatz"  die  Rede  ist,  der  den  Einzelstaaten  An- 
spruch auf  verhältnismäßige  Beteiligung  an  diesem  Teil  des  Reichsdienstes 
[am  Reichsgericht]  gibt. 
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Bleibt  also  das  Problem,  so  gefaßt,  unlösbar,  so  sollen  im  fol- 
genden doch  einige  grundsätzlichen  Punkte  berührt  werden,  die  den 
theoretischen  Ueberblick  erleichtern  können. 

Geht  man  von  dem  LABANDschen  „  Prinzip  der  Gleichberechtigung" 
aus,   so  läßt  sich  dieses,    genau  besehen,  in  zwei  Momente  auflösen. 

Das  eine  dieser  Momente  liegt  in  der  Anerkennung  des  Ge- 
dankens durch  das  Verfassungsrecht,  daß  jeder  Einzelstaat  Staat 
ist.  Es  hängt  zusammen  mit  der  Lehre  von  dem  gleichen  Rechte 
der  Einzelstaaten  auf  Existenz  ^),  wie  es  etwa  in  Art.  8,  Satz  2  der 
n.  R.V.*)  hervortritt,  und  ihm  entspricht  der  Grundsatz  der  alten 
wie  der  neuen  Verfassung,  jedem  Einzelstaat  mindestens  eine  Stimme 
im  bündischen  Vertretungsorgan  zu  geben  ^). 

Das  andere  Moment,  das  man  im  Gegensatz  zu  dem  ersten, 
wesentlich  juristischen,  etwa  als  das  tatsächliche,  als  die  P  r  o- 
p  0  r  t  i  o  n  der  verschiedenentatsächlichenVerhält- 
n  i  s  s  e  *),  bezeichnen  mag,  deckt  sich,  wenigstens  ungefähr,  mit  der 
Summe  der  Gesichtspunkte,  die  Kjellen  im  „Staat  als  Lebensform"^) 
als  die  „soziale  und  wirtschaftliche^)  Kraft"  des  Staates  zusammen- 
gefaßt hat.  Es  sind  die  Machtverhältnisse  oder,  nach  dem  oft  als 
Sammelwort  gemeinten  Ausdruck,  die  einzelstaatlichen  „Größen"- 
verhältnisse  im  weitesten  Sinn,  die  für  jenes  Moment  —  und  zugleich 
für   die,   später  zu   betrachtende,  politische  Kraft  und  Richtung  des 


1)  Laband,  Staatsrecht  I,  S.  116  und  S.  129. 

-)  „Nimmt  das  Reich  Abgaben  oder  sonstige  Einnahmen  in  Anspruch, 
die  bisher  den  Ländern  zustanden,  so  hat  es  auf  die  Erhaltung  der  Lebens- 
fähigkeit der  Länder  Rücksicht  zu  nehmen".  Diese  Bestimmung  ist  auf 
zunächst  süddeutsche  gemeinsame  Vorstellung  (Zusammenkunft  von  Re- 
gierungsvertretern in  Stuttgart  am  30.  März  1919)  als  Amendement  des 
Art.  7  des  ,  Entwurfs  einer  Verfassung  des  Deutschen  Reiches"  (vgl.  oben 
S.  43  Anm.  2)  in  die  Verfassung  gekommen. 

^)  Dieses  Prinzip  war  in  den  Verhandlungen  über  die  neue  Reichs- 
verfassung nicht  unbestritten.  In  der  Sitzung  des  sogen,  engeren  Aus- 
schusses vom  31.  Januar  1919  lag  ein  vereinigter  Antrag  Freund-Lieschinq 
vor,  worin  es  u.  a.  hieß: 

„Nach  Ablauf  der  Uebergangszeit  müssen  diejenigen  Freistaaten, 
welche  dann  noch  mit  weniger  als  1  Million  Einwohnern  bestehen,  mit 
andern  Freistaaten  einen  gemeinsamen  Stimmverband  bilden,  so  daß 
durchgehend  auf  1  Million  Einwohner  im  Reiche  im  Reichsrat  1  Ver- 
treter entfällt"  .  .  .  .  S.  ferner  die  Angaben  bei  Preuss,  Art.  18  d.  R.V. 
S.  13,  20. 

*)  Vgl. :  „Abwägung  der  verschiedenen  Verhältnisse" 
in  dem  oben  S.  51  f.  zitierten  Gesetz. 

^)  In  deutscher  Uebersetzung  erschienen  Leipzig  1917. 
^)  Siehe  z.B.  die  Angaben  bei  Zahn,  Bayern  und  die  Reichseinheit, 
München  1919,  S.  G6. 
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Einflusses  selbst  —  maßgebend  sind.  Laband  scheint  Unterlagen 
dieses  Faktors  mit  ein  zubegreifen,  wenn  er  sieb  für  die  „Gleich- 
berechtigung" 0  auf  den  Verteilungsmaßstab  der  Matrikularbeiträge 
nach  den  Bevölkerungszahlen  (Art.  70  der  a.  R.V.),  ferner  auf  die 
Bestimmung  des  Art.  58  ebenda  beruft  2). 

Jener  Faktor  der  „Größe"  ist  nun  in  stetigem  Wandel  be- 
griffen, mögen  auch  einige  seiner  Unterlagen,  wie  Größe  und  geo- 
graphische Lage  3)  des  Gebiets  in  der  Regel  beständig  sein.  Sind 
diese  letzteren  Punkte,  ebenso  wie  die  Bevölkerungszahl,  feste  oder 
doch  zuverlässig  feststellbare,  so  gilt  dies  von  ihrer  Bewertung 
und  ebenso  von  der  Mehrzahl  der  Unterlagen  überhaupt  nicht. 
Für  die  Einschätzung  der  Wirtschaftsverhältnisse*)  und  der  sozio- 
logischen Unterlagen  gibt  die  Statistik  wohl  manchen  Anhalts- 
punkt.    Sie  bleiben  aber  doch  weithin  unwägbar,    zumal  da  die  po- 

*)  Ueber  Labands  ,, Gleichberechtigung"  vgl.  insbesondere  die  Aus- 
führungen bei  Jacobi,  ,,Der  Rechtsbestand  der  deutschen  Bundesstaaten", 
Leipzig  1917,  S.  '27  flf.,  z.  B.  S.  28 : 

„Im  Grunde  ist  das  .  .  keine  Gleichberechtigung  mehr,  sondern  eine 
verhältnismäßige  Berechtigung,  jeweils  der  Bedeutung  des  betreffenden 
Bundesstaates  entsprechend"  und,  S.  29,  über  den  Unterschied  zwischen 
den  Gebieten  absoluter  und  abgestufter  Gleichberechtigung. 
2)  Staatsrecht  I  S.  117. 

Art.  58  der  a.  R.V.,  über  die  Verteilung  der  Kosten  und  Lasten  des 
Kriegswesens,  kennt  einen  allgemeinen  Verteilungsmaßstab  „nach  den 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  im  Wege  der  Gesetzgebung". 
An  der  „Gerechtigkeit"  in  diesem  Sinne  zeigt  sich  deutlich  der  Zusammen- 
hang dieses  Begrifls  mit  der  Gemeinschaftsidee.  (Siehe  etwa 
M.  RüMELiN,  Gerechtigkeit,  Tübingen  1920,  S.  23  und  Stammler,  Lehrbuch 
der  Rechtsphilosophie  1922,  S.  199  f.).  Siehe  auch  das  Zitat  oben  S.  48 
„gerechter  Ausgleic h". 

•')  Siehe  die  Bemerkung  bei  R.  Schmidt,  Grundlinien  des  deutschen 
Staatswesens,  Leipzig  1919,  S.  82 :  „Das  Gewicht  der  größeren  Staaten,  vor 
allem  das  Bayerns,  war  gestiegen,  denn  Bayern  steht  Preußen  am  weitesten 
räumlich  entrückt,  als  der  größte  Staat  unabhängig  gegenüber  und  so  hat 
es  einen  viel  größeren  Einfluß  besessen,  als  es  seine  6  Stimmen  gegenüber 
den  17  preußischen  Stimmen  zum  Ausdruck  brachten". 

Hier  mag  auch  erwähnt  sein  die  Zuziehung  Württembergs  zu  den  im 
Jahr  1918  mit  Oesterreich-Ungam  gepflogenen  Wirtschaftsverhandlungen. 
Nach  dem  Wortlaut  des  Art.  40  der  a.  R.V.  vgl.  m.  Ziflf.  8  des  Schluß- 
protokolls z.  Zollvereinigungsvertrag  vom  8.  Juli  1867  („angrenzende  Ver- 
einsstaaten") war  das  formale  Teilnahmerecht  Württembergs  nicht  un- 
bestritten. Die  bejahende  Entscheidung  wurde  in  „bundesfreundlichem" 
Sinne  getroffen,  vgl.  dazu  jetzt  Art.  78  Abs.  4  der  n.  R.V. 

*)  Es  sei  erinnert  an  die  Verhandlungen  im  Bundesrat  bzw.  Reichsrat 
über  wirtschaftliche  Maßnahmen,  über  Zuschüsse  für  die  von  bestimmten 
Einzelstaaten   vertretenen  Kanalprojekte,  über  Zuschüsse  zu  Messen  usw. 

Bi  If  inger,  Einfluß.  O 
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litischen^)  Imponderabilien  hinzutreten,  die  in  der  Praxis  so  schwer 
wiegen,  wie  beispielsweise  die  Rücksicht  auf  die  sogenannte  „kulturelle 
Eigenart"  der  Einzelstaaten,  auf  die  historisch-politische  Geltung  des 
zweitgrößten  Einzelstaats,  auf  das  politische  Gewicht  der  katholischen 
Kirche,  wenn  der  Einzelstaat  überwiegend  katholisch  ist,  usw. :  Fak- 
toren, die  sich  oft  genug  schwerer  wiegend  als  die  objektiveren  Ge- 
sichtspunkte der  Wirtschaftsverhältnisse  erwiesen  haben.  Gegenüber 
solchen  Schwierigkeiten  behelfen  sich  die  Verfassungsurkunden  und 
die  ihnen  gemäß  erlassenen  Gesetze  teils  mit  allgemeinen,  elastischen 
Wendungen,  dem  Wesen  nach  häufig  administrativen  Weisungen  der 
wiederholt  erwähnten  Art,  teils  greifen  sie  eine  der  Unterlagen,  wie 
die  Bevölkerungszahl^  ,  als  besonders  wichtig  und  zugleich  leicht 
bestimmbar  heraus. 

Spuren  des  Grundsatzes  der  Berücksichtigung  verhältnismäßiger 
„Größe"  —  neben  der  Rücksicht  auf  die  Existenz  des  Einzelstaats  — 
zeigen  sich  auch  bei  der  Abstufung  des  formalen  Stimmengewichts 
im  bündischen  Vertretungsorgan.  Zwar  ist  der  Grundsatz  bei  der 
Organisation  des  Bundesrats  modifiziert  und  verdunkelt  durch  poli- 
tische Erwägungen,  aus  welchen  heraus  die  Form  der  Anlehnung  an 
die  Stimmenzahl  im  Plenum  des  Bundestags^)  gewählt  und  festgelegt 
wurde*).  Um  so  deutlicher  ist  er  in  der  Abstufung  der  Reichsrats- 
stimmen nach  der  jeweiligen  Bevölkerungszahl  in  Art.  61  der  n.  R.V. 
ausgedrückt.  Bietet  so  das  formale  Stimmengewicht  immerhin  eine 
gewisse  Garantie  für  die  Zuteilung  auch  des  verhältnismäßigen  Ein- 
flusses, so  findet  sich  die  notwendige  Ergänzung  jenes  immerhin 
rohen    Maßstabes    in    der    tatsächlichen    Funktion    des    Vertretungs- 


>)  Das  vieldeutige  Adjektivum  „politisch"  (s.  darüber  Jellinek,  Allg. 
Staatslehre  S.  15  Anm.  1)  erhält  seine  jeweilige  Bedeutung  häufig  durch 
die  Beziehung  zu  einem  Gegensatz.  So  sind  in  der  oben  S.  52  erwähnten 
Gesetzesbestimmung  die  politischen,  d.  h.  s  t  a  a  1 1  i  c  h  -  politischen  Inter- 
essen des  Landes,  die  Bedürfnisse  aus  den  Zusammenhängen  seiner  G  e- 
bietsteile  und  Verwaltungsbezirke  (bayerische  Pfalz!)  den  verkehrs-  und 
volks  wirtschaftlichen  Interessen  gegenübergestellt. 

=)  Mit  diesem  Maßstab  der  Matrikularbeiträge  und  demselben  Maß- 
stab der  Franckensteinschen  Klausel  (s.  darüber  Hensel,  Der  Finanzaus- 
gleich im  Bundesstaat,  Berlin  1922,  S.  130  ff.)  vergleiche  man  nunmehr  den 
Maßstab  des  Landessteuergesetzes,  z.  B.  §  18: 

„Der  Anspruch  der  Länder  auf  den  Steueranteil  bemißt  sich  nach  dem 
örtlichen  Aufkommen  ....'• 

■')  In  Art.  VI  der  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815  ist  als  „verabredeter" 
Maßstab  für  die  Plenarstimmen  ausdrücklich  „die  Verschiedenheit  der 
Größe  der  einzelnen  Bundesstaaten"  erwähnt. 

■*)  Siehe  die  Fassung  von  Art.  6  der  a.  R.V.  und  insbesondere  dessen 
Formulierung  in  der  Verfassungsurkunde  des  Norddeutschen  Bundes. 
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Organs  und  seiner  Zusammenarbeit  mit  der  Reichsleitung.  Hier 
müssen,  wie  schon  erwähnt,  die  materiellen  Einflußrechtssätze  der 
Verfassung  einen  Anhaltspunkt  und  schließlich  die  bundesfreundliche 
Verständigung  unter  Abwägung  und  Ausgleich  der  gegenseitigen 
Interessen  einen  Ausweg  bieten.  Erst  wenn  solche  Lösung,  deren 
Auffindung  die  Vorberatungen  der  Regierungen  mit  und  ohne 
Zuziehung  der  Reichsleitung  und  namentlich  die  Arbeit  der  Aus- 
schüsse^) dienen,  nicht  zustande  kommt,  dann  erst  entscheiden 
als  ultima  ratio  die  Stimmen  des  Plenums,  hier  dann  nicht  im  Sinne 
einer  „Ratifikation"  oder  „Abstempelung"  2),  sondern  einer  formellen 
und  materiellen  Abstimmung  für  und  wider;  dabei  sind  bundes- 
freundliche Teil-  und  Gruppenverständigungen  meist  die  Unterlagen 
der  in  der  Endabstimmung  hervortretenden  Fronten.  Die  auch  heute 
noch  überwiegende  Regel  ist  die  Einstimmigkeit  der  Beschlußfassung ; 
es  ergibt  sich  daraus,  daß  die  Einflußansprüche  zumeist  ausgeglichen 
werden,  im  Sinne  unseres  Rechtsgedankens,  bevor  das  formale  Stimm- 
rectii  zum  Zuge  kommt  ^). 

Die  Frage  der  I  n  t  e  r  e  s  s  e  n  a  b  w  ä  g  u  n  g  *)  führt  endlich  auf 
ein  drittes  Verhältnismoment,  das  sowohl  mit  dem  ersten  wie  mit 
dem  zweiten  zusammenhängt  und  etwa  als  das  subjektiv-indi- 
viduelle bezeichnet  werden  kann.  Es  handelt  sich  um  das 
Recht  des  nächstbeteiligten  Einzelstaats  auf 
Wahrung  seiner  besonderen  Interessen.  Die  An- 
erkennung der  besonderen  Landesinteressen  entspricht  dem  Gedanken 
des  allgemeinen  bundesstaatlichen  Einflußrechtes.  Die  Rück- 
sicht auf  solche  Interessen  ist  daher  auch  da 
—  immer  unbeschadet  des  stärkeren  Reichs  s  t  a  a  t  s  gedankens  — 
geboten,  wo  sie  von  der  Verfassung  nicht  aus- 
drücklich vorgeschrieben  wird.  Die  Praxis  im  bün- 
dischen Vertretungsorgan  hat  diesen  Grundsatz  als  gegenseitig  be- 
folgtes Prinzip  zur  Genüge  bestätigt  in  den  Fällen,  die  ein  Ent- 
gegenkommen ohne  Verletzung  der  stärkeren  eigenen  Interessen  ge- 

1)  Hierüber  besonders  anschaulich  Frhr.  v.  Mittnacht,  Erinnerungen 
an  Bismarck,  neue  Folge,  4.  Aufl.  1905,  S.  69  f.  Zu  beachten  ist  nament- 
lich der  Hinweis  auf  die  Stimmenzahl  in  den  Ausschüssen  (je  1  Stimme), 
welche  als  eine  gewisse  Korrektur  der  Stimmverteilung  im  Plenum  wirken 
kann. 

2)  Laband,  D.J.Z.  1911,  S.  4  und  das  S.  5  daselbst  erwähnte  ßeispieh 
^)  Wegen   einzelner  Beispiele   sei   hier   allgemein   auf   das  schon  an- 
geführte Werk  von  Poschinger  verwiesen.    Die  spätere  Praxis,  auch  die 
des  Reichsrats  hat  sich  insoweit  nicht  wesentlich  geändert. 

*)  Vgl.  hier  und  zum  Folgenden  u.  a.  M.  Rümelin,  Billigkeit  im  Recht 
S.  39,  43  und  insbesondere  63. 

5* 
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stattet  haben.  Da  aber,  wo  der  zunächst  allein  entscheidenden 
Reichsregierung  ein  gänzlich  freier  oder  ein  nur  durch  jene  all- 
gemeinen Richtlinien  beschränkter  Spielraum  gelassen  ist,  ist  es  zu- 
vörderst ihre  „bundesfreundliche"  Pflicht,  die  besonders  beteiligten 
einzelstaatlichen  Regierungen  so  rechtzeitig  und  vollständig  zu 
unterrichten,  daß  sie  ihre  Interessen  wahren  können  ^).  Dem  Einzel- 
staat seinerseits  ist  es  in  solchen  Fällen  grundsätzlich  und  formal- 
rechtlich, wenn  auch  praktisch  nur  in  bescliränktem  Maße  möglich, 
die  Wahrung  seines  Einflußrechts  durch  Anrufung  des  Bundesrats 
beziehungsweise  des  Reichsrats  und  durch  Vortrag  im  Reichstag  weiter 
zu  verfolgen. 

Ist  so  der  Maßstab  selbst  und  damit  auch  die  Grenze  für  das 
einzelstaatliche  allgemeine  Einflußrecht  im  Rahmen  des  bundesstaat- 
lichen Rechtsgedankens  unsicher,  so  teilt  unser  Rechtssatz  diese  Un- 
Yollkommenheit  mit  allen  Regeln,  deren  Inhalt  auf  Begrifi'e  wie  die 
„  Verkehrsitte ",  „Würdigung  aller  Umstände"  oder,  im  neuen  Reichs- 
staatsrecht, „Abwägung  der  verschiedenen  Verhältnisse"  oder  „oe- 
sondere  Landesinteressen",  abstellt. 

VII. 

Die  praktische  Durchführung  des  Prinzips  der  verhältnismäßigen 
Einflußberechtigung  enthält  in  der  Schwierigkeit  des  Ausgleichs  der 
dabei  entstehenden  Interessenkonflikte  als  Schattenseite  die  Gefahr, 
daß  die  Einigkeit  der  Einzelstaaten  unter  sich  und  der  Reichsleitung 
gegenüber  in  Frage  gestellt  werden  kann.  Wenn  schon  mit  der 
Gefahr  der  Uneinigkeit  auch  und  vielleicht  in  noch"  höherem  Grade 
bei  rein  unitarischer  Organisation  des  Reiches  zu  rechnen  wäre, 
und  wenn  schon  diese  Gefahr  andererseits  gerade  durch  das  vom 
bundesstaatlichen  Rechtsgedanken  nahegelegte  Mittel  loyaler  Ver- 
ständigung gemildert  wird,  so  besteht  sie  doch,  namentlich  als 
Möglichkeit  von  Hemmungen,  wenn  rasches,  einheitliches  Handeln 
des  Reiches  geboten  ist.  Hier  half  unter  dem  alten  Verfassungs- 
zustand das  hegemoniale  Einflußrecht  Preußens,  welches  als  „ver- 
hältnismäßiges" eben  überwog  und  dazu  noch  organisatorisch  durch 
die  präsidialen  Vorrechte  verstärkt  war.  Preußen  beherrschte  so 
die  übrigen  Einzelstaaten  in  ihrer,  der  hündischen  Sphäre;  der 
preußisch- deutsche  Föderalismus    stand    in    der  Wirkung  einem   ge- 


^)  Vgl.  die  Beispiele  oben  S.  14  f.  und  ferner  etwa  die  positive  Vor- 
schrift im  Reichswehrgesetz  §  13,  Abs.  1,  Ziff.  2:  „Zu  diesem  Zwecke  sind 
—  den  Landeskommandanten  von  den  vorgesetzten  Dienststellen^  d.  h.  vom 
Reichswehrministerium  —  rechtzeitig  die  erforderlichen  Mitteilungen 
zu  machen". 
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mäßigten  preußischen  Unitarismus  nahe.  Daher  suchte  Bismarck 
durch  seine  tendenziöse  Betonung  des  bündischen  Rechtsgedankens, 
durch  eine  —  politisch  angesehen  —  Art  pseudoföderalistischer 
Taktik  die  Lage,  daß  Preußen  den  Einfluß  der  übrigen  Staaten  ver- 
teilte und  regelte,  zu  v  e  r  s  c  h  1  e  i  e  r  n.  Jene  politische,  tatsächliche 
Lage  bedeutete  aber  um  so  weniger  einen  Gegensatz  zum  bundes- 
staatlichen Rechtsgedanken,  als  gerade  in  diesem  ja  ein  überwiegendes 
Einflußrecht  des  größten  Einzelstaats,  des  rechtlich  und  tatsächlich 
bevorzugten  Hegemonialstaates,  begründet  war.  In  der  letzten 
Periode  seines  Lebens  hat  Bismarck,  als  er  die  Politik  der  Reichs- 
leitung bekämpfte,  besonders  durch  den  Appell  an  die  einzelstaatlichen 
Parlamente,  jenen  Gedanken  selbst  bis  zur  Propagierung  eines 
politischen,  ja  eines  partikularistischen  Föderalismus  ausgespielt. 
Sieht  man  von  solchen  Aeußerungen  Bismarcks  nach  der  Entlassung 
aus  seinen  Aemtern  ab,  so  läßt  sich  sagen,  daß  er  der  Verfechter 
des  bundesstaatlichen  Rechtsgedankens  wegen  dessen  beherr- 
schender einheitspolitischer  Funktion  war:  Die  deutschen  nicht- 
preußischen Regierungen  ließen  sich  regieren,  weil  sie,  —  wenn  sie 
das  vielleicht  auch  nicht  immer  selbst  glaubten  —  so  doch  ihren 
Ständen,  ihren  Bevölkerungen  sagen  konnten,  daß  sie  m  i  t  r  e  g  i  e  r  e  n  ^). 
So  diente  der  bundesstaatliche  Rechtsgedanke  geradezu  als  e  i  n- 
heitspolitiches  Herrschaftsmittel  des  Reiches.  Darin, 
nicht  nur  in  der  praktischen  Funktion  als  Ausgleichs-  und  Kom- 
munikationsorgan ^)  lag  auch  der  Kern  der  einheitspolitischen  Bedeutung 
des  Bundesrats,  in  welchem  sich  der  bundesstaatliche  Rechtsgedanke 
organisatorisch  verkörpert  hat.  Als  Zeugnis  dafür,  wie  sehr  sich 
die  einheitspolitische  Vorstellung  vom  Bundesrat  zugleich  mit  der 
Idee  bündischen  Rechts  festgesetzt  hatte,  haben  wir  nun  den  Ruf 
jener  sozialistischen  Politiker  Ende  1918  nach  dem  Palladiumdes  bundes- 
staatlichen Rechts,  nach  einem  Bundesrat,  der  ihnen  als  das  einzige 
Mittel  in  äußerster  Not  erschien,  die  Einheit  des  Reiches  zu  retten. 

VIIL 

Die  heutige  Reichsregierung  entbehrt  solcher  Möglichkeit,  jenen 
Mangel  des  von  der  Verfassung  belassenen,  wenn  auch  organisatorisch 
abgeschwächten  bundesstaatlichen  Rechtsgedankens  durch  einen  be- 
herrschenden Einfluß  im  Reichsrat  zu  korrigieren.  Die  politisch- 
partikularistische  Kraft  des  verhältnismäßigen  Einflußrechts  ist  insoweit 


1)  Ein  anschauliches  Zeugnis  für  die  bündische  Taktik  Bismarcks  und 
Preußens  geben  die  Bemerkungen  Mittnachts  a.  a.  0.  S.  66. 

~)  Erich  Kaufmann,  Bismarcks  Erbe  in  der  Reichsverfassung,  Berlin 
1917,  S.  35  f. 
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auf  Kosten  des  von  der  Keichsverfassung  verfolgten  einheitspolitischen 
Planes  gewachsen.     Aber  nicht  genug  damit. 

Von  der  Anschauung  aus,  der  Grundsatz  der  Dezentralisation 
werde  tiberall  ohne  Schaden  für  das  unitarische  Prinzip  eine  Art 
von  Ersatz  für  die  organisatorische  Schwächung  des  bundesstaat- 
lichen Rechtsgedankens  bieten^),  wird  die  Idee  der  Dezentralisation 
und  Selbstverwaltung  namentlich  auch  von  solchen  Kreisen  voran- 
getragen, die  auf  diese  Weise  den  partikularistischen  Drang  einzel- 
staatlicher Wähler  gegenüber  den  zentralistischen  Härten  des  all- 
zuhastig inszenierten  unitarischen  Verfassungsprogramms  zu  be- 
schwichtigen suchen^).  Wie  die  Errichtung  von  Zweigstellen  be- 
stimmter Reichs  ministerien  außerhalb  der  Zentrale ,  in 
Ländern,  zeigt ^),  kann  solche  „Dezentralisation"*)  auf  Wege  führen 
die    ebenso    vom    Föderalismus,    wie    vom    Unitarismus    ab    und   auf 


')  Siehe  z.  B.  Pötzsch  a.  a.  O.  S.  49 :  „Im  demokratischen  Gedanken 
steckt  aber  auch  die  Anerkennung  des  Prinzips  der  Selbstverwaltung  und 
der  dadurch  gebotenen  Dezentralisation.  So  werden  sich  auch  Brücken 
vom  alten  Föderativstaat  zu  dem  sich  dezentralistisch 
organisierenden  Einheitstaat  schlagen  lasse n". 

^)  Vgl.  folgende  Stelle  aus  Ziff.  2  der  Leitsätze  der  demokratischen 
Tagung  in  Heidelberg  vom  13.  Nov.  1920  (Frankf.  Ztg.  vom  14.  Nov.  1920, 
2.  Morgenblatt). 

„Der  Abbau  der  staatlichen  Zwangswirtschaft  hat  zu  einem  starken 
Abbau  der  überspannten  Zentralisierung  in  Berlin  geführt;  weitergehende 
Dezentralisierung,  z.  B.  in  der  Getreidewirtschaft  ....  ist  aber  not- 
wendig. Es  bedarf  der  Nachprüfung,  ob  nicht  bei  Verreichlichung  der 
Eisenbahnen  zum  Schaden  der  Wirtschaftlichkeit  zu  stark  zentralisiert 
worden  ist". 

')  Vgl.  Staatsvertrag  betr.  Uebergang  der  Staatseisenbahnen  auf  das 
Reich  vom  30.  April  1920,  R.G.Bl.  S.  774,  nebst  vorläufiger  Verwaltungs- 
ordnung vom  26.  April  1920  a.  a.  O.  S.  797  §  2,  femer  Staatsvertrag  zwi- 
schen dem  Deutschen  Reich  und  Bayern,  betr.  Uebergang  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  Bayerns  an  das  Reich  (R.G.Bl.  S.  644)  §  4  und  über 
die  ungleiche  Handhabung  die  Vorstellungen  Württembergs  bei  der  Reichs- 
regierung laut  halbamtlicher  Mitteilung  des  württ.  Staatsanzeigers  vom 
25.  Jan.  1921. 

Wegen  des  gegenwärtigen  Standes  s.  Handbuch  des  Deutschen  Reiches 
1922  S.  196,  235. 

^)  Denn  auch  dies  ist  in  Wahrheit  „Dezentralisation",  aber  eine  De- 
zentralisation, die  dem  von  Koch  (D.J.Z.  1921,  S.  294)  aufgestellten  Begriff 
nicht  entspricht.  — 

Ueber  die  Bedenken  des  Dezentralisationsprinzips,  angewendet  auf 
Preußen,  spricht  sich  Koch  in  dem  Artikel  „Das  Verhältnis  Preußens  zum 
Reich",  Deutsche  allgemeine  Zeitunt;  Nr.  158,  vom  6.  April  1921  aus.  — 

Siehe  ferner  den  Artikel  von  „W.  K.",  ,,Der  alte  und  neue  Föderalis- 
mus", Frankf.  Ztg.  vom  13.  Febr.  1921,  Morgenblatt. 
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kräftigen  Partikularismus  hinlenken  können.  Was  Rehm^)  einmal 
vor  Jahren  von  einer  Durchbrechung  des  „föderalistischen"  Grund- 
satzes, Reichsbeamte  von  der  örtlichen  Verwaltung  fernzuhalten, 
fürchtete,  nämlich  Schädigung  der  Autorität  der  Landesgewalt,  ist 
hier  weniger  zu  besorgen  als  die  Entwicklung  von  Behörden,  die 
einer  einzelstaatlichen  zentralen  Stelle  im  Reichsgewande  ähnlich 
sehen  ^).  Der  bundesstaatliche  Gedanke  aktiven  Einflusses  an  und 
bei  der  Zentrale  vermag  in  Wahrheit  einheitspolitischer  zu  wirken 
als  „einheitsstaatliche  Dezentralisation"  solcher  Art.  Es  ist  für  die 
Gesamtheit  nützlicher,  wenn  die  Einzelstaaten  genötigt  sind,  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  den  Ausgleich  am  Sitz  der  Zentrale  selbst 
zu  suchen  und  dort  nötigenfalls  mäßigend  zu  wirken,  als  in  der 
Landeshauptstadt.  Mitten  in  der  Zwangswirtschaft  des  Krieges  fiel, 
wenn  auch  aus  Anlaß  einer  anderen  Frage,  im  Sinne  dieses  aktiven 
bündischen  Gedankens  das  Wort  Max  Weber's^)  mit  welchem  diese 
Darlegung  geschlossen  sei : 

„Hinreichende  Freiheit  vom  Reiche  ist  den  Bundesstaaten  also 
gesichert.  Was  fehlt,  ist  hinlänglicher  Einfluß  i  m  Reich,  auf  die 
Leitung  der  Reichspolitik.  Gerade  dieser  aber  wird  in  Zukunft 
wichtig. " 

»j  Rehm,  Unitarismus  und  Föderalismus,  Dresden  1898,  S.  38. 

2)  Vermerkt  sei  hier  auch  die  Einrichtung,  daß  hohe  Reichsbeamte  mit 
Sitz  im  (nichtpreußischen)  Land  zugleich  Staatsminister  des  Landes  sind 
(wie  z.  B.  in  Baden,  Hessen,  Oldenburg,  wo  der  Finanzminister  zugleich 
Präsident  des  Landesfinanzamts  ist).  Siehe  Reichshandbuch  1922,  S.  131  ff. 
Es  scheint,  daß  diese  Praxis  neuerdings  infolge  Streichung  der  diesbezüg- 
lichen Reichsgehalte  abgebaut  wird. 

')  Gesammelte  politische  Schriften,  S.  240. 
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